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Rentenpolitik im Koalitionsvertrag – Was er
wartet uns in der neuen Legislaturperiode?

Am 16. Dezember 2013 haben die Spitzen von Union und SPD 
den Koalitionsvertrag „Deutschlands Zukunft gestalten” unter
zeichnet. Er sieht eine Reihe von Leistungsverbesserungen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung vor, die im Wesentlichen 
bereits zum 1. Juli 2014 umgesetzt werden sollen.

Mütterrente
Geplant ist eine Aufstockung der Rente für alle Mütter oder Väter, 
deren Kinder vor dem 1. Januar 1992 geboren sind. Sie sollen 
einen Entgeltpunkt mehr erhalten, d. h. die Rente würde brutto 
um etwa 28 EUR im Westen und knapp 26 EUR im Osten steigen. 
Dies soll ab dem 1. Juli 2014 sowohl für jetzige als auch für künf
tige Rentnerinnen und Rentner gelten.

Abschlagsfreie Rente mit 63
Wer 45 Beitragsjahre (einschließlich Zeiten der Arbeitslosigkeit) in 
der gesetzlichen Rentenversicherung aufweisen kann, soll ab 
1. Juli 2014 schon mit 63 Jahren in Rente gehen können – und 
zwar ohne Abschläge. Allerdings soll es nicht dauerhaft bei der 
Altersgrenze von 63 Jahren bleiben. Diese Altersgrenze soll 
schrittweise auf das vollendete 65. Lebensjahr angehoben wer
den. Die Regelung folgt der Anhebung der Regelaltersgrenze von 
65 auf 67 Jahre. 

Erwerbsminderungsrente
Um die rentenrechtliche Absicherung Erwerbsgeminderter zu 
verbessern, soll die sog. Zurechnungszeit um 2 Jahre verlängert 
werden. Durch sie werden erwerbsgeminderte Versicherte ren
tenrechtlich im Wesentlichen so gestellt, als hätten sie bis zur 
Vollendung des 60. – künftig bis zur Vollendung des 62. Lebens
jahres – gearbeitet. Die verlängerte Zurechnungszeit vollzieht die 
Anhebung der Regelaltersgrenze nach und verhindert, dass das 
Niveau der Erwerbsminderungsrenten im Vergleich zu den Alters
renten weiter absinkt. Außerdem sollen die unmittelbar vor Ein
tritt der Erwerbsminderung liegenden 4 Jahre künftig bei der 
Bewertung der Zurechnungszeit nur noch berücksichtigt werden, 
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wenn sich dies für den Rentenbezieher positiv auswirkt. Hinter
grund: Vielfach gehen die pro Jahr erworbenen Rentenanwart
schaften aus sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung aus 
gesundheitlichen Gründen schon in den letzten Jahren vor Eintritt 
der Erwerbsminderung deutlich zurück.

Lebensleistungsrente
Schließlich ist im Koalitionsvertrag auch die Einführung einer 
„solidarischen Lebensleistungsrente” festgelegt, und zwar 
„voraussichtlich bis 2017”. Wer 40 Jahre Rentenversicherungsbei
träge gezahlt hat, und dennoch im Alter weniger als 30 Entgelt
punkte – das entspricht heute rund 850 EUR Rente – erreicht, soll 
von einer Aufwertung der erworbenen Entgeltpunkte profitieren; 
bis 2023 sollen übergangsweise 35 Beitragsjahre für eine Auf
wertung ausreichen. Dabei sollen 5 Jahre Arbeitslosigkeit wie 
Beitragsjahre in der Rentenversicherung behandelt werden. Nach 
2023 soll dann eine zusätzliche Altersvorsorge als Zugangs
voraussetzung erforderlich sein. Wer trotz dieser Aufwertung 
nicht auf eine Rente von 30 Entgeltpunkten kommt und bedürftig 
ist, soll einen weiteren Zuschlag bis zu einer Gesamtsumme von 
30 Entgeltpunkten erhalten.

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber



4 summa summarum 1·2014 · Statusbeurteilung von Familienangehörigen

BSG-Rechtsprechung: Statusbeurteilung bei 
Mitarbeit im Einzelunternehmen von Familien
angehörigen

Das Bundessozialgericht hat mit Urteil v. 30. April 2013 
(B 12 KR 19/11 R) konkretisiert, dass sich die sozialversiche
rungsrechtliche Beurteilung einer Erwerbstätigkeit im Einzel
unternehmen eines Familienangehörigen nicht wesentlich von 
der Erwerbstätigkeit in einer Familien-GmbH unterscheidet.

Sachverhalt
Die Arbeitgeberin betrieb ein Ladengeschäft, in dem Getränke und 
Lebensmittel verkauft wurden. Das Geschäft sollte später einmal 
von der Mutter auf den dort beschäftigten Sohn übergehen. Der 
Sohn war nach dem 1991 geschlossenen Anstellungsvertrag als 
„Stellvertreter” vollzeitbeschäftigt und für Warenbestellung/-kauf 
sowie Personalfragen bei Abwesenheit der Mutter zuständig. Er 
erhielt ein tarifvertragliches Entgelt, für ihn wurden Lohnsteuer 
und Sozialabgaben abgeführt.

1999 wurde eine Weinprobierstube eingerichtet. Seit 24. Juni 2001 
wurde das Unternehmen nur noch als Weinhandlung mit Gaststätte 
betrieben. Der Sohn war seither für die Weinbestellung, die Prüfung 
der Lieferantenrechnungen, die Präsentation der Weine, die Preis
kalkulation, die Gestaltung der Wein- und Speisenkarten sowie die 
Bedienung der Gäste zuständig. Die Mutter bereitete die Speisen zu, 
des Weiteren kontrollierte sie die buchmäßige Abrechnung.

Aus Rücksichtnahme auf die finanziellen Belastungen des Unter
nehmens wurde das Entgelt des Sohnes von der allgemeinen 
Lohnentwicklung abgekoppelt. Außerdem zahlte er einmalig eine 
Rechnung über 5.000 EUR aus eigenen Mitteln.

Die Entscheidungen der Vorinstanzen (SG und LSG)
Nach Auffassung des Sozialgerichts (SG) Leipzig lag bereits seit 
1. Januar 1991 – dem Eintritt in den Betrieb – eine selbstständige 
Tätigkeit vor. Dagegen hat das Sächsische Landessozialgericht 
(LSG) den Sohn erst später, ab 24. Juni 2001, als nicht versiche
rungspflichtig angesehen. Insbesondere der Arbeitsvertrag, die 
Entgeltzahlungen sowie die Überweisung des Entgelts auf sein 
Privatkonto sprachen nach Auffassung des LSG bis 23. Juni 2001 
für eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. Aufgrund 
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eines grundlegenden Strukturwandels im Familienunternehmen 
war der Sohn dann aber in eine Unternehmerstellung gerückt. Er 
hat – trotz der weiteren Alleininhaberschaft seiner Mutter – bei 
der Unternehmensführung faktisch seinen Willen durchsetzen 
und das Unternehmen wie ein eigenes verwalten können, nicht 
zuletzt wegen seines überragenden Wein-Fachwissens. Sein nur 
geringes Kapitalrisiko trat dahinter zurück.

BSG hebt Entscheidung des LSG auf
Nach der Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) war der 
Sohn durchgehend als Beschäftigter anzusehen. Dies betrifft auch 
die Zeit nach Aufgabe des Ladengeschäfts ab 24. Juni 2001. Denn 
zu dem Gesamtbild der zu würdigenden Umstände gehört nach 
Auffassung des BSG auch die den Beteiligten zustehende Rechts
macht, unabhängig davon, ob von dieser Gebrauch gemacht wird. 
Der schriftliche Arbeitsvertrag mit typischen Arbeitnehmerrech
ten und -pflichten wurde sozialversicherungs- und steuerrechtlich 
tatsächlich entsprechend gelebt. Die Mutter blieb durchgängig 
alleinige und damit allein haftende Geschäftsinhaberin. Ihr Sohn 
war in die von ihr vorgegebene Arbeitsorganisation weiter einge
bunden. Die verwandtschaftliche Beziehung änderte daran grund
sätzlich nichts, da es sich weder um bloße familienhafte Mithilfe 
noch um das Einrücken in die Stellung eines Mitunternehmers 
handelte. Auch die weiteren vom LSG herangezogenen Indizien 
(einmalige Begleichung einer Warenrechnung, Abkoppelung von 
der tariflichen Lohnentwicklung, Warenfachkenntnisse) lassen 
nicht die Schlussfolgerung zu, dass der Sohn allein aufgrund einer 
„faktischen Machtposition” und trotz fehlender relevanter Ände
rung der rechtlichen Rahmenbedingungen sozialversicherungs
rechtlich in die Stellung eines (Mit-)Geschäftsinhabers und Unter
nehmers eingerückt ist.

Auswirkungen auf die Praxis
Das BSG-Urteil ist für die sozialversicherungsrechtliche Beurtei
lung von Personen, die bei Familienangehörigen in einem Einzel
unternehmen mitarbeiten, von großer Bedeutung: Es kommt für 
die Selbstständigkeit neben dem erforderlichen Unternehmerri
siko auch auf die Rechtsmacht an. Allein eine „faktische Machtpo
sition”, die vom BSG als „Schönwetter-Selbstständigkeit” bezeich
net wird, reicht für die Annahme einer selbstständigen Tätigkeit – 
ebenso wie in einer Familien-GmbH (vgl. dazu summa summarum 
4/2013) – nicht aus.
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Beitragszuschuss zur privaten 
Krankenversicherung

Arbeitnehmer, die bei einem privaten Krankenversicherungs
unternehmen versichert sind, haben gegenüber ihren Arbeit
gebern einen Anspruch auf einen Beitragszuschuss. Dabei 
wurde bisher ein Beitragszuschuss auch für die Beiträge der 
Angehörigen (Ehegatte oder Kinder) gezahlt, wenn diese in der 
gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig versichert sind. 
Das Bundessozialgericht hat nun entschieden, dass darauf kein 
Anspruch besteht.

Beitragszuschuss für privat krankenversicherte Arbeitnehmer
Privat krankenversicherte Arbeitnehmer haben einen Anspruch 
auf Zahlung eines Beitragszuschusses durch den Arbeitgeber, 
wenn in der gesetzlichen Krankenversicherung

→ wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze Ver
sicherungsfreiheit besteht,

→ eine Versicherungspflicht wegen Vollendung des 55. Lebens
jahres nicht mehr begründet werden kann oder

→ eine Befreiung von der Krankenversicherungspflicht erfolgt ist.

Voraussetzung für den Beitragszuschuss ist, dass der Arbeitneh
mer im Falle einer Krankheit Vertragsleistungen vom privaten 
Krankenversicherungsunternehmen beanspruchen kann, die der 
Art nach den Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
entsprechen.

Höhe des Beitragszuschusses
Der Beitragszuschuss beträgt die Hälfte des Betrages, der für den 
Arbeitnehmer aufzuwenden wäre, wenn er in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versicherungspflichtig wäre, höchstens 
jedoch die Hälfte des tatsächlichen Beitrages für die private Kran
kenversicherung.

Bei der Bemessung des Beitragszuschusses sind auch die Auf
wendungen für die privat krankenversicherten Angehörigen zu 
berücksichtigen, wenn diese im Falle der Versicherungspflicht 
des Arbeitnehmers in der gesetzlichen Krankenversicherung 
familienversichert wären.
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Daraus wurde gefolgert, dass auch die Beiträge eines freiwillig 
gesetzlich krankenversicherten Angehörigen bei der Bemessung 
des Beitragszuschusses zu berücksichtigen waren.

Kein Beitragsanspruch für gesetzlich versicherte Angehörige
Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit seinem Urteil vom 
20. März 2013 (B 12 KR 4/11 R) entschieden, dass nur Beitragsauf
wendungen für Angehörige zu berücksichtigen sind, wenn diese in 
der privaten Krankenversicherung versichert sind. Die Beiträge 
für Angehörige zur freiwilligen gesetzlichen Krankenversicherung 
sind hingegen bei der Bemessung des Beitragszuschusses nicht 
zu berücksichtigen. Nach Auffassung des BSG besteht für eine 
Ausdehnung auf Beitragsaufwendungen von freiwillig in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Angehörigen 
nach Sinn und Zweck der gesetzlichen Vorschrift kein Raum.

Steuer- und beitragsrechtliche Folgen
Erhält ein Arbeitnehmer einen Beitragszuschuss, bei dessen Höhe 
die Beitragsaufwendungen für einen Angehörigen zu einer freiwil
ligen gesetzlichen Krankenversicherung berücksichtigt werden, 
so stellt der auf den Beitragsanteil des Angehörigen entfallende 
Anteil des Beitragszuschusses steuerpflichtigen Arbeitslohn und 
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung 
dar. Denn nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV sind nur Ausgaben des 
Arbeitgebers für Zukunftssicherungsleistungen eines Arbeitneh
mers beitragsfrei, die der Arbeitgeber aufgrund gesetzlicher Vor
schriften zahlen muss und die deshalb nach § 3 Nr. 62 EStG 
steuerfrei sind.

Vertrauensschutz für die Vergangenheit
Für den Bereich der Sozialversicherung haben die Spitzenorgani
sationen der Sozialversicherung entschieden, dass die Rechtspre
chung des BSG nur zukunftsgerichtet für die Zeit ab dem 1. Januar 
2014 berücksichtigt wird. Für die Vergangenheit wird aufgrund der 
bisher abweichenden Rechtsauffassung der Sozialversicherungs
träger ein Vertrauensschutz gewährt.
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Wie sich unterschiedliche Abgabegründe  
bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage  
der Künstlersozialabgabe auswirken

Bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage der Künstler
sozialabgabe sind eigentlich alle Entgelte zu berücksichtigen, 
die ein zur Abgabe Verpflichteter an selbstständige Künstler 
und Publizisten zahlt. Bei bestimmten Fallkonstellationen gibt 
es aber Ausnahmen.

Der jeweilige Abgabegrund muss gesondert vorliegen
Bei der Bemessung der Künstlersozialabgabe sind nur Entgelte 
zu berücksichtigen, die im Rahmen einer konkret zur Abgabe
pflicht führenden Tätigkeit des Unternehmers gezahlt werden.

Künstlersozialabgabe 
Künstlersozialabgabe müssen Unternehmen entrichten, 
→ die typische Verwerter von Kunst und Publizistik sind  

(§ 24 Abs. 1 Satz 1 KSVG).  

Dies sind 
1. Buch-, Presse- und sonstige Verlage, Presseagenturen (einschl. 

Bilderdienste), 
2. Theater (ausgen. Filmtheater), Orchester, Chöre und vergleichbare 

Unternehmen; Voraussetzung ist, dass ihr Zweck überwiegend 
darauf gerichtet ist, künstlerische/publizistische Werke oder Leis
tungen öffentlich aufzuführen oder darzubieten, 

3. Theater-, Konzert- und Gastspieldirektionen sowie sonstige Unter
nehmen, deren wesentlicher Zweck darauf gerichtet ist, für die 
Aufführung oder Darbietung künstlerischer/publizistischer Werke 
oder Leistungen zu sorgen, 

4. Rundfunk, Fernsehen, 
5. Herstellung von bespielbaren Bild- und Tonträgern  

(ausschließlich alleiniger Vervielfältigung), 
6. Galerien, Kunsthandel, 
7. Werbung oder Öffentlichkeitsarbeit für Dritte, 
8. Varieté- und Zirkusunternehmen, Museen, 
9. Aus- und Fortbildungseinrichtungen für künstlerische/ 

publizistische Tätigkeiten.

→ die Eigenwerbung betreiben und dabei nicht nur gelegentlich Auf
träge an selbstständige Künstler oder Publizisten erteilen  
(§ 24 Abs. 1 Satz 2 KSVG).

→ die aus anderen Gründen – nach der sog. Generalklausel – für 
Zwecke ihres Unternehmens nicht nur gelegentlich Aufträge an 
selbstständige Künstler oder Publizisten erteilen, wenn im Zusam
menhang mit dieser Nutzung Einnahmen erzielt werden sollen  
(§ 24 Abs. 2 KSVG).
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Das Vorliegen von Abgabepflicht nach einem einzelnen Abgabe
grund im Sinne von § 24 KSVG führt somit nicht zwangsläufig 
dazu, dass alle Zahlungen des Unternehmens an selbstständige 
Künstler oder Publizisten bei der Bemessung der Künstlersozial
abgabe zu berücksichtigen sind. Die Abgabepflicht ist für jeden 
Abgabegrund separat festzustellen. Abgabegründe sind typische 
Verwertung, Eigenwerbung und Generalklausel.

Möglich sind 4 unterschiedliche Kombinationen von Abgabegründen.

1. Mehrere Abgabegründe „Typische Verwertung” untereinander

→ Die Abgabegründe nach den Nummern 1 bis 9 des  
§ 24 Abs. 1 Satz 1 KSVG müssen jeweils gesondert vorliegen, 
um die Entgelte bei der Bemessung der Künstlersozialabgabe 
berücksichtigen zu können.

Aus dem Unternehmenszweck eines typischen Verwerters folgt 
nicht unmittelbar die Abgabepflicht für alle Zahlungen. Nicht 
abgabepflichtig sind Zahlungen, die dem Tätigkeitsbereich eines 
anderen Abgabegrundes zuzuordnen sind, für den der Unterneh
menszweck nicht vorliegt.

Das Bundessozialgericht (BSG) hat im Urteil vom 20. November 
2008 (B 3 KS 5/07 R) hierzu in einem konkreten Fall entschieden. 
Ein Musikverein unterliegt als Ausbildungseinrichtung der Abga
bepflicht als typischer Verwerter nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 
KSVG. Zahlt der Musikverein Entgelte außerhalb dieses Unterneh
menszweckes an selbstständige Künstler und Publizisten, wie 
hier für eine Teilnahme an einem Orchesterauftritt des Musikver
eins, sind diese gezahlten Entgelte bei der Bemessung der Künst
lersozialabgabe nicht zu berücksichtigen. Denn der Musikverein 
ist nicht als Orchester im Sinne des Gesetzes zu werten und 
unterliegt folglich nicht der Abgabepflicht als typischer Verwerter 
nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KSVG.
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2. Abgabegründe „Typische Verwertung” und „Generalklausel”

→ Abgabegründe nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 9 und  
Abs. 2 KSVG müssen gesondert vorliegen

Eine Abgabepflicht auf geleistete Zahlungen eines typischen 
Verwerters kann auch entstehen, wenn diese nicht bereits vom 
Unternehmenszweck erfasst oder zum Zwecke der Eigenwerbung 
gezahlt werden. Dies gilt für im Rahmen der „Generalklausel” 
geleistete Zahlungen. Allerdings muss der Abgabegrund nach 
§ 24 Abs. 2 KSVG vorliegen und für sich betrachtet zur Abgabe
pflicht führen.

Für den bereits beispielhaft genannten Musikverein, der seinem 
Unternehmenszweck nach selbst nicht als Orchester zu beurtei
len ist, können Zahlungen an selbstständige Künstler im Rahmen 
von öffentlichen Auftritten nur dann für die Bemessung der Künst
lersozialabgabe herangezogen werden, wenn mehr als 3 Veran
staltungen in einem Kalenderjahr durchgeführt werden.

3. Abgabegründe „Eigenwerbung” und „Generalklausel”

→ Abgabegründe müssen gesondert vorliegen

Auch bei einem im Rahmen der Eigenwerbung nach § 24 Abs. 1 Satz 2 
KSVG Abgabepflichtigen können Zahlungen an selbstständige 
Künstler und Publizisten anderen Zwecken als der Eigenwerbung 
dienen. Sie werden nur dann bei der Bemessung der Künstlersozial
abgabe berücksichtigt, wenn eine Abgabepflicht im Rahmen der 
Generalklausel nach § 24 Abs. 2 KSVG dem Grunde nach entsteht.

4. Abgabegründe „Typische Verwertung” und „Eigenwerbung”

→ Eigenwerbung ist Bestandteil unternehmerischen Handelns 
eines typischen Verwerters und muss daher als Abgabegrund 
nicht gesondert vorliegen

In einem weiteren Urteil hat das BSG am 31. August 2000 
(B 3 KR 27/99 R) entschieden, welche Entgelte bei der Bemessung 
der Künstlersozialabgabe eines typischen Verwerters zu 
berücksichtigen sind. Das BSG hat klargestellt, dass ein typischer 
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Verwerter, der für sich Werbung und Öffentlichkeitsarbeit 
betreibt, dies regelmäßig im Rahmen seines unternehmerischen 
Handelns tut. Nach Auffassung des BSG werden die hierdurch 
ausgelösten abgabepflichtigen Sachverhalte im Rahmen der 
Eigenwerbung und die in diesem Zusammenhang gezahlten Ent
gelte letztlich bereits durch die festgestellte Abgabepflicht eines 
typischen Verwerters erfasst. Der Abgabegrund der Eigenwerbung 
muss daher bei einem typischen Verwerter nicht gesondert vor
liegen.

Beurteilung der Abgabegründe bei der Betriebsprüfung
Für die Rentenversicherungsträger ist das Vorliegen einzelner 
Abgabegründe zur Bemessung der Künstlersozialabgabe im Rah
men ihrer Arbeitgeberprüfungen von Bedeutung. Bei der erstma
ligen Prüfung der Zahlung der Künstlersozialabgabe in bisher 
nicht abgabepflichtigen Unternehmen werden sämtliche Zahlun
gen vor dem Hintergrund des Vorliegens des jeweiligen Abgabe
grunds und der daraus folgenden Abgabepflicht geprüft. Die 
Abgabegründe und die jeweiligen Entgelte nach § 25 KSVG werden 
durch die Rentenversicherungsträger mit Bescheid festgestellt.

Seit dem Jahr 2013 werden Bestandsprüfungen bei abgabe
pflichtigen Unternehmen durchgeführt, die der Künstlersozial
kasse bereits einmal jährlich die gezahlten Entgelte melden. Die 
Bestandsprüfungen der Rentenversicherungsträger umfassen 
nicht nur die vollständige Berücksichtigung aller Zahlungen, son
dern auch umgekehrt: Waren möglicherweise gemeldete Zahlun
gen nicht zu berücksichtigen, weil diese für sich betrachtet nicht 
zur Abgabepflicht führten?
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Berufsständische Versorgung: Befreiung von 
der Rentenversicherungspflicht

Die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) vom 
31. Oktober 2012 hat erhebliche Auswirkungen auf die Beurtei
lung der Versicherungspflicht von Mitgliedern berufsständi
scher Versorgungswerke in der gesetzlichen Rentenversiche
rung. Das BSG hat in mehreren Urteilen entschieden, dass eine 
Befreiung ihre Wirkung nur für das konkrete Beschäftigungs
verhältnis bei dem bestimmten Arbeitgeber entfaltet, für das 
sie beantragt wurde.

Nach dem 31. Oktober 2012 aufgenommene Beschäftigungen
Die BSG-Urteile gelten vor allem für Beschäftigungsverhältnisse, 
die nach der Urteilsverkündung aufgenommen oder in ihrem 
Tätigkeitszuschnitt wesentlich verändert worden sind bzw. wer
den. In allen diesen Fällen muss ein neuer Befreiungsantrag 
gestellt werden, wenn für die konkrete Beschäftigung eine Befrei
ung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenver
sicherung erreicht werden soll. Im Befreiungsantrag ist sowohl 
die Tätigkeit genau zu bezeichnen als auch der Arbeitgeber kon
kret zu benennen. Darüber hinaus ist eine 3-monatige Antrags
frist (§ 6 Abs. 4 SGB VI) zu beachten, um eine nahtlose Beitrags
zahlung zum berufsständischen Versorgungswerk zu gewähr
leisten.

Kann ein Arbeitnehmer bei einer Beschäftigungsaufnahme nach 
dem 31. Oktober 2012 dem Arbeitgeber weder einen positiven 
Befreiungsbescheid noch den Nachweis über eine Antragstellung 
vorlegen, muss der Arbeitgeber eine Anmeldung zur gesetzlichen 
Rentenversicherung vornehmen und folglich auch die Beiträge 
dorthin entrichten.

Am 31. Oktober 2012 bestehende Beschäftigungen
Die BSG-Urteile sind aber grundsätzlich auch für bis zum 31. Okto
ber 2012 aufgenommene Beschäftigungsverhältnisse von Bedeu
tung.
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Allerdings ist dabei zu beachten: Den Betroffenen war aufgrund 
der bisherigen Verwaltungspraxis die Notwendigkeit eines neuen 
Befreiungsantrags beim Beschäftigungswechsel regelmäßig nicht 
bewusst. Deshalb wird unter bestimmten Voraussetzungen ein 
Vertrauensschutz gewährt.

Vertrauensschutzregelung bei klassischen berufsspezifischen  
Tätigkeiten
Für Mitglieder einer berufsständischen Versorgungseinrichtung, 
die in der Vergangenheit für die Ausübung einer klassischen 
berufsspezifischen Tätigkeit befreit worden waren und nach 
einem Arbeitsplatzwechsel eine derartige Tätigkeit weiterhin aus
übten, waren stets alle Beteiligten davon ausgegangen, dass kein 
neues Befreiungsverfahren eingeleitet werden musste. Dies betrifft 
z. B. Krankenhausärzte, Apotheker in Apotheken oder Rechts
anwälte bei anwaltlichen Arbeitgebern, die auf die Geltung der alten 
Befreiung vertraut haben. Dieses Vertrauen wird jetzt geschützt.

In diesen Fällen gilt daher:

Wird derzeit eine vor der Urteilsverkündung begründete klassi
sche berufsspezifische Beschäftigung ohne das Vorliegen einer 
konkreten beschäftigungsbezogenen Befreiung auf der Basis 
einer alten Befreiung ausgeübt, verbleibt es dabei. Neue 
Befreiungsanträge müssen zwingend erst bei einem weiteren 
Beschäftigungswechsel gestellt werden. Im Falle einer Betriebs
prüfung wird die Befreiung von der Versicherungspflicht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung durch die Vorlage des ur
sprünglichen Befreiungsbescheids und einer Beschreibung der 
aktuell ausgeübten Tätigkeit belegt.

Ausübung einer anderen Tätigkeit
Etwas anderes gilt für Mitglieder einer berufsständischen Versor
gungseinrichtung, die für die Ausübung einer berufsspezifischen 
Tätigkeit befreit worden waren, sich anschließend aber durch 
einen Arbeitsplatzwechsel von dieser Tätigkeit gelöst haben. Hier 
war die Befreiung für die neue Beschäftigung regelmäßig von 
einer konkreten Arbeitsplatzbeschreibung abhängig, da nur 
berufsspezifische Tätigkeiten befreiungsfähig sind. Dies betrifft 
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z. B. Syndikusanwälte, Syndikussteuerberater oder Industrieapo
theker, die bei jedem Arbeitgeberwechsel oder jedem wesent
lichen Wechsel des Tätigkeitsfeldes eine neue Befreiung zu bean
tragen hatten. In der Vergangenheit haben dies viele bereits 
beachtet.

Daneben gab es aber auch Betroffene, die die notwendigen 
Befreiungsanträge nicht gestellt haben und daher nicht im Besitz 
aktueller Befreiungsbescheide sind. Für sie wären, unabhängig 
von der Natur der ausgeübten Tätigkeit, allein aus formalen Grün
den wegen des Fehlens der Bescheide rückwirkend Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung zu entrichten.

Berufsspezifisch Tätige
Für Personen, die tatsächlich berufsspezifisch arbeiten, käme es 
zu einer – möglicherweise kurzfristigen – Unterbrechung ihrer 
Altersversorgung im berufsständischen Versorgungswerk. Um 
diese negative Folge zu vermeiden, wird den Betroffenen die Mög
lichkeit eröffnet, die versäumte Antragstellung nachzuholen und 
damit die Befreiungsfähigkeit der Beschäftigung durch die Deut
sche Rentenversicherung Bund feststellen zu lassen.

Ergibt die Überprüfung, dass die derzeit ausgeübte Tätigkeit als 
berufsspezifisch anzusehen ist, sind keine Beiträge zur gesetz
lichen Rentenversicherung zu entrichten – weder für die Vergan
genheit noch für die Zukunft.

Nicht berufsspezifisch Tätige
Handelt es sich dagegen nicht um eine berufsspezifische Tätig
keit, wird eine Befreiung von der Versicherungspflicht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nicht erteilt. Der Arbeitgeber 
hat den Arbeitnehmer umgehend entsprechend anzumelden und 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung zu zahlen – sowohl 
laufend als auch für die Vergangenheit.

Betriebsprüfung
Kann ein Arbeitgeber bei einer Betriebsprüfung für einen Arbeit
nehmer keinen aktuellen, sondern nur einen alten Befreiungsbe
scheid vorlegen, erhält der Arbeitgeber den Hinweis, dass die 
Antragstellung nachgeholt werden kann. Der Arbeitgeber hat die 
Aufforderung des Arbeitnehmers zur Antragstellung zu dokumen
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tieren. Der Sachverhalt wird bei der nächsten Betriebsprüfung 
erneut aufgegriffen und die Betriebsprüfung im Übrigen abge
schlossen.

Wird die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversiche
rung im Rahmen des Antragsverfahrens oder bei der nächsten 
Betriebsprüfung nachträglich festgestellt, werden der Nachzah
lungszeitraum und die eventuellen Säumniszuschläge nach den 
allgemeinen Regelungen ermittelt. Durch den ausdrücklichen 
Hinweis bei der Betriebsprüfung haben die Arbeitgeber Kenntnis 
im Sinne des §§ 24 Abs. 2 und 25 Abs. 1 SGB IV im Hinblick auf 
eine mögliche Zahlungspflicht.

Wichtig: Der Arbeitgeber muss den Arbeitnehmer unverzüglich 
zur gesetzlichen Rentenversicherung anmelden, wenn zwischen 
den beiden Betriebsprüfungen die Befreiung abgelehnt wird.

Kann bei einer Betriebsprüfung weder ein alter noch ein aktueller 
Befreiungsbescheid vorgelegt werden, werden Rentenversiche
rungsbeiträge sofort erhoben.

Tipp: Befreiung von der Rentenversicherungspflicht überprüfen
In Zweifelsfällen kann nur eine positive Befreiungsentscheidung 
Rechtssicherheit schaffen und einen Arbeitgeber vor hohen Nach
forderungen bewahren. Arbeitgeber sollten vor diesem Hinter
grund ein Interesse daran haben, dass ihre Mitarbeiter bisher 
unterbliebene Befreiungsverfahren möglichst umgehend nach
holen.

Möchte ein Arbeitgeber unabhängig von seinem Mitarbeiter tätig 
werden und hat er Zweifel an der Befreiungsfähigkeit der Tätig
keit, kann er auch einen Arbeitnehmer in einer bestehenden Be
schäftigung sofort zur gesetzlichen Rentenversicherung an
melden. In diesem Fall wären zunächst nur die laufenden Renten
versicherungsbeiträge zu entrichten. Eine etwaige Nachzahlung 
für Zeiträume vor der Anmeldung würde erst mit der Erteilung 
eines Ablehnungsbescheids fällig. Im Falle eines positiven 
Befreiungsbescheids würde das Versicherungsverhältnis zur 
gesetzlichen Rentenversicherung rückabgewickelt, da es sich um 
zu Unrecht gezahlte Beiträge handelt.

Erstattung von Beiträgen
Beiträge zur Sozialversi
cherung, die zu Unrecht 
entrichtet wurden, werden 
grundsätzlich erstattet, so
weit aus diesen Beiträgen 
noch keine Leistungen be
ansprucht worden sind und 
noch keine Verjährung ein
getreten ist. Für den Be
reich der Rentenversiche
rung besteht gegebenen
falls Beanstandungsschutz.



16 summa summarum 1·2014 · Rentenversicherungsbeitrag

2014: Rentenversicherungsbeitrag unverändert

Es bleibt dabei: Auch 2014 beträgt der Beitrag zur Rentenver
sicherung 18,9 %. Mit der Ausgabe vom 20. Dezember 2013 
wurde im Bundesgesetzblatt die „Bekanntmachung der Bei
tragssätze in der allgemeinen Rentenversicherung und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung für das Jahr 2014” vom 
19. Dezember 2013 verkündet (BGBl. I 2013, S. 4313).

Danach beträgt der Beitragssatz für das Jahr 2014

→ in der allgemeinen Rentenversicherung 18,9 %,
→ in der knappschaftlichen Rentenversicherung 25,1 %.

Das entspricht den Werten des Vorjahres.

Ebenfalls am 19. Dezember 2013 wurde im Deutschen Bundestag 
der „Entwurf eines Gesetzes zur Festsetzung der Beitragssätze in 
der gesetzlichen Rentenversicherung für das Jahr 2014 (Beitrags
satzgesetz 2014)” in erster Lesung beraten. Der Entwurf (BT-Drs. 
18/187), mit dem die gesetzliche Festsetzung der Beitragssätze in 
der Vorjahreshöhe beabsichtigt ist, wurde von den Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD eingebracht. Ziel der Beibehaltung der Bei
tragssätze ist es, so wird es in der Begründung des Gesetzes
entwurfs formuliert, „vor dem Hintergrund der politischen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen Kontinuität, Stabilität und 
Planungssicherheit für die Finanzierung der gesetzlichen Renten
versicherung sicherzustellen”. Die finanziellen Auswirkungen der 
unterbliebenen Absenkung des Beitragssatzes um 0,6 Prozent
punkte auf 18,3 % – geregelt im Wege einer Verordnung vor dem 
Hintergrund der Finanzsituation der gesetzlichen Rentenversiche
rung – werden für Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammen auf 
5,8 Mrd. EUR im Jahr beziffert.

Voraussichtlich im Februar 2014 wird das Gesetzgebungsverfahren 
abgeschlossen werden. Das Gesetz soll rückwirkend zum 1. Januar 
2014 in Kraft treten.
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Beitragsrecht der Krankenkassen wird neu 
geregelt – künftig einkommensabhängige 
Zusatzbeiträge möglich
Nach dem vorliegenden Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der Qualität in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung können die Krankenkassen 
zur Stärkung ihrer Beitragsautonomie und des Wettbewerbs 
ab dem Jahr 2015 individuelle einkommensbezogene Zusatz
beiträge von ihren Mitgliedern erheben. Im Gegenzug entfal
len die einkommensunabhängigen, pauschalen Zusatzbeiträge 
der Krankenkassen. Die damit verbundenen Regelungen eines 
steuerfinanzierten Sozialausgleichs werden abgeschafft.

Das neue Finanzierungsmodell der Gesetzlichen Krankenver
sicherung sieht zunächst vor, dass der allgemeine Beitragssatz  
ab dem kommenden Jahr um 0,9 Prozentpunkte gesenkt und da
mit auf 14,6 Prozent festgesetzt wird. Gleiches gilt auch für den 
ermäßigten Beitragssatz, der dann 14,0 Prozent betragen soll. 
Bezogen auf den allgemeinen Beitragssatz bleibt der Arbeitge
beranteil damit unverändert bei 7,3 Prozent gesetzlich festge
schrieben, für Arbeitnehmer reduziert sich ihr Beitragsanteil von 
bisher 8,2 auf 7,3 Prozent.

Damit entfällt der bislang in dem allgemeinen Beitragssatz ent
haltene, allein von den Mitgliedern aufzubringende Beitragsan
teil von 0,9 Prozentpunkten. Dieser soll zukünftig in die einkom
mensbezogenen Zusatzbeitragssätze einfließen, die die einzelnen 
Krankenkassen anstelle der bisherigen einkommensunabhän
gigen, pauschalen Zusatzbeiträge individuell in ihren Satzungen 
festsetzen können. Die einkommensbezogenen Zusatzbeiträge 
sind von den Mitgliedern allein zu tragen. 

Sie sollen im sogenannten Quellenabzugsverfahren von den je
weiligen beitragsabführenden Stellen gezahlt werden. Sofern die 
Krankenkassen einen Zusatzbeitragssatz festgelegt haben, sind 
die Zusatzbeiträge von den Arbeitgebern direkt vom jeweiligen 
Arbeitsentgelt einzubehalten und zusammen mit den Beitragsan
teilen aus dem allgemeinen Beitragssatz an die Einzugsstellen zu 
zahlen.
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Für bestimmte Personen soll der Zusatzbeitrag nicht nach dem 
von der Krankenkasse individuell festgelegten Zusatzbeitrags
satz, sondern in Höhe eines durchschnittlichen Zusatzbeitrags
satzes erhoben werden. Dieser durchschnittliche Zusatzbeitrags
satz soll beispielsweise für Bezieher von Arbeitslosengeld II oder 
Empfänger von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes 
nach dem SGB II oder dem SGB XII gelten. Er wird jährlich zum 
1. November vom Bundesministerium für Gesundheit festgelegt.

Diejenigen Mitglieder, die beitragsfrei in der gesetzlichen Kran
kenversicherung versichert sind, bleiben auch vom Zusatzbeitrag 
ausgenommen. Beitragsfreiheit besteht für die Dauer des An
spruchs auf Krankengeld, Mutterschaftsgeld oder des Bezuges 
von Elterngeld, wobei sich die Beitragsfreiheit nur auf diese Leis
tungen erstreckt.

Durch die Abschaffung des Sozialausgleichs entfallen die in die
sem Zusammenhang eingeführten Meldepflichten und eingerich
teten Dialogverfahren. Dazu gehören insbesondere die Meldungen 
der Krankenkassen, wenn aufgrund mehrerer beitragspflichtiger 
Einnahmen kein Sozialausgleich durchzuführen oder ein erhöhter 
Beitrag abzuführen gewesen wäre.

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber
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eGerichtsvollzieher – Rentenversicherung 
meldet Arbeitgeberdaten auf elektronischem 
Wege
Seit dem 1. Januar 2013 haben die etwa 4800 Gerichtsvollzieher 
nach der Zivilprozessordnung (ZPO) und dem Sozialgesetzbuch 
(SGB) die Möglichkeit, von der Rentenversicherung Informa
tionen über den Schuldner zu erhalten, damit sie Forderungen 
erfolgreich eintreiben können. 

Gibt ein Schuldner die Vermögensauskunft nicht ab oder ist nach 
dem Inhalt der Auskunft eine Befriedigung des Gläubigers nicht 
zu erwarten, ist der Gerichtsvollzieher befugt, Auskünfte bei den 
Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung, beim Bundeszen
tralamt für Steuern und beim Kraftfahrt-Bundesamt über ein Ar
beitsverhältnis, Konten, Depots oder Kraftfahrzeuge des Schuld
ners einzuholen. 

Der Gerichtsvollzieher darf die Daten erheben, wenn

> die Anschrift oder der derzeitige oder künftige Aufenthaltsort 
des Schuldners trotz Anfrage bei der Meldebehörde nicht be
kannt ist,

> der Schuldner seiner Pflicht zur Abgabe der Vermögensaus
kunft nicht nachgekommen ist oder 

> bei einer Vollstreckung in die in der Vermögensauskunft auf
geführten Vermögensgegenstände eine vollständige Befrie
digung des Gläubigers voraussichtlich nicht zu erwarten ist.

Auf Grundlage dieser Informationen kann der Gläubiger dann 
vollstrecken, zum Beispiel durch eine Pfändung von Gehaltsfor
derungen oder Kontoguthaben des Schuldners durch das Voll
streckungsgericht oder durch Pfändung eines auf den Schuldner 
zugelassenen Kraftfahrzeuges durch den Gerichtsvollzieher.  

eGerichtsvollzieher
Eine solche Auskunftsanfrage löste bislang einen kosten- und 
arbeitsintensiven Vorgang aus, da die Anfragen der Gerichtsvoll
zieher in einem papiergebundenen Verfahren bearbeitet wurden. 
Zwei Beispiele: Die DRV Bund erhält derzeit monatlich etwa 4000, 
die DRV Rheinland etwa 1000 schriftliche Übermittlungsersuchen 
zur manuellen Bearbeitung. 
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Die Rentenversicherung hat daher ein Verfahren entwickelt,           
um den Gerichtsvollziehern Angaben über den aktuellen Auf
enthaltsort oder Wohnsitz und den aktuell gemeldeten Arbeit
geber des Schuldners elektronisch zu übermitteln. Das Verfahren                    
„eGerichtsvollzieher“ läuft seit Anfang 2014. Elektronisch über
mittelt werden die aktuelle Anschrift sowie der Name und die    
Anschrift von derzeitigen Arbeitgebern eines Betroffenen.

Um am Verfahren „eGerichtsvollzieher“ teilnehmen zu können, 
bedarf es – neben eines entsprechenden Titels gegenüber einem 
Schuldner – einer Zulassung. 

Für das Auskunftsersuchen benötigen Gerichtsvollzieher das so
genannte EGVP (Elektronisches Gerichts- und Verwaltungspost
fach) sowie eine zusätzliche Anwendung, die von verschiedenen 
Herstellern für Gerichtsvollziehersoftware angeboten wird.

Strenger Datenschutz wird eingehalten - wann sind Auskunfts
ersuchen zulässig?
Die Auskünfte dürfen nur unter bestimmten Voraussetzungen er
teilt werden, die gesetzlich festgelegt sind. Ihr Vorliegen wird von 
der Rentenversicherung sowohl in formaler wie in fachlich/inhalt
licher Hinsicht sorgfältig geprüft. Die Träger der Rentenversiche
rung dürfen im Einzelfall Sozialdaten übermitteln, wenn

> das Auskunftsersuchen im Rahmen eines laufenden Voll
streckungsverfahrens gestellt wird und ein gültiger Voll
streckungstitel vorliegt und

> die zu vollstreckenden Ansprüche mindestens 500 Euro be
tragen.

Nach vollständiger Übermittlung löscht die Rentenversicherung 
die übermittelten Daten unverzüglich. Auf diese Weise sichert sie 
den Datenschutz über die herausgegebenen Informationen. 
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RV-Leistungsverbesserungsgesetz

Am 31. Januar 2014 hat die Bundesregierung den Entwurf             
eines Gesetzes über Leistungsverbesserungen in der ge
setzlichen Rentenversicherung (RV-Leistungsverbesserungs
gesetz) dem Bundesrat zugeleitet. Mit dem RV-Leistungs
verbesserungsgesetz soll ein Teil der im Koalitionsvertrag 
zwischen CDU/CSU und SPD vorgesehenen rentenrechtlichen 
Maßnahmen umgesetzt werden. 

Der Gesetzentwurf sieht Leistungsverbesserungen in vier Berei
chen vor: die Einführung einer „Mütterrente“, eine abschlagsfreie 
Altersrente ab 63, eine Verbesserung der Absicherung erwerbs
geminderter Menschen und die Anhebung des sogenannten Reha
Deckels. In Kraft treten sollen die Regelungen im Wesentlichen  
bereits zum 1. Juli 2014. Die Einführung einer „solidarischen Le
bensleistungsrente“ soll ausweislich des Koalitionsvertrags „vor
aussichtlich bis 2017“ erfolgen und ist im Gesetzentwurf nicht 
enthalten. 

„Mütterrente“
Kern des Gesetzentwurfs ist die Aufstockung der Rente für Mütter 
oder Väter, deren Kinder vor 1992 geboren sind. Wird am 30. Juni 
2014 schon eine Rente gezahlt, soll die Aufstockung ab Juli 2014 
in Höhe eines Entgeltpunkts pro Kind erfolgen. In den alten Bun
desländern entspricht dies einem Betrag von etwa 28 Euro. Sind 
Kindererziehungszeiten ausschließlich Entgeltpunkte (Ost) zuge
ordnet worden, beträgt der Zuschlag einen Entgeltpunkt (Ost),            
d. h. etwa 26 Euro. Es handelt sich dabei um Bruttobeträge, die 
sich um Abzüge für die Kranken- und Pflegeversicherung der 
Rentner und gegebenenfalls um Steuern vermindern. Maßgebend 
für den Zuschlag ist, ob eine Kindererziehungszeit im zwölften 
Kalendermonat nach Ablauf des Monats der Geburt des Kindes 
im Versicherungskonto gespeichert ist. 

Denjenigen, die ab dem 1. Juli 2014 in Rente gehen, wird ein zu
sätzliches Jahr Kindererziehungszeit im Versicherungskonto gut
geschrieben. Für diese Kindererziehungszeiten gelten dieselben 
Regelungen wie für die bisher schon angerechneten Kindererzie
hungszeiten.
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Die schon laufenden Renten stellen die Rentenversicherungs
träger von Amts wegen um. In den anderen Fällen wird das Ver
sicherungskonto angepasst, wenn z. B. eine Kontenklärung er
folgt oder wenn ein Rentenantrag gestellt wird.

Abschlagsfreie Rente ab 63
Bislang können besonders langjährig Versicherte mit 65 ab
schlagsfrei in Rente gehen, wenn sie 45 Jahre mit Pflichtbeiträgen                                                                   
oder Berücksichtigungszeiten wegen Kindererziehung im Ver
sicherungskonto belegt haben. Zeiten der Arbeitslosigkeit blei
ben dabei unberücksichtigt. Ab dem 1. Juli sollen Versicherte mit 
45 Beitragsjahren einschließlich Zeiten der Arbeitslosigkeit oder 
Berücksichtigungszeiten schon mit 63 abschlagsfrei in Rente ge
hen können. Angerechnet werden sollen allerdings nur Zeiten des 
Bezugs von Arbeitslosengeld, nicht aber Zeiten des Bezugs von 
Arbeitslosenhilfe oder Arbeitslosengeld II. Zeiten des Bezugs von 
Leistungen bei Krankheit und von Übergangsgeld sind Zeiten des 
Bezugs von Arbeitslosengeld gleichgestellt und sollen ebenfalls 
berücksichtigt werden. Die Altersgrenze von 63 soll beginnend mit 
dem Geburtsjahrgang 1953 schrittweise auf das vollendete 65. Le
bensjahr angehoben werden. Ab dem Geburtsjahrgang 1964 soll 
wieder die Altersgrenze von 65 Jahren gelten. 

Absicherung Erwerbsgeminderter
Zur Verbesserung der rentenrechtlichen Absicherung Erwerbs
geminderter sieht der Gesetzentwurf zwei Maßnahmen vor: eine 
Verlängerung der Zurechnungszeit um zwei Jahre und eine verän
derte rentenrechtliche Berücksichtigung der letzten vier Jahre vor 
Eintritt der Erwerbsminderung. 

Durch die Zurechnungszeit werden erwerbsgeminderte Versicher
te rentenrechtlich im Wesentlichen so gestellt, als hätten sie bis 
zur Vollendung des 60. – künftig bis zur Vollendung des 62. – Le
bensjahrs gearbeitet. Die Verlängerung der Zurechnungszeit um 
zwei Jahre vollzieht die Anhebung der Regelaltersgrenze nach und 
verhindert, dass das Niveau der Erwerbsminderungsrenten im 
Vergleich zu den Altersrenten weiter sinkt. 

Hintergrund der zweiten Maßnahme ist, dass die pro Jahr er
worbenen Rentenanwartschaften aus sozialversicherungspflich
tiger Beschäftigung bei einigen Erwerbsgeminderten schon in 
den letzten Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung deutlich 
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zurückgehen. Dies kann sich negativ auf die Bewertung der Zu
rechnungszeit auswirken. Die vier Jahre, die unmittelbar vor Ein
tritt der Erwerbsminderung liegen, sollen deshalb künftig bei der 
Bewertung der Zurechnungszeit nur noch berücksichtigt werden, 
wenn dies für die Erwerbsgeminderten günstiger ist. 

Anhebung des Reha-Deckels
Schließlich ist im Gesetzentwurf vorgesehen, dass die jährlichen 
Ausgaben für Leistungen zur Teilhabe in der Zeit vom 1. Januar 
2014 bis zum 31. Dezember 2050 unter Berücksichtigung einer 
Demografiekomponente fortgeschrieben werden. Bisher war für 
die Fortschreibung des Budgets lediglich die voraussichtliche 
Entwicklung der Bruttolöhne und -gehälter maßgebend. Die Neu
regelung soll sicherstellen, dass im Reha-Bereich ein adäquates 
Versorgungsniveau aufrechterhalten werden kann, da sich der 
Bedarf nach Reha-Leistungen aufgrund der Alterung der Bevöl
kerung in den nächsten Jahren deutlich erhöhen wird. Dies gilt 
insbesondere, da die Generation der Babyboomer in das reha
intensive Alter kommt. 
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Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
bei Minijobbern

Seit dem 1. Januar 2013 sind Arbeitnehmer in einer geringfügig 
entlohnten Beschäftigung, sogenannte 450-Euro-Minijobber, 
grundsätzlich rentenversicherungspflichtig. Sie sichern sich 
damit volle Leistungsansprüche in der Rentenversicherung. 
Minijobber, die dies nicht wollen, können sich auf Antrag von 
der Rentenversicherungspflicht befreien lassen.

Nicht alle Minijobber sind rentenversicherungspflichtig
Rentenversicherungspflichtig sind Minijobber grundsätzlich dann, 
wenn sie nach dem 31. Dezember 2012 eine Beschäftigung auf 
450-Euro-Basis aufgenommen haben. Bereits vor dem 1. Janu
ar 2013 beschäftigte Minijobber bleiben dagegen weiterhin ren
tenversicherungsfrei, solange sie mit ihrem Arbeitsentgelt re
gelmäßig im Monat die alte Arbeitsentgeltgrenze von 400 Euro 
nicht übersteigen. Von dem Zeitpunkt an, von dem an in einem 
sogenannten Alt-Minijob das zu erwartende regelmäßige Arbeits
entgelt auf einen Wert von 400,01 bis 450 Euro erhöht wird, tritt 
Rentenversicherungspflicht nach neuer Rechtslage ein. Der Mini
jobber kann sich davon auf Antrag befreien lassen.

Minijobber, die eine Vollrente wegen Alters der gesetzlichen Ren
tenversicherung oder eine vergleichbare Beamtenversorgung 
bzw. berufsständische Altersversorgung erhalten, sind generell 
rentenversicherungsfrei und (ohne Befreiungsantrag) immer mit 
der RV-Beitragsgruppe „5“ zu melden. 

Vorteile der Rentenversicherungspflicht
Der Minijobber wird rentenrechtlich dem mehr als geringfügig 
Beschäftigten gleichgestellt und kann so das volle Leistungs
paket, wie beispielsweise den Anspruch auf Leistungen zur Reha
bilitation oder auf eine Rente wegen Erwerbsminderung, erwer
ben (vgl. summa summarum 1/2013).

Kosten für den Minijobber 
Das gesamte Rentenleistungspaket erhält der Minijobber im         
Vergleich zu Arbeitnehmern mit einem Arbeitsentgelt von regel
mäßig mehr als 450 Euro vergleichsweise günstig. Sein Eigen
anteil beträgt nur 3,9 % des Arbeitsentgelts. Diesen Arbeitneh
merbeitragsanteil behält der Arbeitgeber vom Arbeitsentgelt ein 
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und führt ihn zusammen mit seinem Arbeitgeberbeitragsanteil in 
Höhe von 15 % an die Minijob-Zentrale ab.

Beachte: Bei einem Arbeitsentgelt von weniger als 175 Euro ist 
der Beitragsanteil des Arbeitnehmers höher als 3,9 %, weil der 
Rentenversicherungsbeitrag mindestens aus 175 Euro berechnet 
wird. Der Arbeitgeber trägt aber seinen Beitragsanteil in Höhe von 
15 % nur von dem tatsächlich gezahlten Arbeitsentgelt. Den Diffe
renzbetrag muss der Arbeitnehmer übernehmen.

Beispiel 1Beispiel 1

Monatliches Arbeitsentgelt in Höhe von 120 EUR
Berechnung des Pflichtbeitrags:
Mindestbeitrag (175 EUR x 18,9 %) = 33,08 EUR
abzüglich Beitragsanteil des Arbeitgebers (120 EUR x 15 %) = 18,00 EUR

Beitragsanteil des Arbeitnehmers = 15,08 EUR

Hinweis auf die Befreiungsmöglichkeit
Der Arbeitgeber ist zwar nicht verpflichtet, den Minijobber auf die 
Möglichkeit der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
hinzuweisen. Es empfiehlt sich aber, dies unmittelbar bei Be
schäftigungsbeginn zu tun, um spätere Diskussionen mit dem  
Minijobber über nicht gewollte Abzüge zu vermeiden. 

Tipp: In dem von der Minijob-Zentrale empfohlenen Personal
fragebogen (Checkliste für geringfügig entlohnte und kurzfristig 
Beschäftigte) wird der Minijobber auf die Befreiungsmöglichkeit 
aufmerksam gemacht. Die Checkliste finden Sie unter www.mini
job-zentrale.de

 
 im Download-Center.

Befreiungsantrag
Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht beantragt der 
Minijobber über seinen Arbeitgeber. Dazu kann das unter www.
minijob-zentrale.de von der Minijob-Zentrale bereitgestellte For
mular verwendet werden. Wichtig: Der Arbeitgeber dokumentiert 
auf dem Antrag den Tag des Antragseingangs und nimmt ihn zu 
den Entgeltunterlagen! Die Befreiung kann entweder zu Beginn 
oder im Laufe der Beschäftigung beantragt werden.
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Beginn der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht
Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht beginnt mit 
dem Kalendermonat, in dem der Antrag beim Arbeitgeber ein
geht, frühestens ab Beschäftigungsbeginn (vorausgesetzt, der Ar
beitgeber zeigt dies rechtzeitig mit der Meldung zur Sozialver
sicherung bei der Minijob-Zentrale an).

Rechtzeitige Meldung durch den Arbeitgeber
Arbeitgeber sind verpflichtet, der Minijob-Zentrale den Eingang 
des Befreiungsantrags mit der Anmeldung zur Sozialversicherung 
und der RV-Beitragsgruppe „5“ anzuzeigen. Erfolgt diese Mel
dung spätestens innerhalb von sechs Wochen, gilt die Befreiung 
rückwirkend. Dies gilt auch für (Alt-)Minijobs, die in einen (Neu-)
Minijob übergehen (vgl. summa summarum 1/2013). 

Verspätete Meldung durch den Arbeitgeber
In den Fällen, in denen Arbeitgeber den Eingang des Befreiungs
antrags erst nach Ablauf der Sechswochenfrist bei der Minijob
Zentrale anzeigen, wirkt die Befreiung erst ab dem zweiten Ka
lendermonat nach Eingang der Meldung bei der Minijob-Zentrale.

Beispiel 2Beispiel 2

Beginn des Minijobs am 1. März 2014. Eingang des Befreiungsantrags 
beim Arbeitgeber am 31. März 2014.

Wirkung der Befreiung ab 1. März 2014 möglich, sofern der Arbeitgeber 
rechtzeitig meldet.

Beispiel 2aBeispiel 2a

Fortsetzung von Beispiel 2, Variante a

Die Anmeldung mit der RV-Beitragsgruppe „5“ geht am 5. April 2014 
bei der Minijob-Zentrale ein.

Der Befreiungsantrag wurde rechtzeitig innerhalb der Sechswochen
frist, die vom 1. April 2014 bis 12. Mai 2014 verläuft, angezeigt.

Die Befreiung wirkt ab 1. März 2014.
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Beispiel 2bBeispiel 2b

Fortsetzung von Beispiel 2, Variante b

Die Anmeldung mit der RV-Beitragsgruppe „5“ geht am 20. Mai 2014 
bei der Minijob-Zentrale ein.

Die Befreiung wurde nicht rechtzeitig innerhalb der Sechswochenfrist, 
die vom 1. April 2014 bis 12. Mai 2014 verläuft, angezeigt. Sie wirkt so
mit erst ab 1. Juli 2014. Bis zum 30. Juni 2014 liegt eine rentenversiche
rungspflichtige Beschäftigung vor.

Da die verspätete Anzeige der Befreiung im Meldeverfahren nach 
der DEÜV nicht abgebildet werden kann, ist die Befreiung mit       
einer eigens dafür vorgesehenen Papiermeldung anzuzeigen (vgl. 
summa summarum 1/2013). Daneben ist das normale Meldever
fahren nach der DEÜV durchzuführen. In dem oben angeführten  
Beispiel bedeutet dies: Abmeldung zum 30. Juni 2014 mit Bei
tragsgruppe 6100, Grund 32 und Anmeldung zum 1. Juli 2014 mit 
Beitragsgruppe 6500 und Grund 12.

Minijobber ohne die Möglichkeit der Befreiung
Minijobber, die bereits einen (Alt-)Minijob ausüben und in diesem 
wegen Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit (nach alter 
Rechtslage) Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zahlen, kön
nen sich in einem gleichzeitig ausgeübten (Neu-)Minijob nicht von 
der Rentenversicherungspflicht befreien lassen. In diesen Fällen 
sind zwingend Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zu zahlen 
und die Meldung mit der RV-Beitragsgruppe „1“ vorzunehmen.

Aufgabe der Minijob-Zentrale
Sofern der Arbeitgeber eines (Neu-)Minijobs in Unkenntnis des 
Vorliegens eines rentenversicherungspflichtigen (Alt-)Minijobs 
den eingegangenen Befreiungsantrag mit der RV-Beitragsgruppe 
„5“ meldet, widerspricht die Minijob-Zentrale der Befreiung von 
der Rentenversicherungspflicht und informiert die beteiligten Ar
beitgeber schriftlich über den Sachverhalt. Darüber hinaus wer
den die Arbeitgeber mehrerer zusammentreffender (Neu-)Mini
jobs angeschrieben, wenn die Meldungen nicht einheitlich mit 
RV-Beitragsgruppe „1“ oder „5“ erstattet werden.
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Minijobs in Privathaushalten
Bei Minijobs in Privathaushalten ist die Befreiung von der Renten
versicherungspflicht auf dem Haushaltsscheck zu kennzeichnen. 
Die Befreiung wirkt ab Beginn des Kalendermonats, in dem der 
Haushaltsscheck unterschrieben worden ist, frühestens ab Be
schäftigungsbeginn, wenn der Haushaltsscheck spätestens sechs 
Wochen nach Unterzeichnung bei der Minijob-Zentrale eingeht. 
Der Beitragsanteil des Minijobbers in einem Privathaushalt be
trägt bei einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung 
13,9 % (bzw. bei einem Arbeitsentgelt von weniger als 175 EUR 
sogar mehr), weil der Arbeitgeber nur einen Beitragsanteil von 
5 % des tatsächlichen Arbeitsentgelts zahlt.
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Soziale Absicherung von Organspendern

Die soziale Absicherung von Arbeitnehmern, die sich als Or
gan- oder Gewebespender zur Verfügung stellen, wurde durch 
das „Gesetz zur Änderung des Transplantationsgesetzes vom 
21. Juli 2012“ gesetzlich geregelt und dabei auch deutlich ver
bessert. Das Gesetz trat zum 1. August 2012 in Kraft. 

Soziale Sicherheit bei Arbeitsunfähigkeit
Eine Organ- oder Gewebespende führt in der Regel mit der Vor
bereitung, Durchführung und Nachwirkung der Spende zu einem 
krankheitsbedingten Arbeitsausfall. Während des Arbeitsausfal
les besteht für den betroffenen Arbeitnehmer ein gesetzlicher 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung für längstens sechs Wochen 
(§ 3a Abs. 1 EFZG). Der Entgeltfortzahlungsanspruch des Arbeit
nehmers richtet sich gegen seinen Arbeitgeber.

Der Arbeitgeber wiederum hat gegen den Krankenversicherungs
träger des Organempfängers einen Anspruch auf Erstattung der 
geleisteten Entgeltfortzahlung (§ 3a Abs. 2 EFZG). Dies kann die 
gesetzliche Krankenkasse, das private Krankenversicherungsun
ternehmen, die Beihilfe oder Heilfürsorgestelle oder die truppen
ärztliche Versorgungsstelle sein.

Das Beschäftigungsverhältnis besteht während der Entgeltfort
zahlung sozialversicherungsrechtlich unverändert fort.

Längerfristiger Arbeitsausfall
Dauert der Arbeitsausfall aufgrund der Organspende länger als 
sechs Wochen an, so hat der Organspender einen Anspruch auf 
Zahlung eines Verdienstausfalles mit gleichzeitiger sozialer Ab
sicherung. Dieser Anspruch richtet sich gegen den Träger der 
Krankenversicherung des Organempfängers.

Sofern der Organempfänger bei einer gesetzlichen Krankenkasse 
versichert ist, hat der Organspender einen Anspruch auf Kranken
geld (§ 44a SGB V) . Dieses Krankengeld wird in Höhe des vorher
gehenden regelmäßigen Nettoentgelts gezahlt. Das Krankengeld 
kann durch die Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversiche
rung der Höhe nach begrenzt werden.

14

-

-

-

-

-
-

-

-

-
-

-

-

-

summa summarum 2•2014 • Organspender   



Ist der Organempfänger hingegen bei einem anderen Kranken
versicherungsträger versichert, besteht gegenüber diesem ein 
Anspruch auf Erstattung des tatsächlich erlittenen Verdienstaus-
falles.

Absicherung in der gesetzlichen Kranken- und Pflege
versicherung
Während des Bezuges von Krankengeld oder einer Erstattung des 
Verdienstausfalles ist ein gesetzlich krankenversicherter Organ
spender weiterhin kranken- und pflegeversichert.

Das Krankenversicherungsverhältnis besteht in dieser Zeit bei
tragsfrei fort.

Zur gesetzlichen Pflegeversicherung sind hingegen Pflichtbeiträ
ge zu zahlen.

Absicherung in der privaten Kranken- und Pflegeversicherung
Bei einem privat kranken- und pflegeversicherten Organspender 
bleibt das private Versicherungsverhältnis unverändert bestehen. 
Der privat krankenversicherte Arbeitnehmer muss seine Prämi
en allerdings eigenständig finanzieren, da eine Erstattung dieser 
Aufwendungen gesetzlich nicht vorgesehen ist.

Absicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung
Sowohl für den Bezieher von Krankengeld wie auch von einer Er
stattung des Verdienstausfalles besteht in der gesetzlichen Ren
tenversicherung Versicherungspflicht. Voraussetzung hierfür ist, 
dass der Organspender im letzten Jahr vor Beginn der Leistung 
zuletzt rentenversicherungspflichtig gewesen ist (Vorpflichtver
sicherung).

Organspender, die wegen fehlender Vorpflichtversicherung nicht 
von der Rentenversicherungspflicht erfasst werden, können die 
Rentenversicherungspflicht beantragen.

Absicherung in der Arbeitslosenversicherung
Auch in der Arbeitslosenversicherung sind Organspender wäh
rend des Bezuges von Krankengeld oder einer Erstattung des 
Verdienstausfalles weiterhin versichert, wenn sie unmittelbar vor
Beginn der Leistung arbeitslosenversicherungspflichtig gewesen 
sind.
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Beitragstragung und -zahlung
Sofern in der gesetzlichen Pflege-, Renten- und Arbeitslosen
versicherung wegen des Bezuges von Krankengeld oder einer 
Erstattung des Verdienstausfalles Versicherungspflicht besteht, 
sind auch entsprechende Pflichtbeiträge an diese Versicherungs
zweige zu zahlen.

Die Beiträge sind jeweils unter Beachtung des ungekürzten Brut
toarbeitsentgelts zu berechnen, das der Berechnung der Leistung 
zugrunde gelegen hat. Das beitragspflichtige Entgelt wird aller
dings durch die jeweilige Beitragsbemessungsgrenze der Höhe 
nach begrenzt.

Die Beiträge sind in voller Höhe vom Träger der Krankenversiche
rung des Organempfängers zu tragen und zu zahlen. Eine Betei
ligung des Organspenders ist ausgeschlossen.

Meldung zur Rentenversicherung
Der Träger der Krankenversicherung des Organempfängers hat 
der gesetzlichen Rentenversicherung den versicherungspflichti
gen Bezug von Krankengeld oder einer Erstattung des Verdienst
ausfalles durch Datenübertragung oder Verwendung eines Mel
devordrucks mitzuteilen. Diese Zeiten sind als Beitragszeiten bei 
der gesetzlichen Rentenversicherung leistungsrechtlich zu be
rücksichtigen.

summa
summarum

Sozialversicherungsprüfung
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Ab 2015: Künstlersozialabgabe Thema bei 
jeder Arbeitgeberprüfung

Der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung des 
Künstlersozialabgabesatzes (Künstlersozialabgabestabilisierungs
gesetz) – BR-Drs. 181/14 vom 2. Mai 2014 – sieht vor, dass die Ren
tenversicherungsträger die Künstlersozialabgabe im Rahmen der 
turnusmäßigen Arbeitgeberprüfungen mit prüfen beziehungsweise 
die Arbeitgeber über dieses Thema informieren und beraten.

Künftig jährlich rund 400.000 Prüfungen wegen der Künstler
sozialabgabe bei Arbeitgebern
Schon seit 2007 haben die Rentenversicherungsträger bei einem 
Teil der wegen ihrer Beschäftigten turnusmäßig zu prüfenden Ar
beitgeber eine etwaige Abgabepflicht nach dem Künstlersozial
versicherungsgesetz (KSVG) geprüft. Während bislang ca. 70.000 
Arbeitgeber pro Jahr von diesen Prüfungen betroffen waren, wer
den es ab 2015 rund 400.000 sein. 

Die Neuregelungen im Einzelnen
Die Träger der Rentenversicherung werden künftig verpflichtet, 
anlässlich einer Arbeitgeberprüfung alle Arbeitgeber, die mehr 
als 19 Beschäftigte haben, zusätzlich auch dahingehend zu prü
fen, ob und ggf. in welcher Höhe eine Abgabepflicht nach dem 
KSVG vorliegt. Bei Arbeitgebern mit weniger als 20 Beschäftig
ten sollen pro Jahr 40 Prozent der Arbeitgeberprüfungen mit der 
Prüfung einer etwaigen Abgabepflicht nach dem KSVG verbunden 
werden. Die übrigen 60 Prozent dieser Kleinst- und Kleinarbeit
geber sind anlässlich der Arbeitgeberprüfung schriftlich über die 
Künstlersozialabgabe zu informieren; der Arbeitgeber muss in 
diesen Fällen bestätigen, dass er die Information erhalten hat und 
abgabepflichtige Sachverhalte melden wird. Gibt er diese Bestäti
gung nicht ab, muss der Rentenversicherungsträger eine Künst
lersozialabgabeprüfung vornehmen. Schließlich wird bei allen Ar
beitgebern, deren Abgabepflicht bereits feststeht, anlässlich der 
Arbeitgeberprüfung kontrolliert, ob die Künstlersozialabgabe der 
Höhe nach korrekt festgesetzt wurde.

Eigenes Prüfrecht auch für die Künstlersozialkasse
Die Künstlersozialkasse (KSK) erhält wieder ein eigenes Prüf
recht bei Arbeitgebern, um im Arbeitgeberbereich branchen
spezifische Schwerpunktprüfungen und anlassbezogene Prüfun
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gen selbst durchzuführen. Seit 2007 war das Prüfrecht der KSK 
ausschließlich auf Prüfungen bei Unternehmen ohne Beschäftigte 
sowie bei Ausgleichsvereinigungen beschränkt. 

Ziele der Neuregelungen
Mit dem neuen Prüfmodell und vor allem der erheblichen Auswei
tung der Anzahl der Künstlersozialabgabeprüfungen bei Arbeitge
bern soll der Koalitionsvertrag vom 16. Dezember 2013 umgesetzt 
werden. Ein weiterer Anstieg der Künstlersozialabgabe soll ver
hindert, Abgabengerechtigkeit hergestellt und durch regelmäßige 
Überprüfungen sichergestellt werden, dass alle abgabepflichtigen 
Unternehmen die Künstlersozialabgabe entrichten.

450-Euro-Geringfügigkeitsgrenze
Der Gesetzentwurf sieht zudem die Einführung einer jährlichen 
Geringfügigkeitsgrenze von 450 Euro vor, mit der das Tatbe
standsmerkmal der nur „gelegentlichen Auftragserteilung“ im 
Bereich der Eigenwerbung und der Unternehmen, die unter die 
„Generalklausel“ fallen, konkretisiert werden soll. 

Über den weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens und die 
Auswirkungen auf die Prüfungen auch in Ihrem Unternehmen 
werden wir in summa summarum weiter berichten. 

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber
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Sonstige Sachbezüge unterliegen nach 
Pauschalversteuerung nicht der Beitragspflicht

Das BSG hat mit Urteil vom 31. Oktober 2012 entschieden, dass 
pauschal versteuerte „sonstige Sachbezüge“, die Arbeitnehmer 
erhalten, nicht der Beitragspflicht unterliegen. Die Spitzenor
ganisationen der Sozialversicherung folgen dem Urteil.

Die rechtliche Grundlage
Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Sozialversicherungsentgeltverord
nung (SvEV) sind „sonstige Bezüge“ nicht dem beitragspflichti
gen Arbeitsentgelt zuzurechnen, wenn sie vom Arbeitgeber nach 
§ 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG pauschal versteuert werden. 

Dies gilt jedoch nicht, wenn diese Bezüge „einmalig gezahltes 
Arbeitsentgelt“ nach § 23a SGB IV sind. Hier müssen Beiträge 
gezahlt werden.

Gehören sonstige Sachbezüge zum einmalig gezahlten Arbeits
entgelt?
Der Begriff des einmalig gezahlten Arbeitsentgelts in der Sozial
versicherung umfasst Zuwendungen, die dem Arbeitsentgelt zu
zurechnen sind, im Gegensatz zum laufenden Arbeitsentgelt aber 
nicht für die Arbeit in einem einzelnen Entgeltabrechnungszeit
raum gezahlt werden.

Zuwendungen dieser Art gelten jedoch nach der ausdrücklichen 
Bestimmung in § 23a Abs.1 Satz 2 Nr. 3 SGB IV dann nicht als 
„einmalig gezahltes Arbeitsentgelt“, wenn sie „sonstige Sachbe
züge“ sind.Sachbezüge

Sachbezüge sind mit den 
für sie maßgebenden 
Werten Arbeitsentgelt im 
Sinne der Sozialversiche
rung.

Bisherige Auffassung der Spitzenorganisationen
Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben bislang 
die Auffassung vertreten, dass zu solchen „sonstigen Sachbezü
gen“ nur regelmäßige Vergünstigungen (z. B. Dienstwagen und 
Dienstwohnungen) zählen. 

-

Demgegenüber wurden einmalige Zuwendungen des Arbeit
gebers zu besonderen Anlässen, z. B. wegen besonderer Leistun
gen oder eines Jubiläums des Arbeitnehmers, nicht als „sonstige 
Sachbezüge“, sondern als „einmaliges Arbeitsentgelt“ im Sinne 
der Sozialversicherung angesehen. Selbst wenn solche einmali
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gen Zuwendungen vom Arbeitgeber pauschal versteuert wurden, 
führte dies bislang nicht zur Beitragsfreiheit in der Sozialversi
cherung.

Entscheidung des BSG
Das BSG ist dieser Sichtweise nicht gefolgt. Es führt in seinem Ur
teil vom 31. Oktober 2012 (B 12 R 15/11 R) aus, dass die Vorschrift 
des § 23a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB IV alle „sonstigen Sachbezüge“ 
umfasst und nicht nur solche Vergünstigungen, die regelmäßig 
oder wiederholt gewährt werden. 

Nach Auffassung des BSG gelten vom Arbeitgeber erbrachte 
„sonstige Sachbezüge“ also generell nicht als „einmalig gezahl
tes Arbeitsentgelt“.

Im Streitfall gewährte ein Arbeitgeber an seine Mitarbeiter Zu
wendungen als „anlassbezogene Belobigungsprämien“ in Form 
von Sachbezügen. Das BSG sah die „anlassbezogenen Be
lobigungsprämien“ als „sonstige Sachbezüge“ im Sinne des 
§ 23a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB IV an und somit nicht als einmalig 
gezahltes Arbeitsentgelt. 

Da die Prämien zudem gemäß § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG pau
schal  versteuert wurden, waren sie nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SvEV 
nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen und konnten deshalb nicht 
für die Bemessung der Gesamtsozialversicherungsbeiträge her
angezogen werden.

Spitzenorganisationen folgen dem BSG
Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung folgen in ihrem 
Besprechungsergebnis vom 20./21. November 2013 (TOP 6) dem 
Urteil des BSG vom 31. Oktober 2012.

Die geänderte Rechtsauffassung findet seit der Verkündung des 
Urteils am 31. Oktober 2012 Anwendung. Soweit vor diesem Zeit
punkt anders verfahren wurde, hat es damit sein Bewenden.
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Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
für Pflichtmitglieder in berufsständischen 
Versorgungseinrichtungen
In summa summarum 4/2013 und 1/2014 wurden die Auswir
kungen der BSG-Urteile vom 31. Oktober 2012 auf die Beur
teilung der Versicherungspflicht von Mitgliedern berufsstän
discher Versorgungswerke näher skizziert. Ergänzend hierzu 
werden nachfolgend weitere aus Sicht der Betriebsprüfung re
levante Aspekte dargestellt.

Am 31. Oktober 2012 bestehende Beschäftigungen
Sofern bei einer Betriebsprüfung nach § 28p Abs. 1 SGB IV ein 
Arbeitgeber für einen Arbeitnehmer, der keine klassische berufs
bezogene Tätigkeit ausübt, keinen aktuellen, sondern nur einen 
alten Befreiungsbescheid vorlegt, erhält der Arbeitgeber im Prüf
bescheid bzw. der Prüfmitteilung den Hinweis, dass der Befrei
ungsantrag nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI nachgeholt wer
den kann. Den Befreiungsantrag muss der Arbeitnehmer selbst 
stellen.

Betriebsprüfung
Die Träger der Renten
versicherung prüfen nach 
§ 28p SGB IV bei den Ar
beitgebern, ob diese ihre 
Pflichten ordnungsgemäß 
erfüllen; sie prüfen ins
besondere die Richtigkeit 
der Beitragszahlungen 
und der Meldungen. 
Prüfungen erfolgen min
destens alle vier Jahre. Dem Arbeitnehmer wird insofern die Möglichkeit eingeräumt, für 

eine eventuell bereits seit längerem ausgeübte Tätigkeit die An
tragstellung bei der Deutschen Rentenversicherung Bund nach
zuholen, um die Tätigkeit im Hinblick auf die Befreiungsfähigkeit 
beurteilen zu lassen. Durch den Hinweis auf die Möglichkeit einer 
nachträglichen Antragstellung erlangt der Arbeitgeber Kenntnis 
von einer möglichen Zahlungspflicht. Dies ist für die Verjährung 
von Beitragsansprüchen und die Erhebung von Säumniszuschlä
gen von Bedeutung. Deshalb sollte der Arbeitgeber darauf hinwir
ken, dass der Beschäftigte baldmöglichst einen Befreiungsantrag 
stellt und ihn unverzüglich über den Ausgang des Verfahrens in
formiert. Denn nur so erlangt der Arbeitgeber Rechtssicherheit 
darüber, ob ausnahmsweise für diesen Beschäftigten keine Bei
träge zur Rentenversicherung gezahlt werden müssen. Die Auf
forderung zur Antragstellung ist schriftlich zu dokumentieren und 
zu den Entgeltunterlagen zu nehmen.

Säumniszuschläge
Nach § 24 Abs. 1 SGB IV 
hat der Zahlungspflich
tige für Beiträge und 
Beitragsvorschüsse, die 
er nicht bis zum Ablauf 
des Fälligkeitstags gezahlt 
hat, für jeden angefange
nen Monat der Säumnis 
einen Säumniszuschlag 
von 1 % des rückständigen 
auf 50 Euro nach unten 
abgerundeten Betrags zu 
zahlen. Für Beiträge, die 
anlässlich einer Betriebs
prüfung nachberechnet 
werden, gelten die Ein
schränkungen nach 
§ 24 Abs. 2 SGB IV.

Ergibt die Antragsbearbeitung das Vorliegen der Befreiungsvor
aussetzungen, dann sind für diesen Arbeitnehmer Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung für diese Beschäftigung weder 
künftig noch für die Vergangenheit zu zahlen. Der Bescheid über 
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die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht ist vom Arbeit
geber zu den Entgeltunterlagen zu nehmen (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 der 
Beitragsverfahrensverordnung) und auf Verlangen den Prüfdiens
ten der Deutschen Rentenversicherung bei der Betriebsprüfung 
vorzulegen.

Für den Fall, dass dem Befreiungsantrag nicht entsprochen wird, 
ist der Arbeitnehmer unverzüglich zur gesetzlichen Rentenver
sicherung anzumelden. Ab Beschäftigungsbeginn – längstens 
allerdings für die letzten vier Kalenderjahre vor dem Jahr der 
Kenntnis über die mögliche Zahlungspflicht – sind Beiträge zur 
Rentenversicherung zu entrichten. 

Beendete Beschäftigungsverhältnisse
Für bereits beendete Beschäftigungen erteilt die Deutsche 
Rentenversicherung Bund nachträglich keine Befreiungsbe
scheide. Insofern entfällt die Möglichkeit einer nachträglichen 
Antragstellung. Beendete Beschäftigungsverhältnisse sind 
jedoch ggf. Gegenstand einer Betriebsprüfung; der Prüfzeit
raum entspricht grundsätzlich dem Verjährungszeitraum des 
§ 25 Abs. 1 Satz 1 SGB IV. 

Verjährung von Beitrags
ansprüchen
Nach § 25 Abs. 1 Satz 1 
SGB IV verjähren Ansprü
che auf Beiträge in vier 
Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem 
sie fällig geworden sind.

Hier gilt es, zwei verschiedene Fallkonstellationen zu unter
scheiden:

Bei berufsständisch Versorgten, die in der Vergangenheit für die 
Ausübung einer berufsspezifischen Tätigkeit befreit wurden, de
ren Beschäftigungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Betriebsprü
fung bereits beendet sind und die nach einem Arbeitsplatzwech
sel erneut eine berufsspezifische Tätigkeit ausgeübt haben (ohne 
hierfür einen beschäftigungsbezogenen Befreiungsbescheid 
erhalten zu haben), werden im Rahmen von Betriebsprüfungen 
unter Vertrauensschutzaspekten keine Rentenversicherungsbei
träge nacherhoben.

Lediglich in den Fällen, in denen nach einem Arbeitsplatzwechsel 
eine eindeutig nicht berufsspezifische Tätigkeit, für die trotz des 
fehlenden Befreiungsbescheides keine Beiträge gezahlt wurden, 
ausgeübt wurde, werden anlässlich von Betriebsprüfungen Ren
tenversicherungsbeiträge nacherhoben.
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BSG bestätigt abermals: 
Eingriff in „abgeschlossene Prüfzeiträume“ 
zulässig
In der Ausgabe 4/2012 hat sich summa summarum mit dem Ur
teil des Bayerischen LSG vom 18. Januar 2011 – L 5 R 752/ 08 – 
zur Frage des Eingriffs in abgeschlossene Prüfzeiträume befasst. 
Das LSG hatte entschieden, dass der Rentenversicherungsträ
ger nur dann in abgeschlossene Prüfzeiträume eingreifen kön
ne, wenn er seinen „alten“ Bescheid aufhebt. Der Artikel kam 
zu dem Ergebnis, dass dem Urteil nicht gefolgt werden kann, 
weil es Sinn und Zweck der Betriebsprüfung verkennt und der 
ständigen Rechtsprechung des BSG widerspricht. In seinem Ur
teil vom 30. Oktober 2013 – B 12 AL 2/11 R – hat das BSG seine 
ständige Rechtsprechung nunmehr nochmals bestätigt und Ver
trauensschutzüberlegungen nach Betriebsprüfungsbescheiden 
eine Absage erteilt.

-

-

Das Urteil des Bayerischen LSG vom 18. Januar 2011 
und seine Folgen
Nach Auffassung des Bayerischen LSG regelt der Beitrags
bescheid als Folge einer Betriebsprüfung abschließend alle im 
Prüfzeitraum bestehenden Beitragspflichten. Ist ein Bescheid 
ergangen, kann er nur unter den Bedingungen des § 44 ff. SGB X                                   
aufgehoben werden. Damit wird der Betriebsprüfung eine 
Bedeutung zugewiesen, die sie nach dem Willen des Gesetz
gebers und der ständigen Rechtsprechung des BSG nicht hat. 

In ständiger Rechtsprechung hat das BSG entschieden, dass 
Betriebsprüfungen im Interesse der Versicherungsträger und 
mittelbar der Versicherten den Zweck haben, die Beitragsen
trichtung zu den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung zu 
sichern. Sie sollen einerseits Beitragsausfälle verhindern helfen, 
andererseits die Versicherungsträger davor bewahren, dass aus 
der Annahme von Beiträgen für nicht versicherungs
pflichtige Personen Leistungsansprüche entstehen. Eine über 
diese Kontrollfunktion hinausgehende Bedeutung kommt den 
Betriebsprüfungen nicht zu; sie bezwecken insbesondere nicht, 
den Arbeitgeber als Beitragsschuldner zu schützen und ihm etwa 
„Entlastung“ zu erteilen.
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Würde man der Auffassung des Bayerischen LSG folgen, stünde 
dies im Widerspruch zur höchstrichterlichen Rechtsprechung. Die  
Auswirkungen wären weitreichend. Arbeitgeber könnten sich nicht 
nur in den aktuellen Prüfungen – z. B. im Zusammenhang mit der 
Tarifunfähigkeit der Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaf
ten für Zeitarbeit und Personal-Service-Agenturen (CGZP) oder 
bei der Erteilung von Lohnsteuerhaftungsbescheiden – für bereits 
geprüfte Zeiträume auf Vertrauensschutz berufen. Ein Vertrauens
schutz müsste auch in den Fällen geprüft werden, in denen nach 
einer turnusmäßigen Prüfung für den geprüften Zeitraum Fälle von 
illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit aufgedeckt werden.

Urteil des BSG vom 30. Oktober 2013: Eingriff in 
abgeschlossene Prüfzeiträume zulässig 
All diesen Vertrauensschutzüberlegungen hat das BSG in 
seinem Urteil vom 30. Oktober 2013 eine klare Absage erteilt. 
Der erkennende Senat hat seine bisherige ständige Recht
sprechung bekräftigt und dabei explizit auf die Rechtsprechung 
des Bayerischen LSG sowie Veröffentlichungen im Schrifttum dazu 
(Rittweger, DB 2011, 2147 ff., Neidert/Scheer, DB 2011, 2547) 
Bezug genommen. Das Prinzip der Stichprobe gilt ausdrück
lich auch für kleine Betriebe und Kleinstbetriebe (mit nur einem 
Beschäftigten). Unabhängig davon kann es nahe liegen, dass eine 
Stichprobe umso dichter ausfällt, je kleiner ein Betrieb ist. 

Einzugsstelle
Einzugsstellen sind 
die Krankenkassen, an 
die der Gesamtsozial
versicherungsbeitrag 
abzuführen ist. Dies sind 
die Orts-, Betriebs- und 
Innungskrankenkassen, 
die landwirtschaftliche 
Krankenkasse, die Knapp
schaft als Krankenver
sicherungsträger und 
die Ersatzkassen.

Gegen die Annahme eines umfassenden Vertrauensschutzes 
spricht nach Ansicht des BSG auch das gleichwertige Nebenein
ander der Zuständigkeiten der Einzugsstellen nach § 28h SGB IV, 
der Clearingstelle der Deutschen Rentenversicherung Bund nach 
§ 7a SGB IV und des prüfenden Rentenversicherungsträgers nach 
§ 28p SGB IV. Die Einzugsstelle und die Clearingstelle können – un
abhängig von dem Zeitpunkt einer Betriebsprüfung – jederzeit 
darüber entscheiden, ob eine Erwerbstätigkeit Beschäftigung mit 
Versicherungspflicht ist oder nicht. Verwaltungsakte zum (Nicht-)
Bestehen von Versicherungspflicht können nach Ansicht des BSG 
im Einzugsstellenverfahren und im Statusfeststellungsverfahren 
unabhängig davon ergehen, ob die Erwerbstätigkeit vorher von 
einer Einzugsstelle, der Clearingstelle oder der Betriebsprüfung 
beurteilt und ohne Beanstandung geblieben ist. Was für das Ein
zugsstellenverfahren und das Statusfeststellungsverfahren gilt, 
muss auch für die Betriebsprüfung gelten.

Clearingstelle
Statusanfragen zur 
Klärung, ob bei Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit 
eine abhängige sozialver
sicherungspflichtige Be
schäftigung vorliegt oder 
es sich um eine selbst
ständige Tätigkeit handelt, 
sind vom Auftraggeber 
und/oder Auftragnehmer 
schriftlich an die Clea
ringstelle der Deutschen 
Rentenversicherung Bund, 
Postfach, 10704 Berlin, zu 
richten.
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Ein Bescheid über die Betriebsprüfung erfüllt nur dann die Vor
aussetzungen des § 44 ff. SGB X, wenn er konkrete Festlegungen 
zu einem bestimmten Sachverhalt oder zu einer bestimmten Per
son enthält. Nur dann kann ein Vertrauen geschützt sein. In den 
Fällen, in denen die Prüfung ohne Beanstandung mit einer Prüf
mitteilung abgeschlossen wird, fehlt es bereits an den materiell
rechtlichen Voraussetzungen für einen Vertrauensschutz. Die 
Prüfmitteilung ist eine (unverbindliche) Mitteilung des Rentenver
sicherungsträgers über die Betriebsprüfung, sie erfüllt nicht die 
Voraussetzungen eines Verwaltungsakts.Verwaltungsakt

Ein Verwaltungsakt ist 
jede Verfügung, Entschei
dung oder andere hoheit
liche Maßnahme, die eine 
Behörde zur Regelung 
eines Einzelfalls auf dem 
Gebiet des öffentlichen 
Rechts trifft und die auf 
unmittelbare Rechtswir
kung nach außen gerichtet 
ist (§ 31 SGB X). 

Das BSG weist zwar auf die formellen Unterschiede zwischen 
Prüfmitteilung und Bescheid hin, im Ergebnis kommt es aber 
nicht darauf an, wie die Prüfung abgeschlossen wurde. Dies ist 
konsequent. Prüfmitteilung und Bescheid sind beide das Ergebnis 
einer stichprobenhaften Prüfung. Die Frage des Vertrauensschut
zes kann nicht von Zufälligkeiten abhängen. 

Es wäre beispielsweise nicht nachvollziehbar, wenn ein umfassen
der Vertrauensschutz zu einem bestimmten Sachverhalt im Einzel
fall davon abhinge, dass der Rentenversicherungsträger zu einem 
völlig anderen Sachverhalt eine marginale Feststellung in Gestalt 
eines Bescheides getroffen hätte. Beide – Prüfmitteilung und 
Bescheid – entfalten keine vertrauensschützende Wirkung.

Neue rechtliche Rahmenbedingungen für den Abschluss einer 
Betriebsprüfung nicht erforderlich
Das BSG erteilt auch Überlegungen in der Literatur nach neu
en rechtlichen Rahmenbedingungen für den Abschluss einer 
Betriebsprüfung, insbesondere einem „Prüfungsabschlussbe
scheid“ nach dem Muster des Steuerrechts eine klare Absage. 
Nach § 173 Abs. 2 Abgabenordnung können Steuerbescheide auf
grund einer Außenprüfung nur unter erschwerten Bedingungen 
aufgehoben werden. Die Regelung ist aber nicht nur begünsti
gend für Arbeitgeber und Beschäftigte. Denn eine begünstigende 
höchstrichterliche Rechtsprechung nutzt dem Steuerschuldner 
dann nicht mehr, wenn ein bindender Bescheid aus der Prüfung 
vorliegt. 

Anders das Verfahrensrecht der Sozialversicherung. Hier kann 
ein Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, 
für die Vergangenheit zurückgenommen werden. Wer demnach 
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eine neue Beitragsordnung nach dem Muster des Steuerrechts 
vorschlägt, darf nicht allein die verfahrensrechtlichen Vorteile 
des Steuerrechts sehen. Angesichts der jahrzehntelangen, dem 
Gesetzgeber bekannten höchstrichterlichen Rechtsprechung zum 
stichprobenhaften Charakter der Prüfung sieht das BSG auch kei
ne Gesetzeslücke, die durch Analogie zu schließen wäre. 
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Mindestlöhne: Für viele Branchen schon jetzt 
Realität

Am 11. April 2014 hat das Bundeskabinett den vom Bundesminis
terium für Arbeit und Soziales vorgelegten Entwurf des Gesetzes 
zur Stärkung der Tarifautonomie in den Bundesrat eingebracht 
(BR-Drs. 147/14). Neben der Lockerung der Voraussetzungen 
für die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen ent
hält der Entwurf insbesondere das im Koalitionsvertrag vom 
16. Dezember 2013 bereits angekündigte Mindestlohngesetz, 
das einen allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn ab dem Jahre 
2015 vorsieht. Aber bereits jetzt gelten in zahlreichen Branchen 
Mindestlöhne, die von den Arbeitgebern zu beachten sind.

Vorhaben
Das Mindestohngesetz (MiLoG) wird einen allgemeinen gesetzli
chen Mindestlohn in Höhe von anfänglich 8,50 Euro pro Stunde 
bestimmen, wobei der Gesetzentwurf vorsieht, dass eine Min
destlohnkommission jährlich die Anpassung des gesetzlichen 
Mindestlohns zu beschließen hat. Bezüglich des persönlichen 
Geltungsbereichs der Mindestlohnregelung sollen eine Reihe von 
Ausnahmen gelten. So sollen Praktikanten, Jugendliche (unter 
18 Jahren) und Langzeitarbeitslose (für die ersten sechs Monate) 
nicht in den Genuss des gesetzlichen Mindestlohns kommen. Un
abhängig von den geplanten Neuregelungen unterliegen jedoch 
bereits jetzt zahlreiche Arbeitnehmer Mindestlohnregelungen. 
Sie gelten auch nach Inkrafttreten des MiLoG weiter, soweit sie 
den gesetzlich vorgeschriebenen Mindestlohn von 8,50 Euro über
schreiten. Für Branchenmindestlöhne nach dem Arbeitnehmer
entsendegesetz (AEntG) und dem Arbeitnehmerüberlassungsge
setz (AÜG) unterhalb von 8,50 Euro regelt § 23 MiLoG, dass diese 
längstens bis zum 31. Dezember 2016 weiterhin Gültigkeit haben.

Arbeitnehmerentsendegesetz
Vorrangig sind hier die Mindestlöhne zu nennen, die in den Bran
chen gelten, die unter das AEntG fallen. Hierbei handelt es sich 
derzeit um die folgenden Branchen:
> Bauhauptgewerbe 
> Gebäudereinigung
> Briefdienstleistungen
> Sicherheitsdienstleistungen
> Bergbauspezialarbeiten (Steinkohlebergwerke)
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> Wäschereidienstleistungen
> Abfallwirtschaft
> Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen
> Pflege

Das AEntG sieht in diesen Fällen eine Normerstreckung geltender 
Tarifvereinbarungen auf sämtliche Arbeitsverhältnisse vor. Das 
kann entweder durch eine entsprechende Rechtsverordnung oder 
durch eine Allgemeinverbindlicherklärung nach § 5 Tarifvertrags
gesetz (TVG) geschehen. 

Allgemeinverbindliche Tarifverträge
Daneben gelten auch in einer Vielzahl von Branchen und Regio
nen allgemeinverbindliche Tarifverträge, deren Entgeltregelun
gen ebenfalls zwingend zu beachten sind. Derzeit existieren im 
gesamten Bundesgebiet rund 500 solcher allgemeinverbindlichen 
Tarifverträge. Um welche Tarifverträge es sich handelt, kann auf 
der Internetseite des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial
ordnung (BMAS) unter www.bmas.de abgerufen werden. Voraus
setzung für die Allgemeinverbindlicherklärung ist derzeit, neben 
einem öffentlichen Interesse, dass die ohnehin tarifgebundenen 
Arbeitgeber mindestens 50 Prozent der unter den Geltungsbe
eich des Tarifvertrags fallenden Arbeitnehmer beschäftigen müs

sen. Dieses 50-Prozent-Quorum soll mit den Neuregelungen des 
Tarifautonomiestärkungsgesetzes wegfallen, sodass in Zukunft 
ein „konkretisiertes öffentliches Interesse“ für die Allgemeinver
bindlichkeit ausreichend sein soll. Zudem soll für die Überprüfung 
der Rechtmäßigkeit der Allgemeinverbindlichkeit ein gesondertes 
Verfahren bei der Arbeitsgerichtsbarkeit etabliert werden.

Allgemeinverbindlicher 
Tarifvertrag
Tarifvertraglich festge
legte Löhne und Gehälter 
sind auch für nicht tarifge
bundene Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer verbindlich, 
sofern es sich um einen 
für allgemeinverbindlich 
erklärten Tarifvertrag 

rhandelt.

Arbeitnehmerüberlassung
Schließlich ordnet der am 30. April 2011 in Kraft getretene  
§ 3a AÜG eine Lohnuntergrenze für den Bereich der Leiharbeit an. 
Die entsprechende Rechtsverordnung trat am 1. Januar 2012 in 
Kraft. Zusätzlich zu diesen Lohnuntergrenzen haben die Tarifpart
ner in zahlreichen Branchen Tarifzuschläge für Leiharbeitnehmer 
vereinbart, was bedeutet, dass Arbeitnehmer, die in eine dieser 
Branchen verliehen werden, diesen Zuschlag beanspruchen kön
nen. Es handelt sich hierbei um die Branchen: 
> Metall- und Elektro
> Chemie
> Druck
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> Kunststoff und Kautschuk
> Holz und Kunststoff verarbeitende Industrie
> Schienenverkehr
> Textil und Bekleidung
> Papier, Pappe und Kunststoff verarbeitende Industrie

Was gilt es bei Betriebsprüfungen zu beachten?
Allen Mindestlohnregelungen ist gemein, dass sie nicht nur die 
unterste Anspruchsgrundlage für den Arbeitslohnanspruch 
des Arbeitnehmers darstellen, sondern aus ihnen auch der 
selbstständige Beitragsanspruch der Sozialversicherung nach 
§ 22 SGB IV erwächst. Das gilt aufgrund des in der Sozialversi
cherung geltenden Entstehungsprinzips unabhängig davon, ob 
der Arbeitslohnanspruch des einzelnen Arbeitnehmers fällig 
ist oder aber überhaupt erfüllt wurde. Aus diesem Grund ist die 
Prüfung der Einhaltung geltender Mindestlöhne regelmäßig Be
standteil der Betriebsprüfung der Rentenversicherungsträger. 
Darüber hinaus gehört es zu den Aufgaben der bei den Haupt
zollämtern angesiedelten Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) 
nach dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG) die 
Einhaltung der Mindestlöhne nach dem AEntG und dem AÜG zu 
überprüfen. Verstöße sind bußgeldbewehrt und unter Umständen 
nach § 266a Strafgesetzbuch (StGB) auch strafrechtlich relevant. 
Korrespondierend dazu sieht auch der Entwurf des MiLoG eine 
Prüfverpflichtung der FKS und eine Bußgeldbewehrung vor.

Arbeitgeber sind vor diesem Hintergrund gehalten, sich über be
stehende Mindestlohnregelungen zu informieren und ihren Ver
pflichtungen nachzukommen. Das gilt auch bereits jetzt, vor der 
Einführung des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns.

14

-

-

-

-
-

summa summarum 3•2014 • Mindestlöhne



Ab Dezember 2014 müssen auch für 
besondere Personengruppen Tätigkeits
schlüssel vergeben werden
Für alle Beschäftigten sind mit der Meldung zur Sozialversiche
rung auch Angaben zu deren Tätigkeit im Betrieb zu übermit
teln. Grundlage ist das Schlüsselverzeichnis der Bundesagentur 
für Arbeit. Von dieser Verpflichtung waren bislang besondere 
Personengruppen ausgenommen. Für Meldezeiträume ab dem 
1. Dezember 2014 ist auch für sie der sogenannte Tätigkeits
schlüssel in der Meldung anzugeben.

Die Angaben sind dann auch für behinderte Menschen in aner
kannten Werkstätten oder gleichartigen Einrichtungen (Perso
nengruppe 107) sowie Personen in Einrichtungen der Jugendhilfe, 
Berufsbildungswerken oder ähnlichen Einrichtungen für behin
derte Menschen (Personengruppe 111) zu machen.

Hintergrund der Regelung
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) entwickelt zurzeit die Beschäf
tigungsstatistik weiter, um die internationalen Vorgaben für die 
Ermittlung der Erwerbstätigen in Deutschland zu erfüllen. Damit 
diese Statistik vollständig und aussagekräftig ist, müssen künftig 
auch Meldungen für die genannten Personengruppen grundsätz
lich Angaben im Tätigkeitschlüssel enthalten. 

Welche Meldungen sind betroffen?
Das gilt für alle Meldungen, deren Meldezeitraum Zeiten ab dem 
1. Dezember 2014 beinhaltet. Hiervon betroffen sind also bereits 
die Jahresmeldungen für das Kalenderjahr 2014, die bis zum 
15. Februar 2015 abzugeben sind.

Wie ist zu verfahren?
Der Tätigkeitsschlüssel besteht zum einen aus Angaben zur 
Tätigkeit (Stellen 1 bis 5) und zum anderen aus Angaben zum 
Schulabschluss, Ausbildungsabschluss und der Vertragsform 
(Stellen 6 bis 9). Die Meldungen müssen grundsätzlich vollstän
dige Angaben enthalten.

Die Stellen 6 bis 9 sind immer zu befüllen, da die Meldung sonst 
nicht übermittelt werden kann. Weil aber bei diesen besonderen 
Personengruppen die individuelle Förderung des behinderten 

15

-
-

-

-

-

-

-

summa summarum 3•2014 • Tätigkeitsschlüssel

-
-

-



summa
summarum

Sozialversicherungsprüfung
im Unternehmen

Menschen im Vordergrund steht, kann nicht in jedem Fall eine An
gabe zu einer konkreten Tätigkeit (Stellen 1 bis 5) gemacht wer
den. Dies gilt insbesondere bei den behinderten Menschen, die 
sich im Berufsbildungsbereich einer anerkannten Werkstatt für 
behinderte Menschen bzw. im Eingangsverfahren befinden. 

Sofern die eindeutige Angabe einer ausgeübten Tätigkeit gemäß 
Schlüsselverzeichnis möglich ist, ist deren Schlüssel einzutragen. 
Übt die Person mehrere Tätigkeiten aus, ist diejenige anzugeben, 
die vom zeitlichen Umfang her überwiegt. Dieser Teil des Tätig
keitsschlüssels kann aber leer bleiben, wenn tatsächlich keine 
Angabe zur Tätigkeit möglich sein sollte.

Hilfen zur Ermittlung des Tätigkeitsschlüssels
Die BA bietet eine Internet-Suche zum Tätigkeitsschlüssel an. 
Mit dem „Tätigkeitsschlüssel 2010-Online“ kann der passende 
Tätigkeitsschlüssel direkt im Internet ermittelt werden. Sie finden 
die Anwendung unter bns-ts.arbeitsagentur.de (bitte geben Sie die 
Adresse wie angegeben ohne „www“ ein).

Weitere Informationen im Internet
Mehr zum Tätigkeitsschlüssel erfahren Sie im Internet auch 
unter www.arbeitsagentur.de > Unternehmen > Sozialversiche
rung > Schlüsselverzeichnis. Unter „Zusatzinformationen“ finden 
Sie dann beispielsweise „Häufig gestellte Fragen zum Tätigkeits-
schlüssel 2010“ und das Schlüsselverzeichnis 2010 als pdf-Datei 
zum Herunterladen.

-

Auskünfte zu Fragen rund um das Thema erhalten Sie beim 
Betriebsnummern-Service der BA telefonisch von Montag bis 
Freitag von 8.00 bis 18.00 Uhr unter der Telefonnummer 
0800 4 5555 20 (der Anruf ist für Sie gebührenfrei) bzw. per E-Mail  

an betriebsnummernservice@arbeitsagentur.de.
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Mehr als Arbeitgeberprüfungen – bekannte 
und weniger bekannte Aufgaben des 
Prüfdienstes
Seit Beginn des Jahres 1997 informiert summa summarum alle 
zwei Monate über aktuelle Themen aus der Betriebsprüfung. In 
über 17 Jahren sind Arbeitgebern und Steuerberatern so mehr als 
100 Zeitschriften und jedes Jahr vier Broschüren zu den Themen 
„Versicherung“, „Beitrag“, „Meldungen“ und „Prüfung von A bis Z“ 
zur Verfügung gestellt worden. 

Im Mittelpunkt der Beiträge standen dabei regelmäßig Themen 
aus der „normalen“ Betriebsprüfung. Das Aufgabenspektrum des 
Prüfdienstes geht jedoch darüber hinaus. Wir wollen daher in der 
nächsten Zeit in loser Folge über Aufgaben des Prüfdienstes be
richten, die wenig oder gar nicht bekannt, gleichwohl aber genau 
so wichtig sind wie die klassische Arbeitgeberprüfung. Der erste 
Beitrag widmet sich der Bekämpfung von illegaler Beschäftigung 
und Schwarzarbeit und der Zusammenarbeit mit der Finanzkon
trolle Schwarzarbeit (FKS) der Hauptzollämter. Anlass ist das 
zehnjährige Bestehen der FKS dieser Tage.

Das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz verpflichtet eine gan
ze Reihe von Behörden zur Zusammenarbeit mit der FKS. Dazu 
gehört auch der Prüfdienst der Rentenversicherungsträger. FKS 
und Prüfdienst haben dabei unterschiedliche Aufgaben und Rol
len. Die FKS mit ihren vergleichbar der Polizei ausgestatteten 
Befugnissen deckt Beitragshinterziehungen auf. Die Rentenver
sicherungsträger werten die Ergebnisse der FKS sozialversiche
rungsrechtlich aus, fordern ggf. Beiträge nach und verfolgen die
se Ansprüche notfalls auch gerichtlich. Sie realisieren damit aus 
den Ermittlungsergebnissen der FKS für die Solidargemeinschaf
ten der Sozialversicherung einen materiellen Ertrag in Form von 
Beiträgen, dies ist gleichsam ein wesentlicher Aspekt der Scha
densbehebung. 

Die Ergebnisse dieser Arbeit können sich sehen lassen. Rund 
5.300 Prüfungen und rund 450 Millionen Euro an Beitragsnachfor
derungen – das ist die Bilanz der Rentenversicherungsträger aus 
den Prüfungen wegen illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit 
im Jahr 2013. Gemessen an der Gesamtzahl der rund 780.800 
Prüfungen ist dies lediglich ein Anteil von 6,7 %, die Nachforde
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rungssumme macht aber ca. 46 % der insgesamt rund 976 Milli
onen Euro an nachgeforderten Sozialversicherungsbeiträgen aus. 

Möglich ist dieses Ergebnis nur durch die enge Zusammenarbeit 
mit der FKS. Sie ist Teil der insgesamt 42 Hauptzollämter und im 
gesamten Bundesgebiet an 113 Standorten vertreten. Dort wer
den die Aufgaben der FKS in den Gebieten Kontrollen, Prüfungen 
sowie Ermittlungen und Ahndung wahrgenommen. Die Hauptzoll
ämter sind als örtliche Zusammenarbeitsbehörden die lokalen 
Ansprechpartner für die Rentenversicherungsträger. Insgesamt 
sind im Bereich Bekämpfung der illegalen Beschäftigung und der 
Schwarzarbeit rund 7.000 Bedienstete der Zollverwaltung tätig. 
Nur durch das Zusammenwirken beider Institutionen kann ein 
hohes Maß an Abschreckung erzeugt werden.

Häufige Feststellungen bei den sog. Schwarzarbeitsprüfungen 
sind verdeckte Lohnzahlungen durch Scheinrechnungen, das Auf
teilen von Lohn, um die Sozialversicherungspflicht zu umgehen, 
die Beschäftigung von scheinselbstständigen Personen, der Miss
brauch von Werkverträgen und die Unterschreitung von Mindest
löhnen.

FKS und Rentenversicherungsträger tauschen ihre Informatio
nen und Daten im Rahmen eines technischen Verfahrens aus, das 
eigens für diese Art von Prüfungen konzipiert worden ist. Dabei 
können die Rentenversicherungsträger die von der FKS erfassten 
Daten unmittelbar in ihre Anwendung zur Berechnung der Bei
träge übernehmen. Die Rentenversicherungsträger übermitteln 
ihre Ergebnisse derzeit noch auf dem Postwege an die FKS. Die 
Einfühung eines elektronischen Austauschverfahrens ist geplant.

Feststellungen der FKS haben häufig nicht nur sozialversiche
rungsrechtliche Folgen, sie ziehen auch Ordnungswidrigkeits
und Strafverfahren nach sich. Nach § 266a Strafgesetzbuch ist 
das Vorenthalten von Sozialversicherungsbeiträgen ein Straftat
bestand. Im Rahmen der staatsanwaltlichen Ermittlungsverfah
ren wird häufig die Hilfe der Rentenversicherungsträger benötigt. 
Sie müssen gutachterlich feststellen, wie hoch der herbeigeführte 
Beitragsschaden mutmaßlich ist. Davon abhängig entscheidet die 
Staatsanwaltschaft, ob und ggf. wie Anklage erhoben wird. 
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Bei der Bekämpfung von illegaler Beschäftigung und Schwarzar
beit arbeiten viele Behörden zusammen. So will es das Schwarz
arbeitsbekämpfungsgesetz. Die Arbeit der Prüfdienste ist ein 
wichtiger Baustein in diesem Gefüge.

Die Reihe mit Beiträgen zu den Aufgaben des Prüfdienstes wird 
fortgesetzt.

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber
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Grundsätze der Statusbeurteilung von  
Erwerbstätigen in GmbHs überarbeitet

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben die 
Anlage 3 im Rundschreiben „Statusfeststellung von Erwerbs
tätigen“ vom 13. April 2010 überarbeitet. Die Anlage 3 befasst sich 
mit der versicherungsrechtlichen Beurteilung von Gesellschafter- 
Geschäftsführern, Fremdgeschäftsführern und mitarbeitenden 
Gesellschaftern sowie Geschäftsführern einer Familien-GmbH. An
lass für die Überarbeitung sind die Auswirkungen der Urteile des 
BSG vom 29. August 2012 (B 12 KR 25/10 R und B 12 R 14/10 R). 
Danach kann es bei der Statusbeurteilung in sog. Familien-GmbHs 
keine „Schönwetter-Selbstständigkeit“ geben (vgl. summa summa
rum 4/2013).

„Schönwetter-Selbstständigkeit“ ist dem Sozialversicherungs
recht fremd 
Das BSG hat in o. g. Urteilen festgestellt, dass ein rechtlich beste
hendes Weisungsrecht - auch wenn es tatsächlich nicht ausge
übt wird - bei der sozialversicherungsrechtlichen Abgrenzung von 
abhängiger Beschäftigung und selbstständiger Tätigkeit maßgeb
lich ist.

In seiner älteren Rechtsprechung hatte das BSG noch grundsätz
lich den tatsächlichen Verhältnissen den Vorrang eingeräumt, 
wenn diese von den vertraglichen Vereinbarungen abwichen. 
Nach den neueren Urteilen ist dem Sozialversicherungsrecht aber 
eine solche „Schönwetter-Selbstständigkeit“ fremd, die nur so 
lange bestehen kann, wie keine Konflikte auftreten. Im jederzeit 
denkbaren Konfliktfall, z. B.  bei Meinungsverschiedenheiten oder 
gar einem (familiären) Zerwürfnis der Beteiligten, ist aber ent
scheidend, was vertraglich vereinbart ist, d. h., wer in der GmbH 
die Rechtsmacht besitzt. Die Rechtsmacht wird durch Gebrauch 
bestätigt, geht aber durch fehlenden Gebrauch in „Schönwetter
phasen“ nicht verloren. Sonst würde die versicherungsrechtliche 
Beurteilung davon abhängen, ob, und wenn ja, wie lange die Tä
tigkeit aus Sicht des Rechtsmachtinhabers beanstandungsfrei 
ausgeübt wird. 

Rechtsmacht
Maßgeblich für die Ab
grenzung von abhängiger 
Beschäftigung und
selbstständiger Tätigkeit 
ist das Vertragsverhältnis 
der Beteiligten, so wie
es im Rahmen des recht
lich Zulässigen tatsächlich 
vollzogen wird. Die sich
aus vertraglichen Verein
barungen (z. B. Gesell
schaftsvertrag einer 
GmbH) und ggf. gesetz
lichen Vorgaben (z. B. 
GmbHG) ergebende 
Rechtsmacht ist daher für 
die sozialversicherungs
rechtliche Beurteilung 
bedeutsam, auch wenn sie 
tatsächlich nicht ausgeübt 
wird.

Familiäre Verbundenheit oder Rücksichtnahme kann aber kein 
rechtlich entscheidendes Kriterium zur Unterscheidung von ab
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hängiger Beschäftigung und selbstständiger Tätigkeit sein. Unter 
dieser Prämisse wurden die Grundsätze überarbeitet. 

Besitz der Rechtsmacht schließt Beschäftigung nach wie vor 
aus
Ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis zur GmbH kann auf
grund der Kapitalbeteiligung oder besonderer Vereinbarungen im 
Gesellschaftsvertrag – und der sich daraus ergebenden Rechts
macht – nach wie vor von vornherein rechtssicher ausgeschlos
sen werden. Insoweit ergeben sich hier aus der neueren Recht
sprechung des BSG keine Änderungen. Für Gesellschafter
Geschäftsführer und mitarbeitende Gesellschafter gilt daher 
weiter Folgendes:

Gesellschafter-Geschäftsführer
Ein Gesellschafter-Geschäftsführer, der über mindestens 50 % 
des Stammkapitals verfügt oder aufgrund besonderer Verein
barungen im Gesellschaftsvertrag sämtliche Beschlüsse der an
deren Gesellschafter verhindern kann (sog. umfassende Sperr
minorität), hat auch die Rechtsmacht, Beschlüsse zu verhindern, 
die sein Dienstverhältnis benachteiligen würden. In diesen Fällen 
scheidet eine Beschäftigung aus. 

Mitarbeitende Gesellschafter ohne Geschäftsführerfunktion
Für einen mitarbeitenden Gesellschafter ohne Geschäftsfüh
rerfunktion ist eine Beschäftigung ausgeschlossen, wenn er 
über mehr als 50 % des Stammkapitals verfügt. Zwar obliegt 
das Weisungsrecht gegenüber den Beschäftigten der GmbH der 
Geschäftsführung und nicht der Gesellschafterversammlung. Ein 
derartiger Gesellschafter hat aber aufgrund seiner gesellschafts
rechtlichen Position letztlich auch die Leitungsmacht gegenüber 
dem Geschäftsführer und unterliegt damit nicht dessen Wei
sungsrecht. Seine Abhängigkeit kann er aufgrund seiner Rechts
macht jederzeit beenden, indem er einen ändernden Mehrheits
beschluss herbeiführt. 

Fehlende Rechtsmacht spricht für Beschäftigung
Eine fehlende Rechtsmacht spricht für die persönliche Abhängig
keit des Betroffenen und damit ganz regelmäßig für eine abhän
gige Beschäftigung. Dies ist bei Gesellschafter-Geschäftsführern 
mit weniger als 50 % Kapitalbeteiligung oder einer nur einge
schränkten Sperrminorität, die nicht auf alle Angelegenheiten der 
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Gesellschaft Anwendung findet, und bei mitarbeitenden Gesell
schaftern mit einer Kapitalbeteiligung bis zu 50 % bzw. mit einer 
Sperrminorität der Fall. 

Auf eine fehlende Rechtsmacht trifft man auch bei Fremd
geschäftsführern und gleichmäßig beteiligten Gesellschafter
Geschäftsführern:

Fremdgeschäftsführer
Ein Fremdgeschäftsführer einer GmbH oder ein Geschäftsführer 
einer sog. Familien-GmbH, der nicht am Stammkapital beteiligt 
ist, steht nach der Rechtsprechung des BSG grundsätzlich in 
einem Beschäftigungsverhältnis. Das ist so, weil er - ohne eigene 
Rechtsmacht - letztlich, z. B. im Konfliktfall, den Weisungen der 
Gesellschafterversammlung unterliegt.

Gleichmäßig beteiligte Gesellschafter-Geschäftsführer
Die Personenidentität von gleichmäßig bzw. nahezu gleichmä
ßig beteiligten Gesellschafter-Geschäftsführern einer GmbH 
(z. B. mit jeweils 25 % oder mit 32 %, 33 % und 35 %) ändert 
an der Rechtsmacht der Gesellschafter und der Weisungs
gebundenheit der Geschäftsführer nichts. Der im Arbeit
nehmer-/Arbeitgeberverhältnis als fehlend erachtete typische 
Interessengegensatz bei dieser Personenidentität wird vom BSG 
nicht mehr als geeignetes Abgrenzungskriterium angesehen 
(Urteile vom 4. Juli 2007 B 11a AL 5/06 R und B 11a AL 45/06 R). 
Nach früherer Auffassung legte diese Identität noch den Schluss 
nahe, dass die Geschäftsführer im „eigenen“ Unternehmen tätig 
und damit selbstständig Tätige waren.

Auch „Fiktionen“ beseitigen fehlende Rechtsmacht nicht
In einer GmbH oder einer sog. Familien-GmbH kann bei der Ge
samtabwägung die sich aus den bindenden Regelungen des Ge
sellschaftsvertrags bzw. ergänzend aus denen des Anstellungs
vertrages ergebende Rechtsmacht auch nicht durch anderweitige 
„Fiktionen“, die aus den tatsächlichen Umständen hergeleitet 
werden, beseitigt werden. Zu dieser Auffassung gelangten die 
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung im Hinblick auf die 
Ausführungen des BSG. In diesen Fällen ist  auch zu berücksich
tigen, dass der Anstellungsvertrag nicht mehr an Kompetenzen 
vermitteln kann, als es der Gesellschaftsvertrag zulässt. Die Ab
bedingung von Regelungen im Gesellschaftsvertrag wiederum ist 
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an die notarielle Form gebunden. Daher kann es keine formfreie 
und erst recht keine faktische Gestaltung des Gesellschaftsver
trages geben. Es kommt daher im Sinne der o. g. Rechtsprechung 
nicht mehr auf „faktische Machtpositionen“ an, wonach die zu 
beurteilende Person „Kopf und Seele“ der GmbH oder alleiniger 
Branchenkenner ist oder in der GmbH faktisch frei schalten und 
walten kann wie sie will, weil sie die Gesellschafter persönlich 
und/oder wirtschaftlich dominiert. 

Gesamtabwägung bei gänzlich atypischen Fällen
Spricht zunächst allein die fehlende Rechtsmacht für eine abhän
gige Beschäftigung, kann sich bei der weiteren Gesamtabwägung 
herausstellen, dass ein gänzlich atypischer Sonderfall vorliegt. 

Das BSG hat in seinen o.g. Urteilen zur „Schönwetter-Selbststän
digkeit“ nämlich offen gelassen, ob in gänzlich atypischen Sonder
fällen trotz fehlender Rechtsmacht eine abhängige Beschäftigung 
ausgeschlossen sein kann, wenn die tatsächlichen Verhältnisse 
die rechtlichen überlagern. Das Vorliegen eines solchen atypi
schen Sonderfalls muss im Einzelfall nachgewiesen werden.

Statusanfragen empfohlen
Um Zweifelsfälle rechtssicher zu klären, bietet es sich an, ein op
tionales Statusfeststellungsverfahren bei der Clearingstelle der 
Deutschen Rentenversicherung Bund durchzuführen. Je früher 
dieses beantragt wird, umso eher besteht Rechtssicherheit. Wei
tere Informationen zur Statusfeststellung von Erwerbstätigen fin
den Sie hier:
www.deutsche-rentenversicherung.de (siehe Fachinfos „Arbeit
geber und Steuerberater“ Betriebsprüfdienst, Publikationen, Be
sprechungsergebnisse, Beitragseinzug, 2014, Anlage 1 zu Top 1).

Clearingstelle
Statusanfragen bezüg
lich der Ausübung einer 
versicherungspflichtigen 
Beschäftigung oder einer 
selbstständigen Tätigkeit 
sind von Auftraggeber 
und/oder Auftragnehmer 
schriftlich an die Clea
ringstelle der Deutschen 
Rentenversicherung Bund, 
10704 Berlin, zu richten.
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BSG gibt Hinweise zur Sozialabgabepflicht 
pauschaler Nachtarbeitszuschläge

Das BSG hatte in seinem Termin am 7. Mai 2014 über die So
zialabgabepflicht von Nachtarbeitszuschlägen zu entscheiden. 
Zwar hat es die Angelegenheit an die Vorinstanz zur weiteren 
Sachaufklärung und erneuten Entscheidung zurückverwiesen, 
dennoch machte es deutlich, welche wesentlichen Aspekte bei 
der Beurteilung von Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszu
schlägen zu beachten sind. Hier ein kurzer Überblick; sobald 
die Entscheidungsgründe vorliegen, wird summa summarum 
ausführlicher berichten.

Der Tatbestand
Ein Gastwirt hatte mit seinem Mitarbeiter eine Vergütungsrege
lung getroffen, die eine nahezu gleichbleibende monatliche Ent
geltzahlung vorsah, sich jedoch abhängig von den angefallenen 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschlägen (SFN-Zu
schlägen) aus weiteren variablen Komponenten wie Basisgrund
lohn und Ergänzungslohn zusammensetzte. Bei der Vergütungs
regelung handelte es sich um ein sog. Entgeltoptimierungsmodell. 
Die Beteiligten stritten nun über die beitragsrechtliche Behand
lung dieser SFN-Zuschläge, die in pauschalierender Form in die 
Berechnung des Arbeitsentgelts eingeflossen sind.

Vorverfahren
Dem Revisionsverfahren beim BSG (B 12 R 18/11 R) war eine 
Entscheidung des Bayerischen LSG vom 26. Juni 2011 vorausge
gangen (L 5 R 425/08). Dabei hatte das LSG die Entscheidung des 
zuständigen Rentenversicherungsträgers zur Rechtswidrigkeit 
des Modells bestätigt. Das BSG hat den Fall nunmehr an das LSG 
zurückverwiesen, weil wesentliche Teile des Modells unklar ge
blieben waren.

Entstehungsprinzip
Der Beitragsanspruch 
entsteht, wenn der 
Arbeitsentgeltanspruch 
entstanden ist.

Entscheidung des BSG
Zunächst sei, so das BSG, das dem Arbeitnehmer nach dem Inhalt 
des Arbeitsvertrags unter Beachtung zwingender tarifvertragli
cher und gesetzlicher Regelungen und der betrieblichen Praxis 
geschuldete Bruttoarbeitsentgelt zu ermitteln. Dafür gelte das 
Entstehungsprinzip. Erst wenn feststehe, ob und in welcher Höhe 
der Arbeitsentgeltanspruch entstanden ist, komme es darauf an, 
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ob Teile des so ermittelten Entgeltanspruchs von der Beitragsbe
messung auszunehmen sind. 

Das BSG hält zudem für klärungsbedürftig, ob das vom BFH in 
ständiger Rechtsprechung akzeptierte Berechnungsmodell (pau
schale Zuschläge mit einer späteren kalenderjahresbezogenen 
Einzelabrechnung) mit zwingendem Sozialversicherungsrecht 
vereinbar ist (vgl. z. B. BFH-Urteile vom 24. September 2013 (VI 
R 48/12) und vom 8. Dezember 2011 (VI R 18/11)). Es sei zu be
achten, dass im Beitragsrecht der Sozialversicherung das Entste
hungsprinzip gilt, wohingegen im Steuerrecht das Zuflussprinzip 
maßgeblich ist. Ein Arbeitsentgeltanspruch sei grundsätzlich im 
jeweiligen Entgeltabrechnungszeitraum zu verbeitragen. Eine 
ausdrückliche sozialversicherungsrechtliche Regelung, die dem 
Wunsch entspricht, SFN-Zuschläge bei der Entlohnung möglichst 
gleichmäßig pauschalierend mit beitragsfreier Wirkung zu vertei
len, gebe es dagegen nicht.

Zuflussprinzip
Die Lohnsteuer wird nur 
dann erhoben, wenn der 
Arbeitslohn auch zuge
flossen ist.

Die Frage, inwieweit das im strittigen Fall angewendete Entgelt
optimierungsmodell mit dem Beitragsrecht der Sozialversiche
rung vereinbar ist, lässt das BSG offen. Hier hat das Bayerische 
LSG im Rahmen der Zurückverweisung noch weitere Ermittlun
gen zu führen und eine Entscheidung zu treffen. Auch bleibt für 
weitere Erkenntnisse die Veröffentlichung der Entscheidungs
gründe des BSG abzuwarten.
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Umlagepflicht nach dem Aufwendungs
ausgleichsgesetz für mitarbeitende Familien
angehörige in der Landwirtschaft
Im vergangenen Jahr hat das LSG Niedersachsen-Bremen zur 
Umlagepflicht wegen Krankheit und Mutterschaft für mitarbei
tende Familienangehörige in der Landwirtschaft entschieden. 
Die Rentenversicherungsträger folgen dem Urteil. Mit Wirkung 
vom 1. Januar 2014 unterliegen mitarbeitende Familienange
hörige, die nur geringfügig beschäftigt sind oder weniger als 18 
Stunden in der Woche arbeiten, der Umlagepflicht.

Bisherige Rechtsauslegung
Im Jahre 2010 hatten die Rentenversicherungsträger entschieden, 
dass für den Ausschluss vom Erstattungsverfahren nach dem Auf
wendungsausgleichsgesetz (AAG) die Versicherungspflicht nach 
dem Zweiten Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte 
(KVLG 1989) nicht entscheidend sei. Es wurde seitdem allein auf 
die Zugehörigkeit zum Personenkreis nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG 
1989 abgestellt. 

Danach mussten in der Praxis weder für versicherte noch für nur 
geringfügig beschäftigte mitarbeitende Familienangehörige und 
auch nicht für lediglich familienversicherte Ehegatten eines land
wirtschaftlichen Unternehmers die Umlage 1 (Ausgleichsverfah
ren für Arbeitgeberaufwendungen bei Arbeitsunfähigkeit) und die 
Umlage 2 (Ausgleichsverfahren für Arbeitgeberaufwendungen für 
Mutterschaftsleistungen) gezahlt werden. 

Urteil des LSG Niedersachsen-Bremen vom 20. Juni 2013
Dieser Rechtsauffassung folgten die Richter des LSG Niedersach
sen-Bremen in ihrem Urteil vom 20. Juni 2013 (L 1 KR 501/11) 
nicht. Vielmehr sahen sie gerade durch den Gesetzeswortlaut 
(„sind versicherungspflichtig ... mitarbeitende Familienangehörige 
...“) diese Auffassung nicht gestützt. Anders als von den Renten
versicherungsträgern vertreten, sei die Versicherungspflicht von 
entscheidender Bedeutung.

Die Pflicht zur Zahlung der Umlage 1 und 2 ergibt sich danach aus
schließlich aus der Frage, ob Versicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 
Nr. 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 4 KVLG 1989 in der Krankenversi
cherung der Landwirte besteht oder nicht.
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Im vorliegenden Fall war die Ehefrau eines landwirtschaftlichen 
Unternehmers in der Zeit vom 27. Januar 2009 bis 9. März 2009 
als geringfügig Beschäftigte (Minijobberin) bei ihm angestellt 
gewesen. Sie hatte in dieser Zeit ein Arbeitsentgelt in Höhe von 
insgesamt 560 Euro erhalten und war nach § 7 KVLG 1989 fami
lienversichert gewesen. Für sie wurden Umlagen gezahlt. Streitig 
war die Erstattung von Arbeitgeberaufwendungen nach dem AAG. 
Diese wollte die DRV KBS nicht zahlen, da nach ihrer Auffassung 
die Ausnahmevorschrift des AAG galt und insofern weder Beiträ
ge hätten gezahlt werden dürfen noch Erstattungen vorzunehmen 
seien. Vielmehr sei die Ehefrau mitarbeitende Familienangehörige 
gewesen. Dies verneinte das Gericht, da § 2 Abs. 4 Satz 3 KVLG 
1989 Ehegatten allenfalls dann als mitversicherte Familienange
hörige ansieht, wenn diese nach § 5 SGB V versicherungspflichtig 
sind. 

Neue Rechtsauslegung
Die Rentenversicherungsträger folgen dem Urteil des LSG. Das 
bedeutet, dass für mitarbeitende Familienangehörige eines land
wirtschaftlichen Unternehmers, die nur geringfügig beschäftigt 
sind oder weniger als 18 Stunden in der Woche arbeiten und nicht 
in der Krankenversicherung der Landwirte versicherungspflichtig 
sind, die Umlagen 1 und 2 erhoben werden müssen und Erstat
tungsansprüche nach § 1 AAG geltend gemacht werden können. 
Gleiches gilt auch für familienversicherte Ehegatten. Diese Mitar
beiter sind auch bei der Ermittlung der Gesamtzahl der Beschäf
tigten des Arbeitgebers zu berücksichtigen.

Die geänderte Rechtsauffassung ist mit Wirkung vom 1. Januar 
2014 anzuwenden. Sofern für den Zeitraum vor dem 1. Januar 2014 
abweichend von der geänderten Rechtsauffassung verfahren wur
de, hat es damit sein Bewenden.
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Elektronisch unterstützte 
Betriebsprüfung – die euBP kommt!

Wiederholt hat summa summarum über die euPB berichtet. 
Nach Abschluss der Pilotphase setzen die Rentenversiche
rungsträger seit Anfang 2014 nunmehr die euBP flächen
deckend produktiv ein. Mit § 28p Abs. 6a SGB IV hatte der 
Gesetzgeber hierfür den rechtlichen Rahmen geschaffen. 

Die optional angebotene euBP vereinfacht dem Arbeitgeber die 
Vorbereitung und Durchführung der Betriebsprüfung. Auch die 
Tatsache, dass dem Betriebsprüfer vor Ort weniger oder keine 
Unterlagen mehr vorgelegt werden müssen, spart Zeit und Geld.

Daten für die Betriebsprüfung
Im Rahmen der Betriebsprüfung durch die Rentenversicherung 
werden regelmäßig die Daten der Lohn- und Gehaltsbuchhaltung 
sowie des betrieblichen Rechnungswesens ausgewertet. Art und 
Umfang der für die Betriebsprüfung relevanten Daten und Unter
lagen ergeben sich insbesondere aus § 8 ff. der Beitragsverfah
rensverordnung (BVV). 

Bedingt durch die unterschiedlichen Strukturen der Datenhaltung 
der verfügbaren Softwareprodukte waren einheitliche Datensätze 
mit Datenbausteinen zur Übermittlung der Daten aus Entgelt
abrechnung und Finanzbuchhaltung für die euBP zu entwickeln. 
Darin ist fest definiert, in welcher Struktur die Daten für die euBP 
anzuliefern sind. Die komplexe Datensatzbeschreibung stellt aber 
letztlich ein Abbild der betrieblichen Entgeltabrechnung mit all 
ihren Fallgestaltungen dar. Voraussetzung für die Teilnahme an 
der euBP ist die Implementierung der euBP-Schnittstelle in das 
Abrechnungssystem durch den jeweiligen Softwareanbieter. 

Pilotphase – Evolution durch Evaluation
Als Test auf Praxistauglichkeit und zur Sicherstellung eines funk
tionsfähigen und weitgehend ausgereiften Verfahrens wurde 
bis Ende 2013 eine mehrmonatige Pilotphase durchgeführt. Die 
Deutsche Rentenversicherung wurde hierbei von einzelnen Soft
wareanbietern unterstützt.

Neben einzelnen marginalen Änderungen in der Datensatz
beschreibung haben sich aus der Pilotphase auch Anpassungen 
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ergeben, die strukturelle Auswirkungen hatten: Stamminforma
tionen zu verwendeten Lohnarten werden nun nicht mehr global 
für den Betrieb, sondern direkt beim einzelnen Beschäftigten 
hinterlegt. Dies ermöglicht die Darstellung individueller Berech
nungsfaktoren und Besonderheiten bei den einzelnen Beschäftig
ten. Der Datensatz Stammdaten Lohnarten (DSSL) konnte somit 
eingespart werden.

Daneben hat sich gezeigt, dass in der betrieblichen Praxis oftmals 
zusätzliche Ordnungsmerkmale unterhalb der Ebene Betriebs
nummer verwendet werden. Dies ist u.a. dann der Fall, wenn ver
schiedene Abrechnungskreise für einzelne Beschäftigtengruppen 
verwendet werden - z. B  Trennung Angestellte und Geschäfts
führung. Zur Lösung wurde ein zusätzliches Feld „Mandanten“ in 
allen Datensätzen aufgenommen.

Die sich aus der Pilotphase ergebenden Änderungen wurden in 
die Grundsätze nach § 28p Abs. 6a SGB IV für das elektronisch 
unterstützte Betriebsprüfungsverfahren in der ab 1. Januar 2014 
geltenden Fassung aufgenommen.

Neu: technische Unterstützung für Meldekorrekturen nach 
einer Betriebsprüfung
Dem vielfach vorgetragenen Wunsch der Arbeitgeber und Steuer
berater nach einer technischen Unterstützung zur Korrektur von 
Meldungen nach Betriebsprüfungen folgend, stellt die Deutsche 
Rentenversicherung den Arbeitgebern - quasi als Rückweg der 
euBP - maschinell Grunddaten für die Berichtigung der Entgelt
meldungen zur Verfügung. Hier wird ein zusätzlicher Mehrwert 
geschaffen, da die an der euBP teilnehmenden Unternehmen 
direkt von manuellen Tätigkeiten entlastet werden. 

Die Korrektur der Meldung muss jedoch von demjenigen ver
anlasst werden, der sie erstattet hat (vgl. § 28a SGB IV). Eine 
Richtigstellung auch der eigenen Meldebestände wird nur dann 
gewährleistet, wenn der Arbeitgeber die Meldung im eigenen Ent
geltabrechnungssystem korrigiert.

Der Arbeitgeber wird im Bescheid auf die bereitgestellten Daten
sätze mit Entgeltdifferenzen für Meldekorrekturen hingewiesen. 
Die Sendung, die neben der Zusammenstellung der Korrektur-
hinweise auch Grundinformationen über die zu stornierenden 
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Ursprungsmeldungen enthält, wird ab Ende 2014 bei der Daten
stelle der Rentenversicherungsträger bereitgestellt und kann 
durch den Arbeitgeber im eXTra-Standard über die Abrechnungs
software abgerufen werden. Für die Zuordnung zum einzelnen 
Personalfall im Unternehmen werden die in der ursprünglichen 
Sendung des Arbeitgebers verwendeten Identifizierungsmerk
male berücksichtigt.

Wie läuft die euBP ab?
Bereits bei der Absprache eines Prüftermins kann die Durchfüh
rung einer euBP mit dem Betriebsprüfer vereinbart werden. Der 
Betriebsprüfer wird dann weitere Details zur Datenanlieferung in 
die schriftliche Prüfanmeldung aufnehmen. Im Rahmen des ver
einbarten Zeitfensters sind die prüfrelevanten Daten aus den Ab
rechnungssystemen an die DSRV zu übermitteln.

Ergeben sich bei der Auswertung der Abrechnungsdaten Hinwei
se, Unplausibilitäten oder die Notwendigkeit der Einsichtnahme 
einzelner Belege, wird der Betriebsprüfer diese gezielt beim Ar
beitgeber bzw. Steuerberater anfordern. Diese werden insofern 
entlastet, da im Vorfeld der Betriebsprüfung keine Unterlagen 
mehr kopiert und zusammengestellt werden müssen.

Durch die Auswertung der übermittelten Daten können im Vor
feld gezielt Sachverhalte aufgegriffen bzw. Belege angefordert 
werden. Dies kann zu einem wesentlich kürzeren Aufenthalt des 
Prüfers beim Arbeitgeber vor Ort führen. Sofern nach Auswer
tung der Daten aus der Lohn- und Finanzbuchhaltung keine wei
tere Rücksprache oder die Einsichtnahme von weiteren Belegen 
erforderlich ist, kann ggf. im Einzelfall auch eine Prüfung vor Ort 
entbehrlich sein.

Weiterhin Prüfungen vor Ort
Zu Beginn der Konzeption und während der Entwicklungsphase 
der euBP waren die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge
berverbände, die Bundessteuerberaterkammer, der GKV-Spit
zenverband und die Softwareersteller beteiligt. Jetzt kann das 
neue Verfahren in der Praxis starten. Ganz wichtig: Der persönli
che Kontakt zu Arbeitgebern und Steuerberatern bleibt erhalten.
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Sozialversicherungsprüfung
im Unternehmen

„Die Höhe des Mindestlohns beträgt ab dem 
1. Januar 2015 brutto 8,50 Euro je Zeitstunde“

So lautet § 1 Abs. 2 Satz 1 des neuen Mindestlohngesetzes, 
das der Deutsche Bundestag am 3. Juli 2014 verabschiedet hat. 

Alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben dann mindes
tens Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn - unabhängig 
von ihrer Arbeitszeit oder dem Umfang der Beschäftigung. Auch 
geringfügig und kurzfristig Beschäftigte haben den Mindestlohn
anspruch. Soweit es sich nicht um geringfügige Beschäftigungen 
in Privathaushalten handelt, müssen Arbeitgeber künftig Beginn, 
Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit gesondert dokumentie
ren, damit die Einhaltung des Mindestlohns nachprüfbar ist.

Ausdrücklich nicht vom Mindestlohngesetz (MiLoG) umfasst ist 
die Vergütung von Beschäftigten in Berufsausbildung und der 
ehrenamtlich Tätigen. Auch Beschäftigte unter 18 Jahren, die 
keine abgeschlossene Berufsausbildung haben und Langzeit
arbeitslose im ersten halben Jahr ihrer Beschäftigung nimmt 
das MiLoG vom Mindestlohn aus. Praktikanten sind grundsätzlich 
Arbeitnehmer. Auch sie haben daher Anspruch auf den gesetz
lichen Mindestlohn. Lediglich für bestimmte Praktika - u.a. sol
che, die im Rahmen einer Schul-, Ausbildungs- oder Studien
ordnung verpflichtend abgeleistet werden müssen - gilt der 
gesetzliche Mindestlohn nicht.

Eine stufenweise Einführung des Mindestlohns (75 % im Jahr 
2015 und 85 % 2016) sieht das MiLoG für Zeitungszusteller vor. 
In einer Übergangsphase bis zum 31. Dezember 2016 erlaubt das 
Gesetz Löhne unter 8,50 Euro außerdem dann, wenn ein einschlä
giger Tarifvertrag, der auch für nicht Tarifgebundene verbindlich 
ist, geringere Stundenlöhne vorsieht. Die Möglichkeit der kurz
fristigen, versicherungsfreien Beschäftigung - Stichwort „Ernte
helfer“ -  wurde befristet bis 31. Dezember 2018 von zwei auf drei 
Monate ausgedehnt. 
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Berechnung und Nachweis der Beiträge zur 
Krankenversicherung ab 1. Januar 2015

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanzstruk
tur und Qualität in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV-FQWG) erhalten die Krankenkassen die Möglichkeit, einen 
einkommensabhängigen Zusatzbeitrag zu erheben. Darüber 
hinaus wird der Sozialausgleich abgeschafft. Beide Neuerungen 
wirken sich auf den Beitragsnachweis aus, sodass dieser zum 
1. Januar 2015 anzupassen ist.

-

Berechnung der Beiträge zur Krankenversicherung
Ab Januar 2015 wird der Beitragssatz der gesetzlichen Kran
kenversicherung auf 14,6 % (allgemein) bzw. 14,0 % (ermäßigt) 
festgesetzt. Die Beitragstragung erfolgt paritätisch, d.h., der 
Beitrag wird je zur Hälfte vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
getragen. Damit verbunden ist die Abschaffung des alleine von den 
Arbeitnehmern zu tragenden Beitragsanteils in Höhe von 0,9 %. 
Kommen Krankenkassen mit den finanziellen Zuweisungen des 
Gesundheitsfonds nicht aus, haben sie künftig die Möglichkeit, 
von ihren Mitgliedern einen individuell festgelegten einkommens
abhängigen Zusatzbeitrag als Prozentsatz von den beitragspflich
tigen Einnahmen zu erheben. Für einige besondere Personen
kreise (z. B. Geringverdiener, Teilnehmer an einem freiwilligen 
sozialen oder ökologischen Jahr) ist statt des kassenindividuel
len Zusatzbeitragssatzes der jährlich neu festzulegende durch
schnittliche Zusatzbeitragssatz maßgebend. Abzuführen ist der 
Zusatzbeitrag zusammen mit dem übrigen Gesamtsozialversiche
rungsbeitrag an die zuständige Einzugsstelle. Für Arbeitsentgelt 
aus einer geringfügig entlohnten Beschäftigung ist kein Zusatz
beitrag zu erheben. 

-

- 
-
-

-
-

-

-

Darüber hinaus werden der bisherige pauschale Zusatzbeitrag 
sowie der Sozialausgleich abgeschafft. 

Darstellung im Beitragsnachweis
Der Arbeitgeber übermittelt die zu zahlenden Gesamtsozial
versicherungsbeiträge als Beitragsnachweis durch Datenüber
tragung an die Einzugsstellen. Den bundeseinheitlichen Aufbau 
der Datensätze für die Übermittlung von Beitragsnachweisen 
bestimmen die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung in 
gemeinsamen Grundsätzen. Die Gemeinsamen Grundsätze wur

-
-

-

http://www.summa-summarum.eu
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den nunmehr unter Berücksichtigung des einkommensabhängi
gen Zusatzbeitrags sowie des Wegfalls des Sozialausgleiches mit 
Wirkung ab 1. Januar 2015 angepasst. 

Der Zusatzbeitrag ist wegen der gegenüber dem Gesundheits
fonds bestehenden Nachweispflichten im Beitragsnachweis 
gesondert aufzuführen. Daher sind die Beiträge zur Krankenversi
cherung für krankenversicherungspflichtige Arbeitnehmer unter 
der Beitragsgruppe 1000 (allgemein) bzw. 3000 (ermäßigt) ohne 
Berücksichtigung der Zusatzbeiträge aufzuführen. Gleicherma
ßen sind die Beiträge zur Krankenversicherung für freiwillig kran
kenversicherte Arbeitnehmer, die der Arbeitgeber im Firmen
zahlerverfahren abführt, ohne Berücksichtigung der Zusatz
beiträge nachzuweisen. Die Summen der Zusatzbeiträge sind in 
diesen Fällen jeweils gesondert in den hierfür eigens geschaffe
nen Feldern auszuweisen. 

-

-

-

-
-
- 
- 

-

Alle bisher für den Sozialausgleich vorgesehenen Angaben im 
Beitragsnachweis entfallen ersatzlos.

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber
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Der Verein als Arbeitgeber

Wenn Vereine Personen beschäftigen, werden sie als Arbeit
geber tätig. Für den Verein gelten dann dieselben Regelungen 
wie für alle anderen Arbeitgeber auch. So sind steuerrecht
liche Pflichten ebenso zu beachten wie Vorschriften des 
Arbeitsrechts. Gegenstand dieses Beitrags sind die sozialversi
cherungsrechtlichen Arbeitgeberpflichten. Worauf schauen die 
Betriebsprüfdienste der Rentenversicherungsträger? Welche 
Sachverhalte kommen in Vereinen immer wieder vor?

Trainer, mithelfende Mitglieder, Sportler, Musiker oder Lai
enschauspieler, Übungsleiter, Platzwarte, Geschäftsführer, 
Musiker und Chorleiter, Angestellte in der Geschäftsstelle, 
Betreuer, Vorstandsmitglieder usw.: In einem Verein kann es ganz 
unterschiedliche Personengruppen geben, ob es nun der klas
sische Sportverein ist oder ob es sich um Vereine handelt, die 
z. B. in der Kinder- und Jugendarbeit, im karitativen Bereich, im 
Bereich Kunst und Kultur oder in der Brauchtums- und Traditi
onspflege tätig sind. Bei den im und für den Verein erbrachten 
Leistungen der verschiedenen Personen kann es sich um abhän
gige Beschäftigungen oder selbstständige Tätigkeiten handeln.

Beschäftigung …
Sozialversicherungsrechtliche Relevanz gewinnt die Leistung, 
wenn sie im Rahmen eines (abhängigen) Beschäftigungsverhält
nisses ausgeübt wird und hierfür Arbeitsentgelt gezahlt wird. 
Im Sinne des SGB IV (§ 7 Abs. 1) ist Beschäftigung „die nicht
selbstständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis. 
Anhaltspunkte für eine Beschäftigung sind eine Tätigkeit nach 
Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des 
Weisungsgebers.“ Neben den vorstehend genannten Kriterien 
hat die Rechtsprechung noch eine Vielzahl weiterer Kriterien zur 
Abgrenzung der abhängigen Beschäftigung von der selbstständi
gen Tätigkeit entwickelt. Zu nennen sind hier z. B. die Weisungs
freiheit oder Weisungsgebundenheit hinsichtlich Art, Zeit und 
Ort der Leistung, die (Nicht-)Vorhaltung eigenen Arbeitsmateri
als oder eigener Betriebsmittel und das (Nicht-)Vorhandensein 
eines Unternehmerrisikos. Der maßgebliche sozialversicherungs
rechtliche Status ergibt sich aus der Gesamtschau der einzelnen 
Kriterien und der Beurteilung der tatsächlichen Verhältnisse im 
Einzelfall. Auf die im Hinblick auf ein gewünschtes Ergebnis evtl. 

Beschäftigungsverhältnis
Eine der Voraussetzungen 
für die Sozialversiche-
rungspflicht von Arbeit-
nehmern ist das Vorliegen 
eines Beschäftigungsver
hältnisses.

Arbeitsentgelt
Zum Arbeitsentgelt 
gehören alle laufenden 
und einmaligen Einnah
men aus einer Beschäfti
gung, gleichgültig, ob ein 
Rechtsanspruch auf diese 
Einnahmen besteht und 
unter welcher Bezeich
nung oder in welcher 
Form sie geleistet werden.

-

- 

-

-

-

-

-

-

-

-
-

-

-

-

-
-

-
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gewählte Bezeichnung der Leistung, z. B. als „freier Mitarbeiter“ 
oder „Honorarkraft“, usw. und auf eine lediglich entsprechende 
Vertragsgestaltung kommt es dagegen nicht an.

Statusbeurteilung durch Verein oder Entscheidung durch Ein
zugsstelle oder Clearingstelle
Der Verein (als potentieller Arbeitgeber) muss im Rahmen 
seiner sozialversicherungsrechtlichen Pflichten (Zahlung von 
Beiträgen, Erstatten von Meldungen) beurteilen, ob ein Beschäf
tigungsverhältnis vorliegt. Diese Beurteilung fällt beispiels
weise bei einer mit der Mitgliederverwaltung und der Buchhal
tung beauftragten Angestellten in der Geschäftsstelle eines 
großen Vereins nicht schwer. Regelmäßig wird vom Bestehen 
eines Beschäftigungsverhältnisses auszugehen sein. Andere 
Personengruppen sind nicht so einfach zu beurteilen. Hier kann 
sich der Verein aber durch die Einzugsstelle (Krankenkasse) un
terstützen lassen und dort nach § 28h Abs. 2 SGB IV eine Ent
scheidung über die Versicherungs- und Beitragspflicht beantra
gen. Außerdem besteht die Möglichkeit, zur Klärung der Frage, 
ob eine abhängige Beschäftigung oder eine selbstständige Tätig
keit vorliegt, eine Statusanfrage an die Clearingstel
le der DRV Bund, 10704 Berlin zu richten (§ 7a SGB IV). 
Antragsformulare können über die Homepage der DRV Bund, 
www.drv-bund.de, abgerufen werden.

Vereinsspezifische Personengruppen
Zum Versicherungsstatus bestimmter, gerade oder ausschließ
lich in Vereinen vorkommender Personengruppen haben die Spit
zenorganisationen der Sozialversicherungsträger, oft auf Grund
lage ergangener Rechtsprechung, bereits Festlegungen getroffen.

Übungsleiter (Trainer) 
Gerade bei diesem Personenkreis ist eine generelle Aussage über 
den versicherungsrechtlichen Status nicht möglich. Hier muss 
eine Gesamtwürdigung aller im konkreten Einzelfall vorliegenden 
Umstände vorgenommen werden. 

Bei der Beurteilung ist die Ausgestaltung des Trainingsablaufs 
ein wichtiges Kriterium. Führt der Übungsleiter das Training in 
eigener Verantwortung durch, legt er Dauer, Lage und Inhalte 
des Trainings selbst fest und stimmt sich wegen der Nutzung der 
Sportanlagen selbst mit anderen Beauftragten des Vereins ab, 

-

-
- 
-

-
-
-

- 
-

-
-
-

http://www.drv-bund.de
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spricht dies für eine selbstständige Tätigkeit. Regelmäßig sind bei 
den Übungsleitern der zeitliche Aufwand und die Höhe der Vergü
tung Maßstäbe: Je geringer der zeitliche Aufwand des Übungslei
ters und je geringer seine Vergütung ist, desto mehr spricht für 
seine Selbstständigkeit; dagegen spricht ein großer zeitlicher Auf
wand und eine höhere Vergütung für eine stärkere Eingliederung 
in den Verein und damit eher für ein abhängiges Beschäftigungs
verhältnis. Anhaltspunkte hierfür können auch mit dem Verein 
vereinbarte Ansprüche auf durchgehende Bezahlung bei Urlaub, 
Krankheit oder in ansonsten trainingsfreien Zeiten sowie Ansprü
che auf Weihnachtsgeld oder vergleichbare Leistungen sein.
 
Kommt man nach der Gesamtwürdigung des vorliegenden Sach
verhalts zum Ergebnis, dass eine selbstständige Tätigkeit vor
liegt (oder trifft die Einzugsstelle oder die Clearingstelle eine 
solche Entscheidung), bestehen für den Verein keine sozialver
sicherungsrechtlichen Verpflichtungen. Als selbstständig Täti
ger unterliegt aber der Übungsleiter grundsätzlich der Renten
versicherungspflicht gemäß § 2 Satz 1 Nr. 1 SGB VI, sofern er im 
Zusammenhang mit dieser Tätigkeit keinen versicherungspflich
tigen Arbeitnehmer beschäftigt und mehr als geringfügig selbst
ständig tätig ist.

Sportler
Wird innerhalb eines Vereins – zur Erholung, zur reinen Freizeit
gestaltung oder z. B. aus gesundheitlichen Gründen – Sport 
getrieben, liegt eine Erwerbstätigkeit generell nicht vor. Wird für 
sportliche Leistungen aber eine Vergütung gezahlt, handelt es 
sich u. U. um ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis. Bei Be
rufssportlern und bei Vertragssportlern („Vertragsamateuren“) 
liegt regelmäßig ein solches Beschäftigungsverhältnis vor. Hier 
wird der Sport als Mittel zum Gelderwerb ausgeübt und somit 
ein wirtschaftlicher Zweck verfolgt. Die für ein Beschäftigungs
verhältnis typische Weisungsgebundenheit ergibt sich aus den 
vertraglich übernommenen Verpflichtungen zur intensiven Mitar
beit nach den Anordnungen des Vereins, z. B. die geregelte Teil
nahme am Trainings- bzw. Spielbetrieb oder die Wahrnehmung 
auch sonstiger Verpflichtungen.

Amateursportler, die ihren Sport nicht aus wirtschaftlichen In
teressen ausüben und bei denen keine Vertragsvereinbarun

-
-

-

-

-

-
-

-
-
-

-
-

-

-

- 

-
-

-
-
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gen bestehen, die von ihrem Verein aber dennoch Zuwendungen 
erhalten, können in einem Beschäftigungsverhältnis zum Verein 
stehen. Werden Amateursportler ausschließlich aufgrund mit
gliedschaftsrechtlicher Bindungen zum Verein in Erfüllung ihrer 
mitgliedschaftlichen Vereinspflichten tätig, besteht dann kein 
Beschäftigungsverhältnis im Sinne der Sozialversicherung, wenn 
hierfür keine wirtschaftlich relevante Gegenleistung erbracht 
wird.

Ob es sich bei solchen, wie auch immer bezeichneten, evtl. auch 
pauschal erbrachten, Zuwendungen - z. B. zum Ersatz von Auf
wendungen oder zur sportlichen Motivation oder auch zur Ver
einsbindung - um für die Annahme eines Beschäftigungsver
hältnisses bedeutsame, weil wirtschaftlich ins Gewicht fallende 
Leistungen handelt, hängt von den Umständen des Einzelfalls 
und von der Höhe der Zuwendungen ab. Im Sinne einer Verein
fachungsregelung haben sich die Spitzenorganisationen der So
zialversicherungsträger darauf verständigt, dass bei Zahlungen 
bis monatlich 200 Euro widerlegbar vermutet wird, dass keine 
wirtschaftliche Gegenleistung erbracht und daher keine so
zialversicherungsrechtlich relevante Beschäftigung ausgeübt 
wird. Der Betrag wurde in Anlehnung an den Freibetrag nach 
§ 3 Nr. 26 EStG gewählt. Prämien für besondere Leistungserfolge 
(z. B. „Siegprämien“) sind dabei vorausschauend einzurechnen. 
Im Einzelfall kann auch bei höheren Zahlungen aus besonderen 
Gründen (z. B. hohe Transportkosten) ein Beschäftigungsver
hältnis zu verneinen sein, wie umgekehrt auch bei Zahlungen 
unterhalb des Grenzbetrags ein Beschäftigungsverhältnis ange
nommen werden muss, wenn die Vergütung eben nicht nur zur 
sportlichen Motivation oder zur Vereinsbindung gewährt wird. 

Chorleiter und Dirigenten 
Nebenberufliche Leiter von Laienchören oder Laienorchestern 
stehen regelmäßig nicht in einem Beschäftigungsverhältnis zum 
Chor oder zum Orchester bzw. zu deren Trägervereinen.

Lehrer (Dozenten) an Musikschulen oder sonstigen privaten 
Bildungseinrichtungen 
Vereine, zum Beispiel Musikvereine, betreiben oftmals auch Mu
sikschulen. Dort - oder auch bei sonstigen privaten Bildungs
einrichtungen - eingesetzte Lehrer oder Dozenten stehen dann 
regelmäßig in keinem abhängigen Beschäftigungsverhältnis zu 

-
-
-

-
-

-

-

-

-

-
-
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diesen Schulungseinrichtungen bzw. deren Trägervereinen, wenn 
sie mit einer von vornherein zeitlich und sachlich beschränkten 
Lehrverpflichtung betraut sind, weitere Pflichten nicht zu über
nehmen haben und sich dadurch von den fest angestellten Lehr
kräften erheblich unterscheiden. 

Für den Lehrer bzw. Dozenten kommt jedoch ggf. die Rentenversi
cherungspflicht gem. § 2 Satz 1 Nr. 1 SGB VI in Betracht, wenn sie 
im Zusammenhang mit ihrer in mehr als geringfügigem Umfang 
ausgeübten Tätigkeit keinen versicherungspflichtigen Arbeitneh
mer beschäftigen. 

... gegen Arbeitsentgelt
Für die Sozialversicherung bedeutsam wird ein Beschäftigungs
verhältnis im Sinne von § 7 SGB IV grundsätzlich nur, wenn da
mit auch die Zahlung von Arbeitsentgelt verbunden ist. Nach 
§ 14 Abs. 1 SGB IV gehören zum Arbeitsentgelt „alle laufenden 
oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschäftigung, gleichgültig 
ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher 
Bezeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden und ob sie 
unmittelbar aus der Beschäftigung oder im Zusammenhang mit 
ihr erzielt werden“.

Liegt ein Beschäftigungsverhältnis vor und wird hierfür Arbeits
entgelt gezahlt, ergeben sich auch für Vereine als Arbeitgeber die 
gesetzlich vorgesehenen Folgen: Es tritt dem Grunde nach Versi
cherungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung mit der 
Folge der Verpflichtung zur Zahlung von Sozialversicherungsbei
trägen ein. Je nach Höhe des gezahlten Arbeitsentgelts oder der 
Ausgestaltung des Beschäftigungsverhältnisses sind Besonder
heiten zu beachten. Beträgt das Arbeitsentgelt z. B. nicht mehr als 
regelmäßig monatlich 450 Euro, liegt eine geringfügig entlohnte 
Beschäftigung vor. Bei einem Arbeitsentgelt von monatlich mehr 
als 450 bis 850 Euro werden die Beiträge nicht hälftig getragen, 
sondern es sind die besonderen Regelungen für die „Gleitzone“ 
zu beachten. Wird die Beschäftigung von vornherein auf maximal 
zwei Monate oder 50 Arbeitstage (in der Zeit vom 1. Januar 2015 bis 
31. Dezember 2018 drei Monate oder 70 Arbeitstage) begrenzt, liegt 
u. U. nur eine „kurzfristige Beschäftigung“ vor und es besteht Ver
sicherungsfreiheit und auch Beitragsfreiheit.

Gleitzone
Wenn das Arbeitsentgelt 
innerhalb der Gleitzone 
liegt, wird bei der Berech
nung des Gesamtsozial
versicherungsbeitrags 
von einem niedrigeren 
Arbeitsentgelt aus
gegangen, bezüglich 
des Arbeitgeberanteils 
allerdings vom tatsächli
chen Arbeitsentgelt. Dies 
führt zu einem geringeren 
Arbeitnehmeranteil.

-
-

-

-

-

-

-
-

-
-

-

-

-

-

-
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Übungsleiterpauschale/Ehrenamtspauschale
Insbesondere für Vereine als Arbeitgeber ist die in § 14 Abs. 1 
Satz 3 SGB IV enthaltene Regelung zur „Übungsleiterpauschale“ 
bzw. „Ehrenamtspauschale“ von Bedeutung. Danach finden die in 
§ 3 Nr. 26 und Nr. 26a des EStG genannten Freibeträge Anwen
dung. Liegen die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme die
ser Freibeträge vor (begünstigt sind nur bestimmte „Tätigkeiten“ 
für bestimmte „Auftraggeber“, z. B. gemeinnützige Vereine), blei
ben damit Arbeitsentgelte bis kalenderjährlich 2.400 Euro bzw. 
monatlich 200 Euro (Übungsleiterpauschale) respektive bis kalen
derjährlich 720 Euro bzw. monatlich 60 Euro (Ehrenamtspauscha
le) unberücksichtigt.

Steuerfreiheit für neben
berufliche Tätigkeiten
Nach § 3 Nr. 26 EStG sind 
Einnahmen aus nebenbe
ruflichen Tätigkeiten als 
Übungsleiter steuer- und 
damit auch beitragsfrei, 
und zwar bis zur Höhe 
von 2.400 Euro im Jahr 
(monatlich 200 Euro).

-
-

-

-
- 

-
-

Beispiel 

-Für eine Beschäftigung als Übungsleiter in einem Sportverein wird eine monatli
che Vergütung von
a) 1.100 EUR
b)    900 EUR
c)    500 EUR
d)    150 EUR
gezahlt.

Die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme des „Übungsleiter-Freibetrags“ 
liegen vor.

Der Freibetrag gem. § 3 Nr. 26 EStG ist kein Arbeitsentgelt im Sinne von § 14 SGB 
IV. Die gezahlten Vergütungen sind somit um einen Betrag in Höhe von monatlich 
200 Euro zu reduzieren.

a) Es liegt eine versicherungspflichtige Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt vor. 
Die Beiträge sind aus beitragspflichtigen Einnahmen in Höhe von monatlich 900 
Euro zu berechnen.

b) Es liegt eine versicherungspflichtige Beschäftigung vor. Das sozialversiche
rungsrechtlich relevante Arbeitsentgelt beträgt monatlich 700 Euro. Bei der 
Beitragsberechnung sind die Regelungen zur Gleitzone zu beachten.

-

c) Das maßgebliche Arbeitsentgelt beträgt monatlich 300 Euro. Damit liegt eine 
geringfügig entlohnte Beschäftigung vor.

d) Nach Anwendung des Freibetrags gem. § 3 Nr. 26 EStG ergibt sich kein Ar
beitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung. Es liegt keine Beschäftigung gegen 
Arbeitsentgelt vor. Damit besteht schon dem Grunde nach keine Versicherungs
pflicht. Die Beschäftigung als Übungsleiter ist sozialversicherungsrechtlich ohne 
Bedeutung.

-

-

-

-

Als steuerliche Werte sind die genannten Freibeträge Jahresbe
träge. Sie sind bei einer nicht während eines ganzen Jahres er
brachten Dienstleistung nicht zeitanteilig zu kürzen. Somit kann 
bei einer kürzeren Tätigkeit in einem Jahr auch ein höherer als 
der zeitanteilige Freibetrag berücksichtigt werden. Wird eine 
Beschäftigung als Übungsleiter z. B. erst zum 1. September 

Beispiel



10 summa summarum 5•2014 • Vereine

eines Jahres aufgenommen, können für die Monate September 
bis Dezember dieses Jahres jeweils 600 Euro berücksichtigt wer
den. Für zurückliegende Entgeltabrechnungszeiträume kann ein 
bisher nicht geltend gemachter Freibetrag aber nicht nachträg
lich berücksichtigt werden. Da die steuerlichen Freibeträge für 
einen Steuerpflichtigen nur einmal berücksichtigt werden können, 
muss sich der Verein bei voller Ausschöpfung des Betrags bei dem 
bei ihm bestehenden Beschäftigungsverhältnis vom Übungsleiter 
(schriftlich) bestätigen lassen, dass der Freibetrag nicht schon bei 
weiteren Nebentätigkeiten in Anspruch genommen wurde.

Sonstige Freibetragsregelungen
Neben der Übungsleiter- und der Ehrenamtspauschale können 
natürlich auch die sonstigen steuerlichen Freibetragsregelun
gen angewendet werden, die dann grundsätzlich auch beitrags
rechtlich zu berücksichtigen sind. Bei Vereinen kommen hier ins- 
besondere die Erstattung von Reisekosten bei auswärtigen 
sportlichen oder sonstigen Wettbewerben oder Veranstaltungen 
oder auch - ebenfalls insbesondere im sportlichen Bereich - die 
Steuerfreibeträge für Zuschläge für Sonntagsarbeit aufgrund 
an diesen Tagen absolvierter Wettkämpfe in Betracht. Auch die 
Inanspruchnahme der Pauschalbesteuerung für Zuschüsse für 
die Fahrten zwischen Wohnung und Trainingsstätte kann dazu 
führen, dass für diese Zuwendungen Beitragsfreiheit in der 
Sozialversicherung besteht. Bei diesen Zuwendungen wie auch 
bei weiteren, nicht der Beitragspflicht unterliegenden Aufwands
entschädigungen prüfen die Prüfdienste der Rentenversiche
rungsträger insbesondere auch, ob die den Vereinen obliegenden 
Nachweispflichten erfüllt wurden und sich entsprechende eindeu
tige Angaben und Unterlagen bei den Entgeltunterlagen befinden.

-

-

-
-

-
-

-

-

-

-
-

-
-

-

Reisekosten
Zu den Reisekosten bei 
Auswärtstätigkeiten gehö
ren Fahrtkosten, Kosten 
der Unterkunft, Mehrauf
wendungen für Verpfle
gung sowie Nebenkosten. 
Die Reisekosten, die der 
Arbeitgeber erstattet, sind 
grundsätzlich steuer- und 
beitragsfrei, soweit sie 
die steuerfreien Grenzen 
nicht übersteigen (§ 3 
Nr. 13 und 16 EStG, § 1 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV). 
Reisekostenabrechnungen 
muss der Arbeitgeber zu 
den Entgeltunterlagen 
nehmen.

Lohnzahlungen durch Dritte
Werden Zuwendungen nicht durch den Verein selbst, sondern 
durch Dritte erbracht, sind diese gleichwohl zu berücksichtigen 
und dem Verein zuzurechnen. Solche „Lohnzahlungen durch 
Dritte“ kommen häufig im Bereich des Sports im Rahmen von 
Sponsoring-Verträgen vor. Dem Verein als Arbeitgeber obliegt 
auch in diesen Fällen die Verpflichtung zur ordnungsgemäßen 
Berechnung und Abführung der Sozialversicherungsbeiträge (wie 
natürlich auch der Lohnsteuer). Der Beschäftigte hat gegenüber 
dem Verein eine Anzeigepflicht; es empfiehlt sich, ihn darauf hin
zuweisen.

Pauschalbesteuerung
Nicht für einen bestimm
ten Entgeltabrechnungs
zeitraum (z. B. nicht 
monatlich) gewährte 
Zuwendungen, für die 
die Lohnsteuer nach § 40 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG 
mit einem Pauschsteuer
satz erhoben wurde, sind 
nicht dem Arbeitsentgelt 
zuzuordnen.
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Künstlersozialabgabe
Auch Vereine können abgabepflichtig nach dem Künstlersozial
versicherungsgesetz (KSVG) sein und müssen ggf. Künstlersozi
alabgabe (KSA) entrichten. Während die abgabepflichtigen „typi
schen Verwerter künstlerischer oder publizistischer Leistungen“ 
(§ 24 Abs. 1 Satz 1 KSVG) - das sind z. B. Theater(vereine) oder 
Kunstvereine, die eine Galerie betreiben - in der Regel von ihrer 
Abgabepflicht wissen, ist dies bei anderen Abgabepflichtigen oft 
nicht der Fall.

Die KSA muss so auch für nicht nur gelegentlich von selbst
ständigen Künstlern oder Publizisten in Anspruch genommene 
Leistungen zur Werbung oder Öffentlichkeitsarbeit für den Ver
ein („Eigenwerber“, § 24 Abs. 1 Satz 2 KSVG) abgeführt werden. 
Dies gilt auch für nicht nur gelegentliche Aufträge an Künstler 
und Publizisten, die aus anderen Gründen für Zwecke des Ver
eins erteilt werden, wenn im Zusammenhang damit Einnahmen 
erzielt werden sollen („Generalklausel“; § 24 Abs. 2 KSVG). Die 
KSA - in Höhe von derzeit 5,2 Prozent der in Anspruch genom
menen künstlerischen oder publizistischen Leistung - kann zum 
Beispiel für die Erstellung der Homepage des Vereins, für die 
Gestaltung eines Flyers zur Mitgliederwerbung oder für anlässlich 
von Vereinsveranstaltungen engagierte Künstler anfallen. Nähe
re Einzelheiten sind über die Homepage der Künstlersozialkasse 
(www.kuenstlersozialkasse.de) ersichtlich. 

-

-

-

-

-

-
-
-

http://www.kuenstlersozialkasse.de
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Betriebsübergang und Verschmelzung: 
Haftung für Sozialversicherungsbeiträge 

Betriebsübergänge und Verschmelzungen sind im Wirtschafts
leben alltägliche Vorgänge. Dabei spielen vor allem wirtschaft
liche Interessen eine Rolle. Nach einem Betriebsübergang stellt 
sich aber nicht selten die Frage, wer für die unterschiedlichen 
Ansprüche aus der Zeit vor dem Betriebsübergang haftet. Dabei 
kann es sich um arbeitsrechtliche, steuerliche und sozialversi
cherungsrechtliche Ansprüche handeln. Der folgende Beitrag 
befasst sich insbesondere mit den sozialversicherungsrechtli
chen Ansprüchen. Es geht um die Frage, an wen bei einer Be
triebsprüfung die Beitragsforderungen zu richten sind, wenn 
die Beitragsansprüche zeitlich gesehen vor dem Betriebsüber
gang entstanden sind.

Nach § 28e Absatz 1 Satz 1 SGB IV ist der Arbeitgeber alleiniger 
Schuldner des Gesamtsozialversicherungsbeitrags. Feststellun
gen und Forderungen über zu wenig gezahlte Beiträge sind als 
Ergebnis einer Betriebsprüfung durch die Rentenversicherungs
träger an den Arbeitgeber zu richten.

Im Rahmen einer Betriebsprüfung wird nicht selten festgestellt, 
dass innerhalb des Prüfzeitraums ein Eigentümerwechsel erfolg
te, weil die Firma verpachtet oder verkauft wurde oder weil Betrie
be fusionierten oder verschmolzen. 

Ein Betriebsübergang im Sinne des BGB setzt voraus, dass eine 
wirtschaftliche Einheit unter Wahrung ihrer Identität auf den 
Erwerber übergeht. Er kommt durch ein Rechtsgeschäft, z. B. 
Kaufvertrag, Pachtvertrag, Eintrag ins Handelsregister, zustande. 
Rechte und Pflichten des Betriebsübergangs sind in § 613a BGB 
geregelt. Danach tritt bei einem Betriebsübergang der neue In
haber in die Rechte und Pflichten aus den im Zeitpunkt des Über
gangs bestehenden Arbeitsverhältnissen ein. Ein neuer Arbeits
vertrag ist daher nicht erforderlich.

Nach § 613a Absatz 2 BGB haften der alte und der neue Inhaber 
als Gesamtschuldner für Verpflichtungen, die vor dem Betriebs
übergang entstanden sind. Dies bezieht sich auf die arbeitsrecht
lichen Verpflichtungen des Arbeitgebers.

-
-

-

-
-

-

-

-

-
-

-
-
-

-
-
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Im Steuerrecht regelt zusätzlich § 75 AO, dass bei vollständiger 
Übereignung eines Unternehmens oder eines in der Gliederung 
eines Unternehmens gesondert geführten Betriebs der Erwerber 
für die Steuern haftet, bei denen sich die Steuerpflicht auf den 
Betrieb des übernommenen Unternehmens gründet. Die Haftung 
beschränkt sich auf den Bestand des übernommenen Vermö
gens. Diese Vorschrift soll laut Urteil des Bundesfinanzhofs vom 
27. Mai 1986 (VII R 183/83) verhindern, dass die in einem Unter
nehmen entstandenen Steuerschulden durch die Übertragung 
des Unternehmens für den Steuergläubiger verloren gehen. Die 
Haftung nach § 75 AO bezieht sich auch auf Lohnsteuerschulden 
aus Zeiten vor dem Betriebsübergang.

Haftung für Sozialversicherungsbeiträge
Das Sozialversicherungsrecht kennt eine dem § 75 AO vergleich
bare Regelung nicht. Hier haftet der neue Arbeitgeber weder als 
Gesamtschuldner noch als Bürge für Sozialversicherungsbeiträge 
aus der Zeit vor dem Betriebsübergang. Diese Rechtsauslegung 
geht zurück auf ein Urteil des Bayerischen Oberlandesgerichts 
vom 31. Oktober 1974 - 1 U 2225/74. Das Gericht verneinte die 
Haftung des Betriebsübernehmers für rückständige Sozialver
sicherungsbeiträge aus § 613a BGB, weil die Abführung der 
Sozialversicherungsbeiträge im öffentlichen Recht festgelegt 
sei. Die Abführung erwachse nicht aus den Bestimmungen des 
Arbeitsrechts. § 613a BGB beziehe sich nur auf Forderungen aus 
dem Arbeitsverhältnis. Diese Auslegung ist nicht widerspruchs
frei. Denn Steuern gehören ohne jeden Zweifel in den Bereich des 
öffentlichen Rechts, sie unterfallen, anders als Sozialversiche
rungsbeiträge, der Haftung des neuen Arbeitgebers.

Die Entscheidung des Bayerischen Oberlandesgerichts hat ih
ren Eingang in die Rechtsprechung der Sozialgerichte gefunden 
(so z. B. im Beschluss des Bayerischen LSG vom 28. Januar 2011 
- L 5 R 848/10 B ER -).

Rückständige Gesamtsozialversicherungsbeiträge aus der Zeit 
vor einem Betriebsübergang hat daher regelmäßig allein der 
frühere Arbeitgeber zu zahlen, es sei denn, dass sich der neue 
Arbeitgeber vertraglich verpflichtet hat, rückständige Sozialversi
cherungsbeiträge zu zahlen oder ganz allgemein der Betrieb mit 
allen bestehenden Verbindlichkeiten verkauft oder auf andere Art 

-

-

-

-

-

-

-

-
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und Weise übertragen wurde. Der frühere und der neue Arbeit
geber haften dann als Gesamtschuldner.

Sonderfall Verschmelzung
Bei einer Verschmelzung von Betrieben als mögliche Form des 
Betriebsübergangs sind zusätzlich gesetzliche Normen des Um
wandlungsgesetzes (UmwG) maßgebend. Nach § 20 Abs. 1 Nr. 2 
UmwG erlischt der übertragende Rechtsträger mit der Eintragung 
der Verschmelzung in das Handelsregister am Sitz des überneh
menden Rechtsträgers. Einer besonderen Löschung bedarf es 
nicht. Rückständige Beiträge für Zeiten vor der Verschmelzung 
können daher bei einer Betriebsprüfung nach der Verschmelzung 
nicht mehr gegen den übertragenden Rechtsträger nach seiner 
Löschung geltend gemacht werden.

Das BSG hat mit Urteil vom  10. August 2000 - B 12 KR 21/98 R - 
entschieden, dass Beitragsforderungen gegen den gelöschten 
Rechtsträger nach der Verschmelzung an den übernehmenden 
Rechtsträger zu richten sind, da nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG das 
Vermögen des übertragenden Rechtsträgers einschließlich der 
Verbindlichkeiten auf den übernehmenden Rechtsträger über
geht.

Bei einer Verschmelzung werden daher im Gegensatz zu den 
anderen Formen des Betriebsübergangs die Beitragsnachfor
derungen grundsätzlich gegen den „neuen“ Arbeitgeber geltend 
gemacht.

-

-

-

-

-
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Mehr als 18 oder mehr als 20 Stunden? 
„Hauptberuflichkeit“ geringfügig entlohnter 
mitarbeitender Familienangehöriger in der 
Landwirtschaft 
In der Ausgabe 4/2014 berichteten wir über die Umlagepflicht 
für geringfügig entlohnte mitarbeitende Familienangehörige in 
der Landwirtschaft. Nachfragen zu der für eine „Hauptberuf
lichkeit“ aktuell maßgeblichen Stundenzahl geben Anlass, die
se Frage gesondert aufzugreifen. 

Üben mitarbeitende Familienangehörige eines landwirtschaft
lichen Unternehmers eine geringfügige Beschäftigung aus, 
besteht - sofern die sonstigen Voraussetzungen für die Teilnahme 
am Ausgleichsverfahren erfüllt sind - Umlagepflicht zu den Aus
gleichsverfahren 1 und 2, wenn die betreffenden Personen nicht 
bei der Landwirtschaftlichen Krankenkasse (LKK) versichert sind. 

Eine Versicherung in der LKK setzt voraus, dass der mitarbeiten
de Familienangehörige in dem landwirtschaftlichen Unternehmen 
„hauptberuflich“ beschäftigt ist. Trotz nur geringfügig entlohn
ter Beschäftigung kann das der Fall sein, wenn eine bestimmte 
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit überschritten wird. Seit 
1. September 2011 müssen dies regelmäßig mehr als 20 Stunden 
pro Woche sein - zuvor waren es lediglich mehr als 18 Stunden. 

Festgelegt ist dies in den „Grundsätzen zur Beurteilung der 
Hauptberuflichkeit i.S.d. § 2 Abs. 4 Satz 1 KVLG 1989 von 
mitarbeitenden Familienangehörigen in der Landwirtschaft“, die 
zuletzt unter dem Datum vom 24. März 2011 herausgegeben wur
den. Für die Beschäftigten, die am 31. August 2011 regelmäßig 
mehr als 18 bis zu 20 Stunden hauptberuflich beschäftigt wa
ren, wird dort das Fortbestehen der Hauptberuflichkeit in dieser 
Beschäftigung widerleglich vermutet. 

-
-

-

-

-

-

-
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summa
summarum

Sozialversicherungsprüfung
im Unternehmen

summa summarum online geht neue Wege

Bereits seit 2013 ist die Schriftenreihe summa summarum on
line. Anfang 2014 wurde die Herausgabe von gedruckten Ex
emplaren sowohl der Zeitschrift als auch der vier begleitenden 
Broschüren eingestellt und summa summarum existiert seit
dem nur noch als Online-Produkt.

Aktuell finden alle Leserinnen und Leser unter www.summa-
summarum.eu die bewährten Informationen rund um die Sozial
versicherungsprüfung im Unternehmen. Das soll auch so bleiben. 
Zusätzlich zum bekannten Service werden wir Ihnen ab 2015 aber 
auch ermöglichen, schneller als bisher auf weitere Informations
angebote der Deutschen Rentenversicherung zugreifen zu kön
nen. 

Sie kennen unsere Seite www.deutsche-rentenversicherung.de? 
In dieses umfassende Angebot aller Träger der Deutschen Ren
tenversicherung werden wir - beginnend mit der Ausgabe 1/2015 
und den vier Broschüren für 2015 - summa summarum online 
einbetten. 

Sie gehen wie gewohnt auf www.summa-summarum.eu - kön
nen also beispielsweise angelegte Lesezeichen weiter nutzen - 
und landen dann direkt bei summa summarum online. Anders 
als heute können Sie dann aber von dort aus ganz leicht zu den 
Informationen über das Meldeverfahren nach der DEÜV und den 
Terminen für Vortragsveranstaltungen navigieren oder für Ihre 
Mitarbeiter und Kunden eine kostenlose Informationsbroschüre 
zum Thema „Rente“ bestellen.

Unser Service bleibt selbstverständlich kostenlos und Sie werden 
auch weiterhin per E-Mail über neue Ausgaben informiert. Hierfür 
nutzen wir - Ihr Einverständnis voraussetzend - einfach Ihre be
reits vorhandene E-Mail-Adresse.

Eine wichtige Neuerung werden Sie entdecken können: Der Log
in entfällt. In Zukunft können Sie direkt und ohne Anmeldung auf 
alle Inhalte zugreifen. Darauf haben viele Leserinnen und Leser 
gewartet. 

-

-
-

-

-
-

-
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Künstlersozialabgabestabilisierungsgesetz 
verkündet

Am 4. August dieses Jahres wurde das Künstlersozialabgabe
stabilisierungsgesetz (KSAStabG) im Bundesgesetzblatt ver
kündet, es tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. Damit geht eine 
jahrelange Diskussion um das „Wieviel“ bei der Prüfung der 
Künstlersozialabgabe zu Ende. Mit dem Gesetz wurde ein Kom
promiss zwischen weit auseinander liegenden Positionen ge
funden. 

Vom Dritten Gesetz zur Änderung des Künstlersozialversiche
rungsgesetzes zum KSAStabG
Zur Erinnerung: Seit Mitte 2007 kontrollieren die Rentenver
sicherungsträger bei einem Teil der 3,2 Millionen Arbeitgeber, 
die alle vier Jahre wegen des Gesamtsozialversicherungsbeitrags 
für ihre Beschäftigten geprüft werden, ob sie als Auftraggeber 
selbstständiger Künstler und Publizisten Künstlersozialabgabe 
(KSA) bezahlen müssen. So bestimmt es das im Jahr 2007 ver
abschiedete Dritte Gesetz zur Änderung des Künstlersozialver
sicherungsgesetzes. Die Auswahl von jährlich 70.000 Arbeitgebern 
wird in Zusammenarbeit mit der Künstlersozialkasse getroffen. 
Sie orientiert sich daran, ob aufgrund der Branche oder der Grö
ße des Betriebs eine Künstlersozialabgabepflicht wahrscheinlich 
ist. Seit Anfang 2007 wurden mehr als 430.000 Prüfungen wegen 
der KSA durchgeführt. Bei etwa jeder fünften Prüfung wurde fest
gestellt, dass KSA hätte gezahlt werden müssen, es wurden ins
gesamt rund 160 Millionen Euro an KSA nacherhoben. Die Zahl 
der bei der Künstlersozialkasse erfassten Verwerter hat sich in 
diesem Zeitraum auf ca. 150.000 verdreifacht. 

Im Jahr 2012 kam eine Diskussion über die notwendige Anzahl 
der KSA-Prüfungen auf. Konkret ging es um die Auslegung des 
§ 28p Abs. 1a SGB IV. Die Rentenversicherungsträger legten die 
Norm so aus, dass sie die Anzahl der Prüfungen festlegen dürfen. 
Das Bundesversicherungsamt und das Bundesarbeitsministe
rium hielten es für erforderlich, dass alle 3,2 Millionen Arbeitge
ber innerhalb von vier Jahren geprüft werden. Ein diesbezüglicher 
Gesetzesvorschlag im Bundesunfallkassen-Neuordnungsgesetz 
(BUK-NOG) fand schließlich keine parlamentarische Mehrheit. Er 
hätte ein Mehr an ca. 580 Prüfern bei den Rentenversicherungs
trägern bedeutet.

- 

-
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Die neue Bundesregierung hat im Frühjahr 2014 einen weiteren 
Anlauf zur Lösung unternommen – er war erfolgreich. Mit dem 
KSAStabG ist ein Regelwerk geschaffen worden, das auf deutlich 
weniger Belastungen der Arbeitgeber und der Verwaltung hinaus
läuft als der Gesetzentwurf des BUK-NOG. Nach Berechnungen 
der Rentenversicherungsträger werden diese dadurch 233 zu
sätzliche Mitarbeiter benötigen.

Was kommt auf die Arbeitgeber zu?
Ab dem Jahr 2015 wird jeder Arbeitgeber alle vier Jahre mit dem 
Thema „Künstlersozialversicherung“ konfrontiert, sei es im Rah
men einer Prüfung, sei es in Form einer Beratung. Etwa die Hälfte 
aller Arbeitgeber (jährlich ca. 410.000) wird geprüft: alle Arbeit
geber, die bereits KSA zahlen, alle Arbeitgeber mit mehr als 19 
Beschäftigten und 40 % der Arbeitgeber mit bis zu 19 Beschäf
tigten. Der anderen Hälfte (60 % der Arbeitgeber mit bis zu 19 
Beschäftigten, insgesamt ca. 390.000 jährlich) bleibt das Thema 
jedoch nicht „erspart“: Sie wird zwar nicht geprüft, aber bera
ten. Diese Beratung ist keine unverbindliche Information, sie soll 
den Arbeitgeber für eine etwaige Abgabepflicht sensibel machen 
und ihn in die Pflicht nehmen. Mit seiner Unterschrift verpflich
tet er sich, der Künstlersozialkasse abgabepflichtige Entgelte an 
selbstständige Künstler und Publizisten zu melden und er unter
wirft sich u. U. einer längeren Verjährungsfrist als üblich. Wer die
se Bestätigung nicht leisten will, wird unverzüglich geprüft. In der 
Regelung kommt der Wille des Gesetzgebers zum Ausdruck, dass 
jeder Arbeitgeber mit der Abgabepflicht befasst werden soll. Sie 
stellt den Kompromiss zwischen einer „Vollprüfung“ aller 800.000 
Arbeitgeber und einer begrenzten Auswahl von 70.000 Prüfungen 
pro Jahr dar. Die nächsten Jahre werden zeigen, ob die Regelung 
das hält, was sich viele von ihr versprechen.

-

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber
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Änderungen durch das Künstlersozialabgabe
stabilisierungsgesetz zum 1. Januar 2015

Von 2015 an wird es zu grundlegenden Änderungen beim Um
fang und bei der Durchführung von Prüfungen der Künstler
sozialabgabe kommen. Die dazu erforderlichen Regelun
gen enthält das Künstlersozialabgabestabilisierungsgesetz 
(KSAStabG). Es wurde am 4. August 2014 im Bundesgesetzblatt 
veröffentlicht und tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Kern der Neuregelung – mehr Abgabeprüfungen
§ 28p SGB IV wurde in Bezug auf Prüfungen der Zahlung der 
Künstlersozialabgabe in seinen wesentlichen Zügen neu gefasst. 
Absatz 1a sieht ab dem 1. Januar 2015 vor, dass
> alle Arbeitgeber, die bereits in der Vergangenheit von der Ab

gabepflicht erfasst worden sind und jährlich Meldungen an 
die Künstlersozialkasse erstatten, mindestens alle vier Jahre 
geprüft werden (§ 28p Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 SGB IV)

> alle Arbeitgeber mit mehr als 19 Beschäftigten, die bis
lang nicht von der Abgabepflicht erfasst worden sind,

 

mindestens alle vier Jahre geprüft werden (§ 28p Abs. 1a

 

Satz 2 Nr. 2 SGB IV)
> alle Arbeitgeber mit weniger als 20 Beschäftigten im Durch

schnitt alle zehn Jahre geprüft werden (§ 28p Abs. 1a Satz 2 
Nr. 3 SGB IV)

Anzahl der Abgabeprüfungen ab dem Kalenderjahr 2015
Bei den Arbeitgebern mit mehr als 19 Beschäftigten ist von rund 
150.000 Prüfungen auszugehen, bei Arbeitgebern mit weniger 
als 20 Beschäftigten von knapp 260.000. Es wird also mit einem 
Prüfaufkommen ab dem Jahr 2015 von insgesamt rund 410.000 
Arbeitgebern zu rechnen sein. Darin sind im Wesentlichen auch 
die Arbeitgeber enthalten, die in der Vergangenheit von der Abga
bepflicht erfasst worden sind und jährliche Meldungen abgeben. 

Hinweise an Arbeitgeber, die von Abgabeprüfungen 
nicht erfasst werden
Von den Rentenversicherungsträgern werden jährlich insgesamt 
rund 800.000 Arbeitgeber hinsichtlich des Gesamtsozialversiche
rungsbeitrags geprüft. Somit verbleiben – ausgehend vom o. g. 
Prüfumfang – rund 390.000 Arbeitgeber, die grundsätzlich keiner 
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Prüfung hinsichtlich der Künstlersozialabgabe unterzogen wer
den. Diese Arbeitgeber werden aber dennoch mit der Künstler
sozialabgabe befasst.

Dazu werden die betroffenen Arbeitgeber von der Deutschen Ren
tenversicherung im Rahmen der Prüfung des Gesamtsozialver
sicherungsbeitrags entsprechend beraten (§ 28p Abs. 1b Satz 2

 

bis 7 SGB IV): Ihnen werden künftig mit der Prüfankündigung 
„Hinweise zur Abgabepflicht nach dem Künstlersozialversiche
rungsgesetz“ übersandt. Im Rahmen der Prüfung sollen die Ar
beitgeber dann schriftlich bestätigen, dass sie über die Künstler
sozialabgabe unterrichtet worden sind und alle abgabepflichtigen 
Sachverhalte melden werden. Werden Prüfungen bei einer Ab
rechnungsstelle (z. B. in einem Steuerbüro) durchgeführt, erhält 
diese die jeweiligen Hinweise für den einzelnen Arbeitgeber mit 
der Bitte, entweder selbst zu unterschreiben, wenn sie dazu be
vollmächtigt ist, oder dafür Sorge zu tragen, dass im Zeitpunkt der 
Prüfung die schriftliche Bestätigung des Arbeitgebers vorliegt.

Mit den „Hinweisen zur Abgabepflicht nach dem Künstlerso
zialversicherungsgesetz“ soll erreicht werden, dass sich jeder 
Arbeitgeber mit der Künstlersozialabgabe auseinandersetzt. 
Durch die Beratung soll der Arbeitgeber in die Lage versetzt 
werden, künftig seine Abgabepflicht einschätzen zu können und 
Entgelte an selbstständige Künstler und Publizisten an die Künst
lersozialkasse zu melden. Die Bestätigung des Arbeitgebers, dass 
alle abgabepflichtigen Sachverhalte gemeldet werden, kann bei 
künftigen Prüfungen u. U. bewirken, dass mögliche Nachforde
rungen auch über den eigentlichen Prüfzeitraum hinaus geltend 
gemacht werden können.

Sofern die Bestätigung vom Arbeitgeber nicht unterschrieben 
wird, ist stattdessen die Prüfung von den Rentenversicherungs
trägern unverzüglich durchzuführen.

Künstlersozialabgabe
müssen Unternehmen 
entrichten, die
> typischerweise künst

lerische oder publizis
tische Leistungen 
verwerten (typische  
Verwerter, § 24 Abs. 1
Satz 1 KSVG),

> Eigenwerbung betrei
ben und dabei nicht 
nur gelegentlich Auf
träge an selbstständige  
Künstler oder Publizis
ten erteilen (Eigen
werber, § 24 Abs. 1 
Satz 2 KSVG), 

> aus anderen Gründen 
für Zwecke ihres Unter
nehmens nicht nur ge
legentlich Aufträge an  
selbstständige Künstler

 oder Publizisten ertei
len, wenn im Zusam
menhang mit dieser  
Nutzung Einnahmen  
erzielt werden sollen 
(Generalklausel; § 24
Abs. 2 KSVG).

Einführung einer sog. Bagatellgrenze bei der Beurteilung 
der „Gelegentlichkeit“
Die Beurteilung der Frage, wann Künstlersozialabgabe im Rahmen 
der Eigenwerbung oder nach der sog. Generalklausel zu zahlen ist, 
wird künftig vereinfacht: Nach § 24 Abs. 3 KSVG in der Fassung ab  
1. Januar 2015 gelten Aufträge an selbstständige Künstler oder 
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Publizisten als gelegentlich, wenn die Summe der Entgelte aus 
den in einem Kalenderjahr erteilten Aufträgen 450 Euro nicht 
übersteigt. 

Durch die Einfügung dieses neuen Absatzes 3 wird das Tatbe
standsmerkmal der nur gelegentlichen Auftragserteilung in 
wirtschaftlicher und zeitlicher Hinsicht konkretisiert. Damit soll 
insbesondere für kleine Unternehmer, die nur selten und nur in 
geringem Umfang Aufträge an selbstständige Künstler und Pub
lizisten erteilen, mehr Rechtsklarheit und -sicherheit geschaffen 
werden.

Die bisherigen Regelungen zur Beurteilung der Abgabepflicht im 
Rahmen der Durchführung von Veranstaltungen im Sinne der Ge
neralklausel bleiben allerdings unberührt. Das bedeutet, dass in 
Fällen der Generalklausel zusätzlich neben der 450-Euro-Grenze 
die bisherige Regelung gilt. Werden also Aufträge in einem Kalen
derjahr für lediglich bis zu drei Veranstaltungen durchgeführt, be
steht selbst dann keine Abgabepflicht, wenn die 450-Euro-Grenze 
überschritten werden sollte. Umgekehrt gilt in Fällen, in denen  
z. B. fünf Veranstaltungen in einem Kalenderjahr durchgeführt 
werden, dass diese ebenfalls nicht zur Abgabepflicht führen, wenn 
die Summe der Entgelte aus den erteilten Aufträgen insgesamt 
450 Euro nicht übersteigt.

Gelegentliche Auftrags
erteilung
Eigenwerber und General
klauselunternehmen sind 
nur dann abgabepflichtig,
wenn sie Aufträge nicht 
nur gelegentlich an selbst
ständige Künstler und Pu
blizisten erteilen. Aufträge 
werden nur gelegentlich 
erteilt, wenn die Summe 
der Entgelte aus den er
teilten Aufträgen 450 Euro 
im Kalenderjahr nicht 
übersteigt. Bei General
klauselunternehmen liegt
Abgabepflicht selbst dann 
nicht vor, wenn zwar die
450-Euro-Grenze über
schritten wird, jedoch 
nicht mehr als drei Aufträ
ge im Jahr erteilt werden.  

Beispiel 1Beispiel 1

5 Veranstaltungen mit einem Auftragsvolumen von insgesamt 800 Euro

Es besteht Abgabepflicht, da die 450-Euro-Grenze überschritten wurde und mehr 
als 3 Veranstaltungen durchgeführt wurden.

Beispiel 2Beispiel 2

5 Veranstaltungen mit einem Auftragsvolumen von insgesamt 400 Euro

Es besteht keine Abgabepflicht, da die 450-Euro-Grenze nicht überschritten wur
de. Die Anzahl der Veranstaltungen führt nicht zur Abgabepflicht.

Beispiel 3Beispiel 3

3 Veranstaltungen mit einem Auftragsvolumen von insgesamt 800 Euro

Es besteht keine Abgabepflicht, da nicht mehr als 3 Veranstaltungen durchgeführt 
wurden. Die Höhe der Zahlungen ist ohne Bedeutung.
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Wirkung entfaltet die neu eingeführte „Bagatellgrenze“ erst für 
Zeiten ab dem Kalenderjahr 2015. In den folgenden Jahren sind 
bei Prüfungen deshalb unterschiedliche Grundlagen für die Be
urteilung der Abgabepflicht heranzuziehen: Zeiträume bis zum 
31. Dezember 2014 werden nach dem bisher geltenden Recht, 
Zeiträume ab dem 1. Januar 2015 nach dem neu eingeführten

 § 24 Abs. 3 KSVG zu beurteilen sein.

Erweiterte Aufgaben und eigenes Prüfrecht der Künstler
sozialkasse
Die Neufassung des § 35 Abs. 2 KSVG räumt der Künstlerso
zialkasse künftig ein eigenes Prüfrecht auch bei Arbeitgebern 
ein. Bisher durfte die Künstlersozialkasse allein bei Unternehmen 
ohne Beschäftigte und bei Ausgleichsvereinigungen Prüfungen 
der Zahlung der Künstlersozialabgabe vornehmen. 

Bei der Künstlersozialkasse wird eine Prüfgruppe eingerichtet, 
die branchenspezifische Schwerpunktprüfungen sowie anlassbe
zogene Prüfungen durchführen wird. 

GKV-Monatsmeldung – ab 1. Januar 2015 
nur noch auf Anforderung

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und 
der Qualität in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV
FQWG) entfallen für die Arbeitgeber ab 1. Januar 2015 verschie
dene Meldepflichten. 

Die zum 1. Januar 2011 eingeführten Regelungen zum einkom
mensunabhängigen Zusatzbeitrag zur Krankenversicherung so
wie zum Sozialausgleich werden zum 1. Januar 2015 vollständig 
abgeschafft. Damit entfallen alle hierfür eingeführten Melde
pflichten der Arbeitgeber und Krankenkassen zum Sozialaus
gleich. Auch das damals in diesem Zusammenhang eingeführte 
Meldeverfahren zur Anwendung der Gleitzone bei Mehrfachbe
schäftigten wird eingestellt.

Das bisherige Verfahren zur Übermittlung von Daten zur Prüfung 
der Beitragsbemessungsgrenzen bei versicherungspflichtigen 
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Mehrfachbeschäftigungen bleibt bestehen, es wird jedoch in die
sem Zuge neu geregelt: 

Ab 1. Januar 2015 haben Krankenkassen bei versicherungspflich
tigen Mehrfachbeschäftigungen auf Grundlage der abgegebenen 
Entgeltmeldungen von Amts wegen zu prüfen, ob Beiträge auf
grund der Überschreitung der Beitragsbemessungsgrenze zu 
Unrecht gezahlt wurden. Dabei können die Krankenkassen wei
tere Angaben zur Ermittlung der zugrunde zu legenden Entgelte 
bei den Arbeitgebern anfordern. Die Arbeitgeber haben daraufhin 
mit der ersten folgenden Entgeltabrechnung nach Aufforderung 
der Krankenkasse, spätestens innerhalb von sechs Wochen, für 
den von der Krankenkasse angeforderten Zeitraum GKV-Monats
meldungen zu erstatten. Innerhalb von zwei Monaten prüfen die 
Krankenkassen die Daten. Anschließend melden sie den beteilig
ten Arbeitgebern die ermittelten Berechnungsparameter, die eine 
konkrete Berechnung der abzuführenden Beiträge im Verhältnis 
der Höhe der Arbeitsentgelte zueinander unter Beachtung der 
maßgebenden Beitragsbemessungsgrenze und ggf. eine nach
trägliche Berichtigung ermöglichen. 

Dieses zeitlich nachgelagerte Verfahren auf Veranlassung der 
Krankenkassen entbindet die Arbeitgeber von der bisherigen 
Verpflichtung, in allen Fällen der Mehrfachbeschäftigung lau
fend eine monatliche Meldung abzugeben. Zur Vereinfachung des

 

Verfahrens sind Sachverhalte der Mehrfachbeschäftigung von Ar
beitnehmern, die Mitglied der landwirtschaftlichen Krankenkas
se sind, gänzlich ausgenommen. Das Gleiche gilt für geringfügig 
entlohnte Beschäftigungen, die neben einer versicherungspflich
tigen Beschäftigung ausgeübt werden – selbst dann, wenn in der 
geringfügig entlohnten Beschäftigung Versicherungspflicht in der 
Rentenversicherung besteht.

Für die technische Umsetzung werden die bestehenden Struk
turen und Meldewege genutzt. Das betrifft im Wesentlichen die 
GKV-Monatsmeldungen durch die Arbeitgeber sowie die Kranken
kassenmeldungen als Anforderungs- und Rückmeldung durch die 
Krankenkassen. Das Nähere zu dem verfahrenstechnischen Ab
lauf, den zu übermittelnden Daten sowie den Datensätzen regeln 
entsprechend § 26 Abs. 4 SGB IV in der Fassung ab 1. Januar 2015 
die Gemeinsamen Grundsätze nach § 28b Abs. 2 SGB IV in der 
jeweils geltenden Fassung.

        

-

-

-

-

-

-

-

-

-
-

-

-

-

-



9 summa summarum 6•2014 • Mini- und Midijobs

Mini- und Midijobs: Wichtige Änderungen 
zum Jahreswechsel

       

Zum Jahreswechsel enden Übergangsregelungen und treten 
Neuregelungen in Kraft, die sich auf die versicherungs-, bei
trags- und melderechtliche Behandlung von geringfügigen Be
schäftigungen und Beschäftigungen in der Gleitzone auswirken. 

Minijobs von 400,01 bis 450 Euro
Zum 1. Januar 2013 wurde die entgeltliche Geringfügigkeitsgren
ze von 400 auf 450 Euro angehoben. Für regelmäßige Beschäf
tigungen, die über den 31. Dezember 2012 hinaus mit einem 
Arbeitsentgelt von 400,01 bis 450 Euro ausgeübt wurden, sind 
Übergangsregelungen getroffen worden, die den Fortbestand der 
Versicherungspflicht gewährleisteten. Obwohl diese Beschäfti
gungen nach neuem Recht geringfügig entlohnt wurden, galten 
sie im Rahmen der Übergangsregelungen weiterhin als versiche
rungspflichtige mehr als geringfügig entlohnte Beschäftigungen.

In der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung bestand 
die Möglichkeit der Befreiung von der Versicherungspflicht. Mit 
der Befreiung wurde aus der Beschäftigung eine geringfügig ent
lohnte Beschäftigung, die eine entsprechende Abmeldung bei der 
Krankenkasse erforderte sowie eine Anmeldung bei der Minijob-
Zentrale zu dem Versicherungszweig, in dem die Befreiung galt. 
In der Rentenversicherung war eine Befreiung von der Versiche
rungspflicht nicht möglich.

Zum 31. Dezember 2014 enden diese Übergangsregelungen. Ab   
1. Januar 2015 gelten die Beschäftigungen einheitlich als ge
ringfügig entlohnte Beschäftigungen und sind vollständig bei der 
Krankenkasse ab- und bei der Minijob-Zentrale anzumelden.

Beispiel 1Beispiel 1

Ein Taxifahrer ist seit 1. März 2012 zu einem monatlichen Arbeitsentgelt in Höhe 
von 440 Euro sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Eine Befreiung von der 
Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- oder Arbeitslosenversicherung 
wurde nach dem 31. Dezember 2012 nicht geltend gemacht. Eine Befreiung von 
der Rentenversicherungspflicht wird nach dem 31. Dezember 2014 ebenfalls nicht 
beantragt.

Die Beschäftigung wurde über den 31. Dezember 2012 hinaus mehr als gering
fügig sozialversicherungspflichtig ausgeübt. Ab 1. Januar 2015 wird die Be
schäftigung nur noch geringfügig entlohnt und demnach kranken-, pflege- und 

-
-
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arbeitslosenversicherungsfrei ausgeübt. In der Rentenversicherung besteht 
Versicherungspflicht, da keine Befreiung von der Versicherungspflicht beantragt 
wird. Die Beschäftigung ist demnach zum Jahreswechsel entsprechend bei der 
Krankenkasse ab- und bei der Minijob-Zentrale anzumelden: 

Abmeldung bei der Krankenkasse zum 31. Dezember 2014
Personengruppenschlüssel  101
Beitragsgruppenschlüssel 1111
Meldegrund 31

Anmeldung bei der Minijob-Zentrale zum 1. Januar 2015
Personengruppenschlüssel  109
Beitragsgruppenschlüssel 6100
Meldegrund 11

Minijobs bis 400 Euro 
Mit der Anhebung der Geringfügigkeitsgrenze auf 450 Euro wur
de auch die Rentenversicherungspflicht für geringfügig entlohnte 
Beschäftigte eingeführt, von der sie sich allerdings befreien las
sen können. Für Beschäftigungen, die bereits vor dem 1. Januar 
2013 rentenversicherungsfrei geringfügig entlohnt und auch über 
den 31. Dezember 2012 hinaus mit einem Arbeitsentgelt bis 400 
Euro ausgeübt wurden, gilt die Rentenversicherungsfreiheit auf
grund einer Übergangsregelung weiterhin. Rentenversicherungs
pflicht mit der Möglichkeit der Befreiung tritt in diesen Fällen 
auch weiterhin erst ein, wenn das regelmäßige Arbeitsentgelt auf 
über 400 bis 450 Euro angehoben wird.

Midijobs von 800,01 bis 850 Euro
Aufgrund der neuen Geringfügigkeitsgrenze wurden ab 1. Januar 
2013 auch die Grenzen der Gleitzone von 400 bis 800 Euro auf 450 
bis 850 Euro angehoben. Für Beschäftigungen mit einem Arbeits
entgelt in der Gleitzone erfolgt die Beitragsberechnung aus einem 
– nach der sog. Gleitzonenformel – reduzierten Arbeitsentgelt, 
wodurch der Arbeitnehmeranteil am Gesamtsozialversicherungs
beitrag vermindert wird. Sofern bereits vor dem 1. Januar 2013 
eine Beschäftigung mit einem Arbeitsentgelt von 800,01 bis 850 
Euro oberhalb der früheren, aber innerhalb der aktuellen Gleitzo
ne ausgeübt worden ist, finden in dieser Beschäftigung aufgrund 
einer Übergangsregelung die Gleitzonenregelungen keine Anwen
dung. Arbeitnehmer können sich aber in diesen Beschäftigungen 
für die Anwendung der Gleitzonenregelungen – für künftige Ent
geltabrechnungszeiträume – entscheiden. Die hierfür notwendige 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber kann jedoch 
nur noch bis zum 31. Dezember 2014 abgegeben werden.
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Kurzfristige Beschäftigungen ab 2015
Anhebung der Zeitgrenzen bis 2018
Um möglichen Problemen durch die Einführung des flächen
deckenden Mindestlohns, insbesondere bei der Saisonarbeit, zu 
begegnen, werden mit dem Tarifautonomiestärkungsgesetz vom

 

11. August 2014 – parallel zum Inkrafttreten des Mindestlohn
gesetzes – ab 1. Januar 2015 auch die Zeitgrenzen für eine gele
gentliche kurzfristige Beschäftigung von bis dahin zwei Monaten 
oder 50 Arbeitstagen angehoben: Für eine Übergangszeit bis zum 
31. Dezember 2018 liegt eine kurzfristige Beschäftigung vor, wenn 
sie innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens drei Monate 
oder 70 Arbeitstage befristet ist. Das gilt bei einem Arbeitsentgelt 
über 450 Euro weiterhin nur dann, wenn die Beschäftigung nicht 
berufsmäßig ausgeübt wird.

Übergangsfälle
Die Höchstdauer kurzfristiger Beschäftigungen ist grundsätzlich 
auf das Kalenderjahr bezogen einzuhalten. Für kalenderjahrüber
schreitende Beschäftigungen gilt: Nur wenn deren kalenderjahr
überschreitende Befristung die Zeitgrenzen nicht übersteigt, wer
den sie kurzfristig ausgeübt. Eine nach Kalenderjahren getrennte 
versicherungsrechtliche Beurteilung für dieselbe Beschäftigung 
erfolgt nicht. 

Beispiel 2Beispiel 2

Eine Hausfrau war vom 1. November 2013 bis zum 28. Februar 2014 befristet be
schäftigt. Vorbeschäftigungen wurden nicht ausgeübt.

Die kalenderjahrüberschreitende Beschäftigung war bei Beschäftigungsbeginn 
auf mehr als zwei Monate befristet und daher nicht kurzfristig. Dabei war uner
heblich, dass die Zeitgrenze im jeweiligen Kalenderjahr nicht überschritten wurde.

Eine Ausnahme hiervon stellen die kalenderjahrüberschreitenden  
Beschäftigungen zum Jahreswechsel 2014/2015 und 2018/2019 
dar. Da keine zusätzlichen Übergangsregelungen getroffen wor
den sind, gelten ab 1. Januar 2015 die höheren und ab 1. Januar 
2019 wieder die bisherigen niedrigeren Zeitgrenzen auch in ka
lenderjahrüberschreitenden Beschäftigungen. Diese Beschäfti
gungen sind demnach einmal zu Beschäftigungsbeginn nach dem 
in diesem Kalenderjahr geltenden Recht und einmal zum Jahres
wechsel – aufgrund der Änderung in den rechtlichen Verhältnis
sen – nach dem dann geltenden Recht zu beurteilen. Dabei kann 
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sich die versicherungs-, beitrags- und melderechtliche Behand
lung zum Kalenderjahreswechsel ändern. 

Für Beschäftigungen, die das Kalenderjahr 2014 überschreiten, 
gelten also ab 1. Januar 2015 die höheren Zeitgrenzen von drei 
Monaten oder 70 Arbeitstagen.

Beispiel 3Beispiel 3

Eine Hausfrau nimmt am 1. Dezember 2014 eine bis zum 28. Februar 2015 be
fristete Beschäftigung auf. Sie war zuvor im Jahr 2014 nicht beschäftigt.

Bei Beginn der Beschäftigung im Jahr 2014 ist diese auf mehr als zwei Monate 
befristet und daher nicht kurzfristig. Es besteht zunächst Sozialversicherungs
pflicht. Ab 1. Januar 2015 ist aufgrund der Rechtsänderung eine neue Beurteilung 
vorzunehmen. Da die Beschäftigung von Beginn an auf nicht mehr als drei Monate 
befristet war, erfüllt sie ab diesem Zeitpunkt die Voraussetzungen einer kurzfris
tigen Beschäftigung und wird versicherungsfrei ausgeübt. Die Beschäftigung ist 
zunächst bei der Krankenkasse anzumelden. Zum Jahreswechsel ist die Beschäf
tigung bei der Krankenkasse ab- und bei der Minijob-Zentrale anzumelden:

Anmeldung bei der Krankenkasse zum 1. Dezember 2014
Personengruppenschlüssel  101
Beitragsgruppenschlüssel 1111
Meldegrund 10

Abmeldung bei der Krankenkasse zum 31. Dezember 2014
Personengruppenschlüssel  101
Beitragsgruppenschlüssel 1111
Meldegrund 31

Anmeldung bei der Minijob-Zentrale zum 1. Januar 2015
Personengruppenschlüssel  110
Beitragsgruppenschlüssel 0000
Meldegrund 11

In kalenderjahrüberschreitenden Beschäftigungen zum Jahres
wechsel 2018/2019 gelten ab 1. Januar 2019 wieder die niedri
geren bisherigen Zeitgrenzen von zwei Monaten oder 50 Arbeits
tagen. 

Beispiel 4Beispiel 4

Eine Hausfrau nimmt am 1. November 2018 eine bis zum 31. Januar 2019 befris
tete Beschäftigung auf. Sie ist zuvor im Jahr 2018 nicht beschäftigt.

Die Beschäftigung ist bei Beschäftigungsbeginn im Jahr 2018 auf nicht mehr 
als drei Monate befristet und daher kurzfristig. Es besteht zunächst Sozialver
sicherungsfreiheit. Ab 1. Januar 2019 ist aufgrund der Rechtsänderung eine neue 
Beurteilung vorzunehmen. Da die Beschäftigung von Beginn an auf mehr als 
zwei Monate befristet ist, erfüllt sie ab diesem Zeitpunkt die Voraussetzungen 
einer kurzfristigen Beschäftigung nicht mehr und wird versicherungspflichtig aus
geübt. Die Beschäftigung ist zunächst bei der Minijob-Zentrale anzumelden. 
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Zum Jahreswechsel ist die Beschäftigung bei der Minijob-Zentrale ab- und bei 
der Krankenkasse anzumelden:

Anmeldung bei der Minijob-Zentrale zum 1. November 2018
Personengruppenschlüssel  110
Beitragsgruppenschlüssel 0000
Meldegrund 10

Abmeldung bei der Minijob-Zentrale zum 31. Dezember 2018
Personengruppenschlüssel  110
Beitragsgruppenschlüssel 0000
Meldegrund 31

Anmeldung bei der Krankenkasse zum 1. Januar 2019
Personengruppenschlüssel  101
Beitragsgruppenschlüssel 1111
Meldegrund 11

Berücksichtigung von Vorbeschäftigungszeiten
Mehrere kurzfristige Beschäftigungen sind bei der Prüfung

 

der Kurzfristigkeit zusammenzurechnen. Bei kalenderjahrüber
schreitenden Beschäftigungen sind hierbei jedoch lediglich die 
in das laufende Kalenderjahr fallenden Beschäftigungszeiten zu 
berücksichtigen. Überschreitet demnach die zu beurteilende ka
lenderjahrüberschreitende Beschäftigung für sich betrachtet die 
Zeitgrenzen nicht, ist zusätzlich zu prüfen, ob die in das laufende 
Kalenderjahr fallende Beschäftigungszeit zusammen mit vorhe
rigen kurzfristigen Beschäftigungen die Zeitgrenzen einhält. Eine 
nach Kalenderjahren getrennte versicherungsrechtliche Beurtei
lung für dieselbe Beschäftigung erfolgt zwar grundsätzlich nicht; 
bei den die Kalenderjahre 2014 und 2018 überschreitenden Be
schäftigungen können sich jedoch aufgrund der fehlenden zusätz
lichen Übergangsregelungen Änderungen in der versicherungs
rechtlichen Beurteilung ergeben.

Beispiel 5Beispiel 5

Ein Rentner nimmt am 1. Dezember 2014 eine bis zum 31. Januar 2015 befristete 
Beschäftigung auf. Er war zuvor vom 1. Juni bis zum 31. Juli 2014 kurzfristig 
beschäftigt.

Die kalenderjahrüberschreitende Beschäftigung ist für sich betrachtet auf 
längstens zwei Monate befristet. Aufgrund der kurzfristigen Vorbeschäftigungszeit 
sind aber zudem die in das Kalenderjahr 2014 fallenden Beschäftigungszeiten 
zusammenzurechnen. Da diese mehr als zwei Monate (1. Juni bis 31. Juli und 
1. bis 31. Dezember 2014 = drei Monate) betragen, wird die Beschäftigung bei 
Beschäftigungsbeginn nicht kurzfristig ausgeübt. Es besteht daher zunächst So
zialversicherungspflicht. Ab 1. Januar 2015 ist aufgrund der Rechtsänderung eine 
neue Beurteilung vorzunehmen. Für die Prüfung unter Berücksichtigung der 
Vorbeschäftigungszeit gilt nunmehr die höhere Zeitgrenze von drei Monaten. Da 
diese nicht überschritten wird, erfüllt die Beschäftigung ab 1. Januar 2015 die 
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Voraussetzungen einer kurzfristigen Beschäftigung und wird ab diesem Zeitpunkt 
versicherungsfrei ausgeübt. Die Beschäftigung ist demnach zum Jahreswech
sel dementsprechend bei der Krankenkasse ab- und bei der Minijob-Zentrale 
anzumelden.

Beispiel 6Beispiel 6

Ein Rentner nimmt am 1. November 2018 eine bis zum 31. Januar 2019 befristete 
Beschäftigung auf. Er ist zuvor vom 1. Juli bis zum 31. Juli 2018 kurzfristig 
beschäftigt.

Die kalenderjahrüberschreitende Beschäftigung ist für sich betrachtet auf längs
tens drei Monate befristet. Aufgrund der kurzfristigen Vorbeschäftigungszeit sind
die in das Kalenderjahr 2018 fallenden Beschäftigungszeiten zusammenzurech
nen. Da diese längstens drei Monate (1. bis 31. Juli und 1. November bis 31. De
zember 2018 = drei Monate) betragen, wird die Beschäftigung bei Beschäftigungs
beginn kurzfristig ausgeübt. Es besteht daher zunächst Sozialversicherungsfrei
heit. Ab 1. Januar 2019 ist aufgrund der Rechtsänderung eine neue Beurteilung 
vorzunehmen. Für die Prüfung unter Berücksichtigung der Vorbeschäftigungszeit 
gilt wieder die niedrigere Zeitgrenze von zwei Monaten. Da diese überschritten 
wird, erfüllt die Beschäftigung ab 1. Januar 2019 nicht mehr die Voraussetzungen 
einer kurzfristigen Beschäftigung; sie wird ab diesem Zeitpunkt versicherungs
pflichtig ausgeübt. Die Beschäftigung ist demnach zum Jahreswechsel bei der 
Minijob-Zentrale ab- und bei der Krankenkasse anzumelden.

Werden mehrere Beschäftigungszeiten zusammengerechnet, in 
denen die Beschäftigung regelmäßig an mindestens fünf Tagen 
in der Woche, jedoch nicht über einen vollen Kalendermonat, aus
geübt wird, traten bisher an die Stelle der Zeitgrenze von zwei Mo
naten 60 Kalendertage. Aufgrund der Anhebung der Zeitgrenzen 
treten in diesen Fällen von 2015 bis 2018 an die Stelle der Zeit
grenze von drei Monaten 90 Kalendertage.

Minijobs von 2015 bis 2018
Geringfügig entlohnte Beschäftigungen liegen nur dann vor, wenn 
das monatliche Arbeitsentgelt regelmäßig 450 Euro nicht über
steigt. Dabei ist ein unvorhersehbares gelegentliches Überschrei
ten der Entgeltgrenze unbeachtlich. Als gelegentlich wurde bisher 
in Anlehnung an die Zeitgrenze von zwei Monaten für gelegent
liche kurzfristige Beschäftigung ein zweimaliges Überschreiten 
der monatlichen Entgeltgrenze angesehen. Aufgrund der Anhe
bung der Zeitgrenzen für kurzfristige Beschäftigungen gilt in der 
Zeit von 2015 bis 2018 ein dreimaliges unvorhersehbares Über
schreiten der Entgeltgrenze als unschädlich. Für die Prüfung des 
unschädlichen Überschreitens der Entgeltgrenze ist jeweils ein 
Zeitjahr, rückwirkend vom Ende des Monats des Überschreitens 
der Entgeltgrenze an, zu betrachten.
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Beispiel 7

Eine Raumpflegerin ist seit 2013 zu einem monatlichen Arbeitsentgelt in Höhe 
von 450 Euro beschäftigt. Vom 1. Juni bis 31. August 2015 übernimmt sie vorüber
gehend zudem eine Schwangerschaftsvertretung und verdient in dieser Zeit 
900 Euro im Monat.

Da es sich um eine unvorhersehbare gelegentliche Überschreitung der entgelt
lichen Geringfügigkeitsgrenze handelt, wird die Beschäftigung weiterhin gering
fügig entlohnt ausgeübt.

Weitere Hinweise
Nähere Erläuterungen haben die Sozialversicherungsträger in 
den Geringfügigkeits-Richtlinien vom 12. November 2014 zusam
mengestellt. Die Richtlinien finden Sie in Kürze im Internet unter 
www.deutsche-rentenversicherung.de in der Rubrik Infos für Ex
perten/Arbeitgeber & Steuerberater/Publikationen.

Steuerberater haben keine Vertretungs
befugnis in Statusfeststellungsverfahren

Nach Urteilen des BSG vom 5. März 2014 dürfen Steuerberater 
für ihre Mandanten keine Statusfeststellungsverfahren nach

 § 7a SGB IV betreiben.

In der betrieblichen Praxis kommt es immer wieder vor, dass Un
klarheit darüber herrscht, ob eine Erwerbstätigk -eit eine so zial
versicherungspflichtige Beschäftigung oder eine selbstständige  
Tätigkeit ist. Das Statusfeststellungsverfahren nach § 7a SGB IV 
bei der Clearingstelle der Deutschen Rentenversicherung Bund 
sorgt hier für Klarheit. 

Clearingstelle
Statusanfragen zur 
Klärung, ob bei Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit 
eine abhängige sozialver
sicherungspflichtige Be
schäftigung vorliegt oder 
es sich um eine selbst
ständige Tätigkeit handelt, 
sind vom Auftraggeber 
und/oder Auftragnehmer 
schriftlich an die Clea
ringstelle der Deutschen 
Rentenversicherung Bund, 
Postfach, 10704 Berlin, zu 
richten.

Verstoß gegen das Rechtsdienstleistungsgesetz
Das BSG musste entscheiden, ob Steuerberater dazu berechtigt 
sind, als Bevollmächtigte in einem Statusfeststellungsverfahren 
nach § 7a SGB IV aufzutreten. Die Clearingstelle hatte dies zuvor 
verneint und in den vom BSG zu entscheidenden Fällen die Steu
erberater als Bevollmächtigte förmlich zurückgewiesen, weil sie 
darin einen Verstoß gegen das Rechtsdienstleistungsgesetz sah.

In seinen Urteilen (B 12 R 4/12 R und B 12 R 7/12 R) kam das 
BSG zu dem Schluss, dass die Zurückweisung zu Recht erfolg
te. Es führte aus, dass die Tätigkeit in den Anfrageverfahren nach

 § 7a SGB IV typischerweise einer besonderen Sachkunde auf dem    
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Sozialversicherungsprüfung
im Unternehmen

Gebiet des Sozialversicherungsrechts bedarf. Die Vertretung kön
ne nur angemessen und verfahrenseffektiv erfolgen, wenn der 
Bevollmächtigte über fundierte Kenntnisse darüber verfügt, auf 
welche verfahrensrechtlichen, materiell-rechtlichen und tatsäch
lichen Gesichtspunkte es im Verfahren nach § 7a SGB IV im Ein
zelnen ankommt bzw. ankommen kann.

Ein für einen Beteiligten in einem solchen Verfahren auftretender 
Bevollmächtigter muss, so das BSG, einschätzen können, ob die 
Clearingstelle auch tatsächlich alle für die Beurteilung des sozial
versicherungsrechtlichen Status eines Erwerbstätigen relevanten 
Umstände vollständig und zutreffend ermittelt hat; er hat dafür 
Sorge zu tragen, dass der von ihm vertretene Beteiligte dazu ent
sprechende Angaben macht. Der Bevollmächtigte muss insbe
sondere auch solche rechtlichen Gesichtspunkte und Tatsachen 
erkennen und gegenüber der Clearingstelle kommunizieren kön
nen, die möglicherweise nicht standardmäßig in Antragsformula
ren abgefragt werden, die aber im Rahmen der Gesamtabwägung 
für die zutreffende abschließende Entscheidung bedeutsam sein 
können. 

Keine Steuersache
Maßgebend ist nach Ansicht des BSG insoweit die allgemeine 
berufstypische juristische Qualifikation des Steuerberaters im 
Rahmen seiner Haupttätigkeit. Das Sozialversicherungsrecht ist 
nicht Gegenstand der Steuerberaterprüfung; laut BSG verfügt ein 
Steuerberater damit nicht über erforderliche Rechtskenntnisse. 
Das auf „Steuersachen“ bezogene Berufsbild deckt die sozialver
sicherungsrechtliche Statusfeststellung nicht mit ab.

Damit ist auch ein Widerspruch oder eine Klage beim Sozialge
richt gegen die Entscheidung der Clearingstelle durch einen be
vollmächtigten Steuerberater nicht möglich.  
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